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EDITORIAL/115: Liebe Leserin, lieber Leser (SB)





Wochendruckausgabe 115 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
08.12.2018
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Liebe Leserin, lieber Leser,

mit der 115. Ausgabe vom 08.12.2018 werden wir das regelmäßige
Erscheinen unserer Schattenblick-Wochendruckausgabe als Printprodukt
anläßlich der Fest- und Brückentage und, davon nicht zu trennen, der
Urlaubszeiten für genau fünf Wochen unterbrechen.

Am Samstag, den 19.01.2019, können Sie wieder die fortlaufende
Zusendung der Wochendruckausgabe des Schattenblicks wie gewohnt
erwarten. Selbstverständlich werden in der Zwischenzeit dennoch alle
damit verbundenen Beiträge auf dem Portal der Online-Tageszeitung
Schattenblick ohne jede Unterbrechung im vertraut täglichen Rhythmus
zu finden sein.

Bleibt noch, Ihnen und uns eine erholsame Zeit, ganz besonders in
diesen Tagen der Feste und Resturlaube, zu wünschen.

Ihre Schattenblick-Redaktion


7. Dezember 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth
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ATOM/188: Halbwertzeit - im Verborgenen ... (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) - 7. Dezember 2018

Niedersachsen: Bisher mehr als 500 Vorkommnisse in der
Brennelementefabrik Lingen sowie in den AKW Lingen 2 und Grohnde



(Bonn, Grohnde, Hannover, Lingen, 07.12.2018) Der Bundesverband
Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) weist darauf hin, dass sich in der
Brennelementefabrik in Lingen bereits rund 150 meldepflichtige Ereignisse
zugetragen haben. Nach dem Brand in der umstrittenen Anlage, der sich am
gestrigen Donnerstag (6.12.2018) ereignet hat, sowie nach zwei
meldepflichtigen Vorkommnissen, die sich im November ereigneten, ist in der
Öffentlichkeit zum Teil der Eindruck entstanden, dass es sich dabei um die
ersten drei Vorkommnisse in der umstrittenen Uranfabrik gehandelt hat. Doch
es gab nach Angaben des Bundesamtes für kerntechnische
Entsorgungssicherheit (BfE) immer wieder meldepflichtige Vorkommnisse in
der Brennelementefabrik Lingen. Auf der Internetseite des BfE ist zu lesen,
dass es bis Ende 2016 bereits 139 Vorkommnisse gegeben hat. [1]

Hinsichtlich des aktuellen Feuerausbruchs in der Anlage fordert der BBU
eine umfassende Information der Öffentlichkeit über die Brandursache und
über das Material, das in Brand geraten ist. "Medienberichten zufolge war
der Brand auf 40 x 40 Zentimeter begrenzt. Das klingt zunächst harmlos und
hätte doch eigentlich mit einem Feuerlöscher unverzüglich gelöscht werden
können. Warum mussten dann aber 150 Feuerwehrleute sowie ein
Dekontaminationsfahrzeug anrücken?", fragt Udo Buchholz vom BBU-Vorstand.

Auch im AKW Grohnde ein weiteres Vorkommnis

Weiterhin weist der BBU darauf hin, dass es aktuell auch im Atomkraftwerk
Grohnde ein meldepflichtiges Vorkommnis gegeben hat. In einer Mitteilung
von heute (Freitag, 7.12.2018) schreibt das Niedersächsische
Umweltministerium: "Bei einer wiederkehrenden Prüfung wurde festgestellt,
dass ein Überströmventil nicht vollständig öffnete, da der Ventilhubweg
eingeschränkt war." [2]

Nach Angaben des Bundesamtes für kerntechnische Entsorgungssicherheit (BfE)
gab es bis zum 31.10.2018 bereits 261 meldepflichtige Ereignisse im
Atomkraftwerk Grohnde.

Der BBU fordert, dass die Niedersächsische Landesregierung die
Betriebsgenehmigungen für die Brennelementefabrik in Lingen, für das
Atomkraftwerk in Grohnde und auch für das Atomkraftwerk Lingen 2 aufhebt.
Auch dort kam es schon vielfach zu meldepflichtigen Ereignissen (155 bis
zum 31.10.2018). [3]

Schutz der Bevölkerung kann nur durch Stilllegungen erreicht
werden

Der BBU fordert, dass die Landesregierung in Hannover nach den jüngsten
Vorfällen in Lingen und Grohnde nicht wieder mit Beschwichtigungen reagiert
und lediglich punktuelle Untersuchungen veranlasst. Der Schutz der
Bevölkerung muss absolute Priorität haben und kann nur durch Stilllegungen
erreicht werden.

Die Stilllegungsforderungen werden nicht nur vom BBU getragen. Mehr als 350
Initiativen und Verbände fordern in der "Lingen-Resolution" [4] die
sofortige Stilllegung der Brennelementefabrik in Lingen sowie des AKW
Lingen 2. Und zahlreiche Kommunen haben sich in den letzten Monaten für die
vorzeitige Stilllegung des AKW Grohnde ausgesprochen. Die Niedersächsische
Landesregierung sollte das nicht ignorieren.


Der BBU ist der Dachverband zahlreicher Bürgerinitiativen,
Umweltverbände und Einzelmitglieder. Er wurde 1972 gegründet und hat seinen
Sitz in Bonn. Weitere Umweltgruppen, Aktionsbündnisse und engagierte
Privatpersonen sind aufgerufen, dem BBU beizutreten um die
themenübergreifende Vernetzung der Umweltschutzbewegung zu verstärken. Der
BBU engagiert sich u. a. für menschen- und umweltfreundliche
Verkehrskonzepte, für den sofortigen und weltweiten Atomausstieg, gegen die
gefährliche CO2-Endlagerung, gegen Fracking und für umweltfreundliche
Energiequellen.


Weitere Informationen:

https://bbu-online.de

http://www.grohnde-kampagne.de

http://www.grohnde-kampagne.de/aktionen/2017-kommunen


Anmerkungen

[1] https://www.bfe.bund.de/DE/kt/ereignisse/standorte/kernbrennstoff-versorgung-entsorgung/kernbrennstoff-versorgung-entsorgung.html

[2] http://www.umwelt.niedersachsen.de/aktuelles/pressemitteilungen/meldepflichtiges-ereignis-im-kernkraftwerk-grohnde-172043.html

[3] https://www.bfe.bund.de/DE/kt/ereignisse/standorte/kkw/kkw.html

[4] Direktlink zur Lingen-Resolution: 

https://bbu-online.de/AK%20Energie/Aktuelles%20AK%20Energie/Lingen-Resolution%2018.pdf

 * 

Quelle:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Telefon: 0228/21 40 32, Fax: 0228/21 40 33

Internet: www.bbu-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. Dezember 2018 
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UNIVERSITÄT/246: Für ein Klima der Akzeptanz und des gegenseitigen Vertrauens - Uni Ulm für "Charta der Vielfalt" (idw)


Universität Ulm - 10.12.2018

Für ein Klima der Akzeptanz und des gegenseitigen Vertrauens - 
Uni Ulm für "Charta der Vielfalt"



Diversität als Chance! Unter diesem Motto steht die "Charta der
Vielfalt", einer bundesweiten Arbeitgeber-Initiative für "Diversity" in der
Arbeitswelt. Mit der Unterschrift unter diese Charta verpflichtet sich nun
auch die Universität Ulm, gesellschaftliche Vielfalt zu leben,
anzuerkennen und dafür ein Arbeitsumfeld zu schaffen, das frei von
Vorurteilen ist.

Diversität als Chance! Unter diesem Motto steht die "Charta der Vielfalt",
einer bundesweiten Arbeitgeber-Initiative für "Diversity" in der
Arbeitswelt. Mit der Unterschrift unter diese Charta verpflichtet sich nun
auch die Universität Ulm, gesellschaftliche Vielfalt zu leben,
anzuerkennen und dafür ein Arbeitsumfeld zu schaffen, das frei von
Vorurteilen ist. Die Initiative unter der Schirmherrschaft von
Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel will damit der Tatsache Rechnung tragen,
dass sich die moderne Gesellschaft im Zuge der Globalisierung und des
demografischen Wandels fortwährend verändert.

"Diversität ist nicht nur ein Wert an sich, sondern sie schafft
arbeitspsychologische wie auch wirtschaftliche Vorteile, indem sie
vielfältige Potenziale freisetzt. Gerade wir als Universität profitieren
von einer großen Vielfalt an kulturellen Prägungen, Begabungen und
Interessen. Dabei verfolgen wir gemeinsam ein großes Ziel, und zwar auf
der Grundlage von gemeinsamen Wertvorstellungen", sagt Professor Michael
Weber, Präsident der Universität Ulm. Mit der Unterschrift unter die
"Charta der Vielfalt" verpflichtet sich die Universität Ulm als
Arbeitgeber, allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern Wertschätzung
entgegen zu bringen: unabhängig von Geschlecht, Nationalität, ethnischer
Herkunft, Religion oder Weltanschauung, Alter, sexueller Orientierung und
Identität. Dafür braucht es - wie im Urkundentext formuliert - ein Klima
der Akzeptanz und des gegenseitigen Vertrauens.

Konkret geht es bei der Umsetzung darum, Personalprozesse zu überprüfen
und sicherzustellen, dass diese den vielfältigen Fähigkeiten und Talenten
von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern ebenso gerecht werden wie dem
Leistungsanspruch des Arbeitgebers. Das Ziel: eine Organisationskultur zu
pflegen, in der Diversität kein Fremdwort ist, sondern aktiv und produktiv
gelebt wird. Führungskräften und Vorgesetzten soll dabei eine besondere
Verantwortung zukommen. Doch der Anspruch der Initiative geht über die
Arbeitswelt hinaus. So lautet der letzte Satz in der Urkunde: "Wir sind
überzeugt: Gelebte Vielfalt und Wertschätzung dieser Vielfalt hat eine
positive Auswirkung auf die Gesellschaft in Deutschland."

Die "Charta der Vielfalt" ist eine Arbeitgeberinitiative, die 2006 von
großen Unternehmen in Deutschland ins Leben gerufen wurde. Die Initiative
wird von der Beauftragten der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge
und Integration, Staatsministerin Annette Widmann-Mauz, unterstützt und
steht unter der Schirmherrschaft von Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel.
Bislang haben mehr als 3000 Unternehmen und Einrichtungen mit insgesamt
rund 10,4 Millionen Beschäftigten die Urkunde unterzeichnet.


Weitere Informationen unter:

https://www.charta-der-vielfalt.de/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution22

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Ulm, 10.12.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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BUCHBESPRECHUNG/164: Rolf Bergmeier, Machtkampf - Die Geburt der Staatskirche (Kirchenkritik) (Gerhard Feldbauer)


Rolf Bergmeier

Machtkampf. Die Geburt der Staatskirche

Ein kenntnisreiches Buch über die Geburt der katholischen Staatskirche und ihrer Papstmonarchie

von Gerhard Feldbauer, 10. Dezember 2018



Rolf Bergmeier, ein durch mehrere Bücher ausgewiesener Kenner der
Katholischen Kirche, legt unter diesem Titel ein neues fundiert
recherchiertes Buch (473 Quellenangaben, einbezogen Immanuel Kant und
Friedrich Engels) über die Errichtung der Papstmonarchie und den
Machtkampf, der um sie entbrannte, vor. Ihren Grundstein legte der
römische Kaiser Theodosius I. mit seinem 380 von ihm und Kaiser
Gratian sowie Kaiser Valentinian II. erlassenen Dreikaiseredikt
»Cunctos populos« (an alle Völker). Es verbietet "alle heidnischen
Religionen und schaltet die vom Katholizismus abweichenden mit
Zwangsmaßnahmen aus" (S. 149). Damit wurde "die Mehrheit der Bewohner
des Römischen Reiches" der katholischen Religion unterworfen. Denn, so
Bergmeier, der "durchschnittliche Anteil der Christen dürfte um 350
bei fünf bis fünfzehn Prozent gelegen haben" (S. 189). Nur die, die
dem Gesetz folgen, seien katholische Christen. "Das 4. Jahrhundert
bringt dann die endgültige Absage an das Christentum. Der Staat
vereinnahmt den Katholizismus und erklärt alle nichtkatholischen
Varianten für wahrhaft toll und wahnsinnig." (S. 171)

Während sich die weltlichen Feudalgesellschaften in ihrem
Entstehungsstadium und noch längere Zeit danach durch einen auf ihren
Produktivkräften und deren Produktionsverhältnissen beruhenden
gesellschaftlichen Fortschritt charakterisieren ließen, wurde die
feudale Papstmonarchie dagegen von Anfang an von zutiefst reaktionären
und volksfeindlichen Gesichtszügen gekennzeichnet. Bergmeier geht auf
den Charakter der "Klassengesellschaft" ein und zitiert Bischof
Burchard von Worms (995-1025) mit der für die Kirche und weltliche
Herrschaft angenehmen Interpretation: "Um der Sünde willen vom
Menschen ausgegangen, hat der gerechte Gott das Leben der Menschen
unterschiedlich gestaltet, in dem er die einen zu Knechten, die
anderen zu Herren bestimmt hat, auf dass durch die Gewalt der
Herrschenden den Knechten die Freiheit, übel zu tun, beschränkt wird."
(S. 81)

Mit Cunctos populos wird das Bündnis des Staates und der katholischen
Kirche geschmiedet, was Bergmeier als "Ouvertüre zu einer
Gesellschafts- und Kulturrevolution von explosiver Kraft, die Europa
grundlegend verändern und die Welt bis in die fernsten Ecken
erschüttern wird", bezeichnet. Der Autor analysiert, wie der Bruch des
Katholizismus mit dem ursprünglichen Christentum erfolgt und eine
Allianz aus Thron und Altar geschaffen wird, die Mitteleuropa
klerikalisiert, enturbanisiert und feudalisiert. Nach ihrer
Ausbreitung und der Zahl der Mitglieder wird die römisch-katholische
Kirche zur größten christlichen Konfessionskirche, die entscheidend,
besonders im Mittelalter, die Entwicklung in Europa beeinflusste.
Bergmeier nennt das einen "Religions-Tsunami, der mit kaum zu
zügelnder Kraft über Europas Geschichte hinwegrollt und die
ökonomische, soziale und kulturelle Entwicklung ganzer Kontinente
prägt".

Die Herausbildung der Papstmonarchie, des Gegensatzes von Klerus und
Laien, gegenüber dem Urchristentum etwas völlig Neues, erfolgte im
2. Jahrhundert unter dem Bischof Ignatius I. in Antiochia, der
drittgrößten Stadt des Römischen Reiches. Er forderte, "dass man den
Bischof wie den Herrn selbst ansehen muss". Wer "ohne den Bischof
etwas tut, dient dem Teufel", verkündete er drohend. Unter ihm begann
die übelste Diffamierung aller andersgläubigen Christen als "wilde
Tiere", "tolle Hunde", "Bestien in Menschengestalt". Das Werk von
Ignatius setzte der 248 von Papst Fabian (236-250) zum Bischof von
Karthago geweihte Cyprian mit der Ausarbeitung der Lehre von der
"Einheit der katholischen Kirche", der Grundlage des Aufbaus einer
einheitlichen autoritären hierarchischen Herrschaft der Kirche, fort.
Sie wurde in den folgenden Jahrhunderten mit Methoden durchgesetzt,
die bereits das Terrain für die spätere Inquisition bereiteten.
Nebenbei bemerkt erklärte Kardinal Josef Ratzinger alias Benedikt XVI.
Cyprian ausdrücklich zu seinem Leitbild unter den von ihm erkorenen
Kirchenvätern.

Zur Inquisition führt Bergmeier den spanischen Kreuzzug, die
Reconquista an, durch die "die hispanische Halbinsel dekultiviert und
enthumanisiert" wird. "Die spanischen Inquisitionsakten verzeichnen
49.571 Unschuldige, die im Namen des katholischen Gottes verbrannt,
291.450, die mit schweren Strafen gepeinigt" wurden. "Der Versuch der
französischen Katholiken, in der Bartholomäusnacht des Jahres 1572
alle Protestanten des Landes zu ermorden, ist bis heute eines der
furchtbarsten Beispiele für den Versuch, das Anderssein auszulöschen."
(S. 174).




[image: Abbildung: François Dubois [Public domain], via Wikimedia Commons]

Le massacre de la Saint-Barthélemy - zeitgenössisches Gemälde von François Dubois zur Pariser Bartholomäusnacht von 1572

Abbildung: François Dubois [Public domain], via Wikimedia Commons



Die "Einzigartigkeit des 'folgenschweren Zusammenbruch' und die
pathologische Monstrosität der Grausamkeiten können am ehesten an
Einzelschicksalen wahrgenommen werden", schreibt Bergmeier und
verweist auf Giordano Bruno, der 1600 auf dem Campo di Fiori verbrannt
wurde. "Der Mann steht nackt vor der tobenden Mange. Bleich und
abgemagert, die Arme durch das Rad zerbrochen, an vielen Stellen das
Fleisch bis auf den Knochen herunter geschabt, ein körperliches
Wrack - doch ungebrochen." Seinen christlichen Richtern hat er
entgegengeschleudert: "Es wird der Tag kommen, an dem der Mensch aus
der Vergessenheit erwacht und endlich begreifen wird, wem er die Zügel
für sein Dasein überlassen hat, einem falschen und lügenden Geist, der
ihn zum Sklaven hat werden lassen." (S. 175). Der Autor hält fest,
dass diese Prozesse in der historischen Forschung kaum Beachtung
finden.

"Inzwischen hat sich der Katholizismus gewandelt", meint Bergmeier am
Ende (S. 177). Hier habe ich zu diesem großartigen Werk eine
einschränkende Bemerkung. Dass sich der Katholizismus seit dem Zweiten
Vatikanischen Konzil, auf das sich Bergmeier bezieht, gemäßigt hat,
wäre zumindest mit einem Fragezeichen zu versehen. Auch hätte man ein
kurzes Eingehen auf den von Johannes XXIII. (1958-1963) mit dem
Zweiten Vatikanischen Konzil unternommenen Versuch, eine längst
überfällige Öffnung der katholischen Kirche gegenüber der Welt
einzuleiten, erwarten können. Hat doch dieser "Papst des Friedens"
genannte Pontifex, dem auf der Gedenkmauer von Yad Vashem als "Retter
von Juden" gedacht wird, während seiner kurzen Amtszeit die
reaktionären Traditionen der Kurie unterbrochen. Seine Nachfolger
Paul VI. und nach ihm der polnische Papst Johannes Paul II. wie auch
der danach kommende deutsche Benedikt XVI. sorgten dafür, dass die von
ihm ins Auge gefassten Reformen, wo sie nicht rückgängig gemacht
wurden, stagnierten.

Für die Arbeit mit dem Buch wäre schließlich ein Personenregister
hilfreich.

Rolf Bergmeier: Machtkampf. Die Geburt der Staatskirche. Vom Sieg des
Katholizismus und den Folgen für Europa. Alibri Verlag, Aschaffenburg
2018. 205 S. ISBN 978-3-86569-292-4.

 * 

Quelle:

© 2018 by Gerhard Feldbauer

Mit freundlicher Genehmigung des Autors
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TREFF/653: Bocholt - Schulung rund ums e-Book am 13.12.2018


Stadt Bocholt - Fahrradfreundlichste Stadt Deutschlands

Schulung rund ums e-Book

Donnerstag, 13. Dezember 2018 // 14:30 - 15:30 Uhr // Stadtbibliothek
Bocholt



Bocholt (PID). Für alle interessierten Leser die einen e-Book als
Weihnachtsgeschenk ins Auge fassen oder bereits ein eigenes Gerät
besitzen, bietet die Stadtbibliothek am Donnerstag, 13. Dezember 2018,
in Zusammenarbeit mit der Volkshochschule im Medienzentrum (Raum 3)
eine Sprechstunde zum Thema "Lesen mit dem E-Book" an. Von 14:30 Uhr
bis 15:30 Uhr wird in einer kurzen Schulung das Onlineportal
www.muensterload.de und der Download von digitalen Medien vorgestellt.
Darüber hinaus besteht die Möglichkeit, spezielle Fragen zu seinem
eigenen eReader oder Downloadproblemen zu stellen. Die Teilnahme ist
kostenfrei.

Die Stadtbibliothek Bocholt ist Mitglied im Verbund "muensterload",
einer Gruppe von 14 münsterländischen, öffentlichen Bibliotheken.
Dieser Verbund bietet den Leserinnen und Lesern zusätzlich zur Nutzung
der Entleihmöglichkeiten vor Ort auch die Ausleihe von elektronischen
Medien (Onleihe) kostenlos an. Die Inhaber eines Bibliotheksausweises
können verschiedenste digitale Medien, beispielsweise e-books oder 
e-audios, im Internet ausleihen.

Derzeit stehen rund 31.000 elektronische Medien der
unterschiedlichsten Bereiche zum Verleih bereit. Die Idee der
"Onleihe" wurde bereits mehrfach ausgezeichnet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 10.12.2018

Presse- und Informationsdienst der Stadt Bocholt

Karsten Tersteegen, Amke Derksen, Bruno Wansing

Berliner Platz 1, D-46395 Bocholt

Tel.: + 49 2871 953-327, -209, -571, Fax: + 49 2871 953-189

E-Mail: pid@mail.bocholt.de

Internet: http://www.bocholt.de
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MELDUNG/969: #NOPOG - Demo gegen das umstrittene Polizeigesetz in Niedersachsen und NRW (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

#NOPOG: Demo gegen das umstrittene Polizeigesetz in 
Niedersachsen und NRW

Von Onno Oncken, 10. Dezember 2018



Verregnete Glühweinstimmung gemischt mit Aufgerütteltsein und der
Hoffnung das neue Polizeigesetz zu Weihnachten gegen eine Rute
einzutauschen, mit der ein freundlicher Herr in Rot und mit langem
weißem Bart ausgerüstet ist ...

Mit einem Freund aus Emden habe ich mich auf den Weg nach Hannover
gemacht, um dort zum zweiten Mal(!) am Landtag vorbei zu ziehen und
eine Meinung zu vertreten, die, wie ich meine, die meisten jungen
Leute, die darüber Bescheid wissen, teilen. Zumindest die Jusos und
die Igel von den Grünen nahmen auf dieser Demo neben Amnesty,
besorgten Fußball-Fans und Überwachungsstaat-Gegnern teil.

Die Polizei war in einer Größenordnung angetreten, die ausgereicht
hätte, um die Ordnung in fünf Stadien aufrecht zu erhalten. So liefen
sie im Laufschritt nebenher und blockten den Verkehr zwischen dem
Landtag und dem Weihnachtsmarkt mit Pferd, Knüppel, Visier und Wagen.
Glücklicherweise waren die Sorgen meiner Eltern wie auch der Exekutive
in Hannover unerheblich und alles blieb friedlich, fröhlich und
chaotisch, wie es sich für Hannover halt manchmal gehört.

Selbstredend waren die Symbole Spinne, Bulle und Schwein sehr
prominent auf Plakaten vertreten neben Slogans wie "Freiheit statt
Angst", "Kampf dem Rechtsruck heißt Nein zum Polizeigesetz" und vielen
mehr.

Der NDR versuchte glauben zu machen, es seien nur 1800 Menschen
dagewesen. Die Veranstalter zählten jedoch rund 6000 und in Düsseldorf
waren es nach Heise um die 3000 Demonstrierenden [1]. Zwei Demos, aber
ein Thema: die Verschärfung der Polizeigesetze durch neue Befugnisse,
Strafen ohne richterlichen Beschluss, die Anschaffung sogenannter
Taser (Elektroschockpistolen) und Eingriffe in die digitale User-Welt.

Amnesty veröffentlichte eine 28-seitige Stellungnahme [2] zu der
Novelle in Niedersachsen, andere Organisationen wie Campact haben über
Online-Petitionen [3] gewarnt, kommt das POG, dann sieht es für die
Streik- und Demokultur in Deutschland erheblich düsterer aus.
Wünschenswert ist das nicht, lieber Weihnachtsmann!


Anmerkungen:

[1] https://www.heise.de/newsticker/meldung/Hunderte-protestieren-in-Hannover-gegen-geplantes-Polizeigesetz-4245990.html

[2] https://www.amnesty.de/sites/default/files/2018-08/Amnesty-Stellungnahme-NPOG-Entwurf-Niedersachsen-August2018.pdf

[3] https://weact.campact.de/petitions/freiheiten-und-grundrechte-schutzen-niedersachsens-polizeigesetz-stoppen


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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ATTAC/1963: Cum-Ex - Justiz verfolgt kritische Journalisten im Auftrag der Steuerräuber


Attac Deutschland - Pressemitteilung

Frankfurt am Main, 11. Dezember 2018

Cum-Ex: Justiz verfolgt kritische Journalisten im Auftrag der
Steuerräuber 

Attac fordert Whistleblower-Gesetz, das Aufklärer schützt



Wie heute bekannt geworden ist, ermittelt die Staatsanwaltschaft Hamburg
im Zusammenhang mit den Cum-Ex-Recherchen gegen den Chefredakteur des
gemeinnützigen Recherchezentrums Correctiv und wirft ihm Anstiftung zum
Verrat von Geschäfts- und Betriebsgeheimnissen vor. Damit folgt sie
einem Gesuch der Schweizer Behörden, die wegen einer Anzeige der
Schweizer Bank Sarasin tätig wurden(*).

Das globalisierungskritische Netzwerk Attac protestiert scharf gegen
diese Instrumentalisierung der deutschen Strafverfolgungsbehörden und
fordert, Whistleblower ebenso wie kritische Journalisten zu schützen
statt zu verfolgen.

"Die Staatsanwaltschaft unterstützt die Steuerräuber und verfolgt die
Aufklärer. Das ist schockierend", sagt Attac-Steuerexperte Alfred Eibl.
"Statt die Täter des kürzlich aufgedeckten 55 Milliarden Euro schweren
Steuerbetrugs zu belangen und das Geld für die Allgemeinheit
zurückzuholen, macht die Justiz Journalisten das Leben schwer, die die
Hintergründe zu diesem Steuerraub mit Hilfe von Whistleblowern
aufgedeckt haben. Wer Missstände aufdeckt, verpfeift niemanden, sondern
handelt im Sinne des Gemeinwohls."

Attac fordert bereits seit Jahren ein Whistleblower-Gesetz, das die
Weitergabe von Firmen- und Verwaltungsdaten zur Aufdeckung von
Straftaten und Steuerhinterziehung grundsätzlich straffrei stellt und
die Whistleblower arbeitsrechtlich und strafrechtlich schützt. Mit einem
solchen Gesetz entfiele auch jede Grundlage für die Verfolgung von
Journalisten, die Informationen von Whistleblowern veröffentlichen.

Für Behörden, Banken, Unternehmensberatungen, Anwaltskanzleien und
andere einschlägig tätige Unternehmen und Einrichtungen soll es zudem
eine Informationspflicht geben, wenn die Allgemeinheit finanziell oder
durch Umweltverschmutzung, Gesundheitsbelastungen und Ähnliches
geschädigt wird.


Anmerkung

(*) https://correctiv.org/top-stories/2018/12/11/journalismus-ist-kein-verbrechen/?fbclid=IwAR3uEX8ifbvJ2okz3kGDFwsfeEkxAj9S8T0lT3CSqyI-0PIwPc6VmsFEY_4

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

E-Mail: presse@attac.de

Internet: www.attac.de
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ATTAC/1962: Netzwerk Gerechter Welthandel - JEFTA im EU-Parlament nicht ratifizieren


Netzwerk Gerechter Welthandel

Gemeinsame Pressemitteilung vom 11. Dezember 2018

EU-Japan-Handelsabkommen (JEFTA) nicht ratifizieren!



Heute wird das EU-Parlament über das Handelsabkommen der EU mit Japan
(JEFTA bzw. EU-Japan Economic Partnership Agreement) diskutieren, morgen
Mittag soll die Abstimmung erfolgen. Gemeinsam mit seinen über 60
Mitgliedsorganisationen und zahlreichen weiteren zivilgesellschaftlichen
Akteuren spricht sich das Netzwerk Gerechter Welthandel gegen die
Ratifizierung von JEFTA in dieser Form aus. Nach Meinung des Netzwerks
enthält das Abkommen Regeln, die den politischen Handlungsspielraum der
EU und der EU-Mitgliedsstaaten massiv einschränken.

Dazu Mitglieder des Koordinierungskreises Netzwerk Gerechter Welthandel:

Alessa Hartmann, Handelsreferentin bei PowerShift: "Wie in allen
EU-Handelsabkommen fehlen auch im JEFTA-Nachhaltigkeitskapitel ein
Durchsetzungsmechanismus sowie Sanktionsmöglichkeiten, wenn
Menschenrechte verletzt oder die Umwelt zerstört wird. Und das, obwohl
Japan zwei der acht ILO-Kernarbeitsnormen nicht ratifiziert hat. Die
Sozialdemokraten haben mehrfach angekündigt, dass sie dem Abkommen nur
zustimmen werden, wenn hier nachgebessert wird. Nun müssen sie zu ihrem
Wort stehen und dürfen das Abkommen so nicht ratifizieren!"

Victoria Gulde, Campaignerin bei Campact: "Im Sommer haben fast 600.000
Menschen unsere Petition gegen JEFTA unterschrieben. Das zeigt, dass die
Bürger/innen das Abkommen nicht wollen. In seiner jetzigen Form bedroht
JEFTA die öffentliche Daseinsvorsorge. Ihm ohne weitere Überarbeitungen
zuzustimmen, ist daher unverantwortlich."

Roland Süß, Mitglied im Attac-Koordinierungskreis: "Große Konzerne waren
die treibende Kraft hinter den Verhandlungen. Mit dem Kapitel zur
regulatorischen Kooperation bekämen künftig Lobbyisten einen
zusätzlichen Einfluss. So würden Lobbyisten Gesetzesentwürfe zur
Kommentierung vorgelegt bekommen, bevor ein gewähltes Parlament diese
Entwürfe überhaupt zu Gesicht bekommen. Damit würde ihr Einfluss auf
Gesetzgebungsprozesse verstärkt. JEFTA ist in dieser Form eine
Behinderung demokratischer Gestaltungsspielräume und sollte so nicht
ratifiziert werden."

JEFTA ist das bislang größte Handelsabkommen, das die EU abschließend
verhandelt hat. Die beiden Wirtschaftsräume umfassen mehr als 600
Millionen Menschen und rund ein Drittel des globalen
Bruttoinlandsproduktes. Bereits Anfang November hat das Netzwerk
Gerechter Welthandel alle deutschen EU-Abgeordneten in einem Offenen
Brief dazu aufgefordert, JEFTA sorgfältig zu prüfen und nicht zu
ratifizieren, solange die zahlreichen Probleme nicht behoben sind.



Offener Brief zu JEFTA an alle deutschen EU-Abgeordneten:

https://bit.ly/2SC3x7q

Publikation "JEFTA entzaubert. Wunsch und Wirklichkeit des
EU-Japan-Handelsabkommens": 

https://bit.ly/2BDMCeR

Weitere Informationen unter:

www.gerechter-welthandel.org




Über das Netzwerk Gerechter Welthandel:

Das Netzwerk Gerechter Welthandel ist im April 2017 aus dem
Zusammenschluss des zivilgesellschaftlichen Bündnisses "TTIP
unfairhandelbar" mit dem Trägerkreis der bundesweiten Großdemonstration
"CETA & TTIP stoppen! Für einen gerechten Welthandel!" entstanden. Der
Koordinierungskreis besteht aus den folgenden Organisationen: Attac
Deutschland, Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft (AbL), Bund
für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND), Campact, Deutscher
Gewerkschaftsbund (DGB), Deutscher Kulturrat, Forum Umwelt und
Entwicklung, Greenpeace Deutschland, Mehr Demokratie, Naturfreunde
Deutschland, PowerShift, Netzwerk Solidarische Landwirtschaft

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

E-Mail: presse@attac.de

Internet: www.attac.de
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APPELL/130: Keine Autofahr-Überwachung - Überwachungsdruck gegen Bevölkerung nicht erhöhen (Digitalcourage)


digitalcourage e.V. - Pressemitteilung vom 10. Dezember 2018

Keine Autofahr-Überwachung: Überwachungsdruck gegen Bevölkerung nicht
erhöhen!



Digitalcourage wird am Mittwoch, 12. Dezember 2018 einen Brief an
Abgeordnete im Bundestag versenden. Die Grundrechtsorganisation fordert mit
dem Appell-Brief Bundestagsabgeordnete dazu auf, den Entwurf für die Neunte
Änderung des Straßenverkehrsgesetzes abzulehnen und sich für eine komplett
überwachungsfreie Lösung von Abgasproblemen einzusetzen.

Das Gesetz soll mittels Überwachung die Kontrolle von
Verkehrsbeschränkungen und -verboten ermöglichen. Die automatische
Erfassung des "Kennzeichens des Fahrzeugs", des "Bild[es] des Fahrzeugs und
des Fahrers" und von "Ort und Zeit der Teilnahme am Verkehr" inklusive
Datenabgleich ist eine massenhafte Kfz- und Bildüberwachung der
autofahrenden Bevölkerung.

Digitalcourage und alle Menschen, die eine angeschlossene Petition
unterstützen, haben erhebliche Zweifel an Notwendigkeit,
Verhältnismäßigkeit und Verfassungskonformität des Entwurfs für ein Neuntes
Gesetz zur Änderung des Straßenverkehrsgesetzes.

"Wir möchten mit dem Brief erreichen, dass die Bundesregierung und die
Abgeordneten im Deutschen Bundestag eine komplett überwachungsfreie Lösung
für Abgasprobleme findet", sagt Friedemann Ebelt, Referent von
Digitalcourage. "Wir sind der Meinung, dass Menschen das Recht haben, am
Straßenverkehr teilzunehmen, ohne anlasslos erfasst zu werden."


Appell-Brief im Wortlaut 

Neunte Änderung des Straßenverkehrsgesetzes

Keine Autofahr-Überwachung:

Verkehrsbeschränkungen überwachungsfrei kontrollieren -

Überwachungsdruck gegen Bevölkerung nicht erhöhen!

Sehr geehrte Frau ...,

sehr geehrter Herr ...,

Digitalcourage und alle Menschen, die unsere Petition unterstützen,
bestreiten die Verhältnismäßigkeit und die Verfassungskonformität des
Entwurfs für ein Neuntes Gesetz zur Änderung des Straßenverkehrsgesetzes.
Ziel des Entwurfs ist eine lückenlose Kontrolle von sogenannten
"Dieselfahrverboten". Dafür soll eine Überwachungstechnik legalisiert
werden, die von allen Fahrzeugen inklusive der fahrenden Personen, die an
den jeweiligen Kontrollgeräten vorbeifahren, Bild- beziehungsweise
Videoaufnahmen anfertigt. Vorgesehen ist weiterhin eine automatische
Kennzeichenerfassung mit Datenbankabgleich.

Anders als bei der bisherigen Überwachung von Ordnungswidrigkeiten im
Verkehr, würde der Entwurf eine ständige, anlasslose Massenüberwachung von
Autofahrten erlauben.

Es ist nicht nachvollziehbar, warum eventuelle Fahrverbote- und
Einschränkungen nicht in gleicher Form wie die bisherigen grünen, gelben
oder roten "Umweltplaketten" kontrolliert werden können.

Eine erste Einschätzung von Digitalcourage-Rechtsexperte Prof. Dr. Frank
Braun finden Sie online als PDF.

Wir appellieren daher:


	Neunte Änderung des Straßenverkehrsgesetzes: Lehnen Sie den Entwurf ab.

	Setzen Sie sich für eine komplett überwachungsfreie Lösung ein!

	Mögliche Alternativen sind: verpflichtende Hardwarenachrüstungen oder die Einführung einer blauen Plakette für freiwillig nachgerüstete Fahrzeuge.



(1) Autofahrende tragen keine Schuld am sogenannten Dieselskandal und
dürfen darum nicht mit Überwachung bestraft werden. Verantwortlich zu
machen sind die Gefahrverursacher, nicht die Menschen, die zertifizierte
Fahrzeuge gekauft haben. Die Teilnahme am Straßenverkehr muss in der Regel
überwachungsfrei möglich sein.

(2) Überwachung ist nicht erforderlich und nicht verhältnismäßig: Mit
Hardwarenachrüstungen, Kontrollen, auch des ruhenden Verkehrs, durch
Personal der zuständigen Behörden oder verschiedenen Lösungen für eine
blaue Plakette stehen weniger überwachungsintensive Alternativen zur
Verfügung. Die Persönlichkeits- und Freiheitsrechte der Bürgerinnen und
Bürger sind zu verteidigen!

(3) Einmal installiert, würde die geplante Überwachungsinfrastruktur
ausgeweitet werden. Durch Elektromobilität und zukünftig an Umweltziele
angepasste Abgasschwellwerte, sind Verkehrsregelungen zu erwarten, die nach
Entwurf ebenfalls überwacht werden dürften. Die Erfahrung zeigt:
Überwachung wird stets erweitert, aber nie zurückgebaut. Das ist der
Bevölkerung nicht zuzumuten.

(4) LKW-Maut-Kontrollsäulen sind mehr als genug Überwachung! Entgegen der
Darstellung im Brief von Verkehrsminister Andreas Scheuer:
LKW-Maut-Kontrollen sind kein Argument für mehr Überwachung. Im Gegensatz
zum geplanten Entwurf: LKW-Maut-Kontrollsäulen erfassen keine Bilder der
Gesichter der fahrenden Personen und haben eine engere Zweckbindung.
LKW-Maut wird auf Landstraßen und Autobahnen kontrolliert. Der Entwurf
sieht hingegen Überwachung, insbesondere in Innenstädten vor, wodurch auch
Fußgänger.innen, Radfahrende und andere Verkehrsteilnehmende betroffen sein
werden.

(5) Überwachungs-Gesamtrechnung: Das Maß ist voll!

Entscheidend für die Bewertung des Entwurfs ist nicht nur die geplante neue
Überwachung, sondern die Gesamtheit aller Maßnahmen, durch die Bürgerinnen
und Bürger bereits jetzt überwacht werden. Der Überwachungsdruck gegen die
Bevölkerung muss reduziert werden!


Weitere Informationen:

Erste Einschätzung von Digitalcourage-Rechtsexperte Prof. Dr. Frank Braun
(PDF):

https://digitalcourage.de/sites/default/files/2018-12/StVG_Braun.pdf



Appell-Brief online:

https://digitalcourage.de/blog/2018/brief-gegen-auto-ueberwachung

Petition:

https://aktion.digitalcourage.de/keine-autofahr-ueberwachung

 * 

Quelle

Pressemitteilung vom 10. Dezember 2018

digitalcourage e.V.

Marktstraße 18, 33602 Bielefeld

Telefon: +49-521-1639-1639, Fax: +49-521-61172

E-Mail: mail@digitalcourage.de

Internet: www.digitalcourage.de
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APPELL/129: Bewahren wir das kulturelle Erbe des alternativen bürgerschaftlichen Engagements - Rettet das afas! (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) - 9. Dezember 2018

Bewahren wir das kulturelle Erbe des alternativen

bürgerschaftlichen Engagements - Rettet das afas!



(Bonn, Duisburg, 09.12.2018) Der Bundesverband Bürgerinitiativen
Umweltschutz (BBU e. V.) ruft alle auf, sich für den Erhalt des archiv für
alternatives schrifttum (afas e. V.) einzusetzen.

Das Archiv sammelt Material der alternativen Bewegungen nach dem Zweiten
Weltkrieg. Hier sind die Proteste gegen die Wiederbewaffnung in den 50'er
Jahren und die Anfänge der Friedensbewegung genauso zu finden, wie die
Proteste gegen die Stationierung der Pershing-II-Raketen in Bonn 1982.
Die bunte Geschichte der deutschen Umweltbewegung ist hier zu finden sowie
die Dokumente über den Kampf gegen die Apartheid in Südafrika.

Die Landesregierung NRW plant am nächsten Mittwoch, die Zuschüsse für
dieses kulturell und historisch unverzichtbare Archiv zu streichen.
Der Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) fordert CDU und FDP
im Landtag NRW auf, diese Pläne fallen zu lassen.

Dieses einzigartige Gedächtnis der Bürgerbewegungen muss erhalten bleiben!


Ausführliche Informationen über das afas und die drohenden
Mittelkürzungen unter

http://afas-archiv.de

 * 

Quelle:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Telefon: 0228/21 40 32, Fax: 0228/21 40 33

Internet: www.bbu-online.de
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TREFF/295: Münster - "Offene Tür" im Flüchtlingswohnheim am 17.12.2018


Stadt Münster

"Offene Tür" im Flüchtlingswohnheim



Münster (SMS) Das Wohnheim für bis zu 50 geflüchtete Menschen an der
Marie-Curie-Straße 3-3d in Hiltrup ist so gut wie fertiggestellt und
wird voraussichtlich ab dem 18. Dezember bezogen. Nachbarn, Vereine,
Initiativen und sonst alle Interessierten können sich am Montag, 17.
Dezember, in der neuen Einrichtung informieren. Dazu laden
Bezirksbürgermeister Joachim Schmidt und das städtische Sozialamt
ein. Zunächst kann das Wohnheim von 16 bis 18 Uhr besichtigt werden.
Anschließend folgt ab 18 Uhr ein Erfahrungsaustausch im
Begegnungsraum. Den Standort der dauerhaften Unterkunft in
Reihenhaus-Bauweise hat der Rat bereits im Jahr 2014 beschlossen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 10.12.2018

Herausgeberin: Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301, Fax 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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LESUNG/6270: Hannover - Takis Würger liest aus seinem neuen Roman "Stella", Schauspielhaus 21.1.2019


Schauspiel Hannover

Takis Würger liest aus seinem neuen Roman "Stella"

Autor startet Lesereise im Januar im Schauspielhaus



Nach seinem Romanerfolg Der Club, den das Schauspiel Hannover im
September in Cumberland uraufgeführt hat, bringt der in Hannover
aufgewachsene Autor Takis Würger im Januar seinen neuen Roman Stella
heraus. Seine Lesereise startet er am Montag, 21. Januar 2019 um 19:30
Uhr im Schauspielhaus. Der Vorverkauf für die Lesung beginnt am
Montag, 10. Dezember 2018.

Es ist 1942. Friedrich, ein stiller junger Mann, kommt vom Genfer See
nach Berlin. In einer Kunstschule trifft er Kristin. Sie nimmt
Friedrich mit in die geheimen Jazzclubs. Sie trinkt Kognak mit ihm und
gibt ihm seinen ersten Kuss. Bei ihr kann er sich einbilden, der Krieg
sei weit weg. Eines Morgens klopft Kristin an seine Tür, verletzt, mit
Striemen im Gesicht: "Ich habe dir nicht die Wahrheit gesagt." Sie
heißt Stella und ist Jüdin. Die Gestapo hat sie enttarnt und zwingt
sie zu einem unmenschlichen Pakt: Wird sie, um ihre Familie zu retten,
untergetauchte Juden denunzieren? Eine Geschichte, die auf wahren
Begebenheiten beruht - über die Entscheidung, sich selbst zu verraten
oder seine Liebe.

Takis Würger, geboren 1985, hat an der Henri-Nannen-Journalistenschule
das Schreiben gelernt und Ideengeschichte in Cambridge studiert. Er
arbeitet als Redakteur für das Nachrichtenmagazin Der Spiegel. 2017
erschien sein Debütroman Der Club, der mit dem Debütpreis der
lit.Cologne ausgezeichnet wurde und für den aspekte-Literaturpreis
nominiert war. Takis Würger lebt in Berlin.

Eine Veranstaltung des Schauspiel Hannover mit der Buchhandlung
Leuenhagen & Paris

Montag, 21. Januar 2019, 19:30 Uhr, Schauspielhaus

Karten 12 Euro unter Tel. 0511 9999 1111, im Internet unter 

www.schauspielhannover.de und an den Kassen der Staatstheater

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: Hannover, 7. Dezember 2018

Schauspiel Hannover

Nds. Staatstheater Hannover GmbH

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Prinzenstr. 9, 30159 Hannover

Internet: www.schauspielhannover.de
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ADVENT/108: Adventskalender - für den 12. Dezember 2018 (SB)

Adventskalender für Mittwoch, den 12. Dezember

[image: Adventskalender 12. Tür - Foto: © 2018 by Schattenblick ]
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AUSSICHTEN/8485: Und morgen, den 12. Dezember 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 12.12.2018 bis zum 13.12.2018 +++






[image: Jean-Luc 8485 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Voller Wonne

träumt Jean-Luc

von der Sonne

und vom Glück.
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WÄHRUNG/169: Euro statt Dollar (german-foreign-policy.com)


Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 10. Dezember 2018

german-foreign-policy.com

Euro statt Dollar



BERLIN/BRÜSSEL - Die EU fordert mit neuen Maßnahmen den US-Dollar und
seine Stellung als Weltleitwährung heraus. Wie die EU-Kommission ankündigt,
soll in Zukunft vor allem der Handel europäischer Unternehmen mit
Energierohstoffen in Euro statt in US-Dollar abgewickelt werden. Ebenso
sollten der Airbus-Konzern sowie Autoproduzenten bei ihren Käufen und
Verkäufen nach Möglichkeit die EU-Einheitswährung nutzen. Zudem will die
Kommission die Schaffung eines europäischen Zahlungssystems unterstützen.
Man sei bemüht, die "Rolle des Euro zu stärken", weil Washington den Dollar
als politisches "Druckmittel" instrumentalisiere, erklärt
EU-Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker. Die Äußerung bezieht sich
nicht zuletzt auf die Sanktionen gegen Iran, zu deren Einhaltung Washington
europäische Firmen zwingen konnte, weil diese in der Praxis auf den
US-Dollar nicht verzichten können. Beobachter urteilen, um die Dominanz der
US-Währung zu brechen, benötige man Euro-Bonds; deren Einführung ist bisher
an Berlin gescheitert. Russland unterstützt die Abkopplungsversuche der
EU.

"Wir in Europa"

Vor dem Hintergrund zunehmender handelspolitischer und geostrategischer
Spannungen zwischen den Vereinigten Staaten und der Europäischen Union
beginnen Berlin und Brüssel, die dominante Stellung des US-Dollars als
Weltleitwährung offen herauszufordern. Die EU-Kommission hat vergangene
Woche verschiedene Maßnahmen angekündigt, um das Gewicht des Euro im
internationalen Zahlungsverkehr und seine Bedeutung als Reservewährung
gegenüber dem US-Dollar zu erhöhen. Dies könne dazu beitragen, gegen die
Instrumentalisierung der US-Währung als politisches "Druckmittel"
vorzugehen, heißt es.[1] Weil Präsident Donald Trump den Dollar zunehmend
als eine "politische Waffe" einsetze, gehe die EU-Kommission daran, die
"Rolle des Euro zu stärken".[2] Es sei "lächerlich", dass europäische
Konzerne in der Eurozone gefertigte Flugzeuge nicht in Euro, sondern in
US-Dollar einkauften, erklärte EU-Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker
in seiner jüngsten Rede zur "Lage der Union". Der Euro müsse das "Gesicht
und das Werkzeug" einer neuen "europäischen Souveränität" werden, damit die
EU-Währung auf "dem internationalen Parkett die Bedeutung erlangen" könne,
die ihr zustehe. Laut Juncker wickelten "wir in Europa" rund 80 Prozent der
jährlichen Energieimporte im Umfang von rund 300 Milliarden Europa immer
noch in US-Dollar ab, obwohl nur zwei Prozent der importierten
Energieträger tatsächlich aus den USA kämen.

Kampf gegen den Petrodollar

Im Zentrum der geldpolitischen Souveränitätsbemühungen Berlins und Brüssels
steht der Handel mit Energieträgern. So will die EU-Kommission europäische
Unternehmen dazu veranlassen, vor allem ihre Energieeinkäufe künftig in
Euro abzuwickeln; insbesondere auf diesem Sektor bringe die Abhängigkeit
vom US-Dollar "Unsicherheiten, Kosten und Risiken" mit sich, erklärt die
Kommission. Ziel sei es, "das Risiko von Versorgungsunterbrechungen" zu
verringern und "die Autonomie europäischer Firmen stärken". Weil man den
Unternehmen jedoch nicht vorschreiben könne, Erdöl- und Erdgasgeschäfte in
Euro abzuwickeln, werde man zunächst eine Befragung von Managern und
Finanzexperten durchführen und im Sommer einen Zwischenbericht publizieren,
heißt es.[3] Bei der Maßnahme handelt es sich nicht zuletzt um eine
Reaktion auf den Ausstieg der USA aus dem Atomabkommen mit Iran.[4] Von den
darauf folgenden US-Sanktionen waren besonders deutsche Exportunternehmen
betroffen. Britische Wirtschaftsmedien zitierten in diesem Zusammenhang in
dem Kommissionspapier enthaltene Verweise auf "jüngste Herausforderungen
der internationalen regelbasierten Handelsgesetzgebung", die als
"verdeckter Hinweis auf die aggressive Handelspolitik der 
Trump-Administration" interpretiert wurden.[5] Brüssel wolle nun verstärkt
"politischen Druck ausüben", um die Abhängigkeit der EU vom Petrodollar zu
verringern, da es den Europäern schwerfalle, die US-Sanktionen gegen den
Iran zu umgehen, hieß es weiter. Dabei sollen künftig Energiegeschäfte in
einem europäischen "Rahmenwerk intergouvernementaler Energievereinbarungen"
getätigt werden.

Airbus, Autos - und ein europäisches Zahlungssystem

Neben dem Energiehandel soll auch Airbus als Pionier der geldpolitischen
"Souveränität Europas" auftreten und seine Geschäfte künftig auf Eurobasis
abwickeln. Dazu sind bereits konkrete Gespräche zwischen dem 
deutsch-französischen Flugzeugbauer und der EU-Kommission geplant. Ebenfalls zu
Konsultationen vorgeladen werden die Autobauer, die sich mit drohenden 
US-Strafzöllen konfrontiert sehen. Das Maßnahmenpaket der EU-Kommission
fordert überdies die Entwicklung eines unabhängigen europäischen
Zahlungssystems. Hierbei will die EU europäische Konkurrenten zu
Zahlungsdienstleistern wie Visacard, Mastercard oder Paypal aufbauen, die
bislang auf Dollar-Basis operieren.[6] Laut Währungskommissar Pierre
Moscovici geht es Brüssel bei den Bemühungen um eine geldpolitische
Abkopplung von Washington auch darum, "die europäischen Bürger und
Unternehmen besser vor externen Schocks zu schützen und die
Widerstandsfähigkeit des internationalen Währungs- und Finanzsystems zu
erhöhen". Die Vereinigten Staaten könnten sich beispielsweise problemlos in
ihrer eigenen Währung verschulden, ohne "Risiken durch
Wechselkursschwankungen einzugehen". Ähnliche Spielräume soll nun
offensichtlich auch die fragile Eurozone gewinnen - gerade im Hinblick auf
drohende abermalige Krisenschübe. Überdies will die EU afrikanischen
Staaten, die den Euro als internationale Währung benutzen wollen,
"technische Hilfe" gewähren.

"Die Dominanz brechen"

Um den den Euro zu einem ernsthaften Konkurrenten zum US-Dollar aufzubauen,
müsste freilich - darauf weisen Beobachter hin - der Umbau der Eurozone
weiter forciert werden. Notwendig seien eine Bankenunion und eine
"Kapitalmarkt-Gemeinschaft"; davon sei man allerdings noch weit entfernt.
Von den rund 40 wichtigsten Integrationsvorschlägen der EU-Kommission seien
gerade einmal sieben verabschiedet worden.[7] Eklatante Lücken gebe es vor
allem auf dem globalen Anleihemarkt, auf dem mit US-Schatzbriefen "als
sicher geltende Dollar-Papiere" etabliert seien. Hierzu gebe es keine
europäische Alternative, da Berlin die Einführung vergleichbarer Euro-Bonds
bislang abgelehnt habe - in Berlin der Bundesrepublik sehe man in ihnen
lediglich eine "Vergemeinschaftung" von Schulden. US-Medien verweisen in
diesem Zusammenhang darauf, dass die EU-Einheitswährung den Gipfelpunkt
ihrer internationalen Bedeutung vor dem Ausbruch der Weltfinanzkrise von
2007/08 erreichte, danach aber erheblich an Einfluss verloren hat.[8] Der
Euro habe "sich seitdem nicht erholt"; der Greenback bleibe die global am
häufigsten benutzte Währung. In US-Dollar seien "60 Prozent der
Staatsanleihen und der Devisenreserven" weltweit angelegt worden, während
der Euro als zweitwichtigste Währung nur einen Anteil von jeweils rund 20
Prozent an beiden Märkten halte. Als konkurrenzfähig kann einzig der Anteil
des Euro am internationalen Zahlungsverkehr bezeichnet werden. Laut der 
EU-Kommission lag er 2017 bei 36 Prozent, während der Dollar auf 40 Prozent
kam. In Brüssel mache man sich folglich "keine Illusionen" über eine
baldige Ablösung des US-Dollar als Weltleitwährung, heißt es.[9] Die 
EU-Kommission wolle lediglich seine "Dominanz brechen". Neben der 
EU-Einheitswährung könnten auch der chinesische Renminbi und der japanische
Yen für mehr "Vielfalt im internationalen Währungssystem sorgen".

Russlands "Dedollarisierung"

US-Medien, die die Vorgänge genau beobachten, kommen zu dem Schluss,
derzeit unterstütze vor allem Russland die geldpolitische Absetzbewegung
der EU vom US-Dollar nach Kräften und werfe "sein Gewicht hinter den
Euro".[10] Tatsächlich begibt Moskau, nachdem es seine in Dollar gehaltenen
Devisen-Wertpapierbestände weitgehend abgeworfen hat, nun erstmals seit
2013 Anleihen in Euro - im Wert von einer Milliarde Euro.[11] Damit erhält
die EU de facto einen Verbündeten bei ihren Bemühungen, den Euro auf
globaler Ebene zu stärken. Die von Moskau forcierte "Dedollarisierung"
Russlands ist dabei schon weit vorangeschritten. Die russischen 
US-Bonds-Reserven sind von einem Volumen von 96,1 Milliarden US-Dollar im März 2018
auf nur noch 14,4 Milliarden im September gesunken. Die neuen russischen
Euro-Anleihen gelten nun als ein erster Test, um zu ergründen, ob - wie es
heißt - genug Nachfrage nach Euro-Anleihen bestehe, die es Russland
ermöglichen würde, "seine Verpflichtungen wie seine Aktivposten aus dem
Dollar zu nehmen".


Anmerkungen:

[1] EU-Kommission will Rolle von Euro auf Weltbühne stärken.
handelsblatt.com 05.12.2018.

[2], [3] Alexander Mühlauer: Die Systemfrage. sueddeutsche.de 05.12.2018.

[4] Francesco Guarascio: EU pushes for broader global use of euro to
challenge dollar. reuters.com 05.12.2018.

[5] Jim Brunsden, Mehreen Khan: Brussels sets out plans for euro to
challenge dollar dominance. ft.com 03.12.2018.

[6], [7] Detlef Drewes: Der Euro soll den Dollar ablösen. 
general-anzeiger-bonn.de 06.12.2018.

[8] Francesco Guarascio: EU pushes for broader global use of euro to
challenge dollar. reuters.com 05.12.2018.

[9] Alexander Mühlauer: Die Systemfrage. sueddeutsche.de 05.12.2018.

[10] Leonid Bershidsky: Putin Is Throwing His Weight Behind the Euro.
bloomberg.com 28.11.2018.

[11] Finanzministerium platziert Eurobonds für 1 Mrd. EUR zu 3% pa.
russland.capital 28.11.2018.
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Quelle:

www.german-foreign-policy.com

Informationen zur Deutschen Außenpolitik

E-Mail: info@german-foreign-policy.com



veröffentlicht im Schattenblick zum 12. Dezember 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / GEISTESWISSENSCHAFTEN / GESCHICHTE





MELDUNG/380: Leonardo da Vinci und die Technik (idw)


Rheinisch-Westfälische Technische Hochschule Aachen - 10.12.2018

Leonardo da Vinci und die Technik

RWTH-Historiker forschten zum Codex Madrid I



Am Lehrstuhl für Mittlere Geschichte der RWTH Aachen wurde zehn Jahre am
Codex Madrid I, Leonardos Hauptwerk zur Technik, geforscht. Professor
Dietrich Lohrmann, bis 2002 Inhaber des Lehrstuhls für Mittlere
Geschichte, und Dr. Thomas Kreft veröffentlichten jetzt die Ergebnisse
unter dem Titel "Leonardo da Vinci, Codex Madrid I, Kommentierte Edition".
Sie erläutern damit erstmals die 1.700 Zeichnungen und die umfangreichen
Texte. "Leonardo überliefert den technologischen Stand seiner Zeit.

Am Lehrstuhl für Mittlere Geschichte der RWTH Aachen wurde zehn Jahre am
Codex Madrid I, Leonardos Hauptwerk zur Technik, geforscht. Professor
Dietrich Lohrmann, bis 2002 Inhaber des Lehrstuhls für Mittlere
Geschichte, und Dr. Thomas Kreft veröffentlichten jetzt die Ergebnisse
unter dem Titel "Leonardo da Vinci, Codex Madrid I, Kommentierte Edition".
Sie erläutern damit erstmals die 1.700 Zeichnungen und die umfangreichen
Texte. "Leonardo überliefert den technologischen Stand seiner Zeit. Es
lässt sich daraus ableiten, was allgemein bekannt und möglich war",
erläutert Lohrmann die Bedeutung des Werks. Eine Erkenntnis ist, dass
Leonardo keinesfalls aus dem Nichts erfand, sondern aus Beobachtungen
weiterentwickelte.

Auf dem Erbwege kam der Codex Madrid I an eine Familie Melzi, die ihn 1590
an den Bildhauer Pompeo Leoni verkaufte. Im 18. Jahrhundert gelangte er in
die Spanische Nationalbibliothek, dort liegt er bis heute.
Zwischenzeitlich war er über 130 Jahre verschollen, weil ein Bibliothekar
ihn in die falsche Lücke gestellt hatte. Erst 1965 tauchte der Band wieder
auf, hat aber seitdem keine umfassende inhaltliche Analyse gefunden.

Der Codex ist ein Buch mit zwei Anfängen: Die Original-Blattzählung
beginnt je-weils vorne und hinten mit 1, beide Teile treffen sich in der
Mitte bei Blatt 95. Dies entspricht der Gliederung in zwei Teile: Leonardo
konzipierte vorne seinen praktischen Teil mit ausgefeilten Beobachtungen
zur Kinematik der Maschinen und seinen theoretischen Teil mit Sätzen zur
Statik und Dynamik, dazu zahlreiche Versuchspläne, Studien zur
Zahnradtechnik, zu Schäden an Wellen und Lagern und zur Verminderung der
Reibung. Manches geriet durcheinander, die Einträge erscheinen in falschen
Zusammenhängen. Auch seine Nachträge waren eine Herausforderung für die
Aachener Wissenschaftler.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution63

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Rheinisch-Westfälische Technische Hochschule Aachen, 10.12.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GUTE-NACHT/3658: Im Advent - Überraschung in der Schublade (SB)






[image: ]

An diesem Abend war Molly auf dem Sofa bei Oma sitzengeblieben.
Marlene und Simon hatten das Schaf einfach vergessen. Mama hatte beim
Abholen der beiden so gedrängt, daß die Kinder Molly glatt vergessen
hatten. Oma entdeckte es erst zu spät. "Na", sagte sie, "dort wo die
Kinder hinfahren, bist du ja eh nicht willkommen. Da kannst du gerne
bei uns bleiben. Den richtigen Platz hier auf dem Sofa hast du dir
ja schon ausgesucht. Wie heißt du überhaupt?" Doch auf eine Antwort
wartete Oma nicht. Aus der Küche hatte Opa zum Essen gerufen.
Ja, es war nicht Oma, die in diesem Haus kochte, sondern der Opa.
Oma hingegen backte gern.

Alleine im Wohnzimmer sah sich Molly nun erst einmal richtig um.
Die Möbel schienen alle sehr alt und waren aus Holz. Nach Heu oder
Wiese roch es hier nicht. Doch den Geruch von Bohnerwachs kannte
Molly noch nicht und konnte ihn so auch nicht zuordnen, nur daß er
Molly gefiel, das stand fest. Auch die anderen Gerüche, die aus der
Küche zu kommen schienen, fand Molly sehr angenehm. Über all die
neuen Eindrücke und weil es hier im Zimmer so mollig warm war,
schlief das Schaf ein.

In der Küche unterhielten sich indess Oma und Opa beim Essen.
"Wie gestreßt Erika wieder war", fand Oma, "auch wenn sie so viel zu
tun hat, braucht sie die Kinder doch nicht so anzutreiben. Sie
haben sogar ihr Schaf vergessen." - "Soll ich es Marlene noch rumfahren?",
fragte Opa. "Ich glaube nicht, Erika scheint von dem Schaf nicht sehr
angetan zu sein, wie die Kinder erzählten." Opa meinte: "Sie mag eben
nicht, wenn die Kinder alles mit nach Hause bringen, was sie unterwegs so auflesen.
Kannst du dich noch an die Geschichte von der Eidechse erinnern?"
Oma nickte und antwortete: "Das war komisch. Erika fand eines Tages
eine getrocknete Eidechse in Simons Schublade. Als sie ihn dann
zur Rede stellte, lag die Eidechse an einem anderen Platz in der Lade.
`Die lebt ja noch`, rief Erika entsetzt. Auch Simon wunderte sich.
Auf Protest seiner Mutter mußte er die Eidechse sofort entsorgen."

"Ja", lachte Opa, "und was er dabei entdeckte, hätte seine Mutter noch
mehr zum Schreien gebracht. Die Eidechse war nicht etwa lebendig,
sondern Würmer hatten sie inzwischen angenagt und dabei die
Eidechse von ihrem ursprünglichen Platz fortbewegt. Aber das
berichtete Simon seiner Mutter lieber nicht."

"Ja, ja", kommentierte Oma. Dabei fiel ihr das zurückgelassene Schaf
wieder ein: "Wir werden das Schaf wohl adoptieren, was meinst du?" -
"Da hab ich kein Problem damit. Aber wie heißt es überhaupt?",
warf Opa die Frage auf.

Gute Nacht!

zum 12. Dezember 2018
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ADVENT/019: Münster - Druckwerkstatt für Kinder, 15.12.2018


Stadt Münster

Druckwerkstatt für Kinder



Münster (SMS) In der Druckwerkstatt im Stadtmuseum können Kinder von 5
bis dreizehn Jahren am Samstag, 15. Dezember, traditionelles Handwerk
kennenlernen und ausprobieren. Als Anschauungsmaterial dienen 500
Jahre alte Kupferstiche. Gemeinsam werden Weihnachtskarten,
Geschenkanhänger und Christbaumschmuck gedruckt. Treffpunkt ist um 15
Uhr im Museumsfoyer. Um eine Anmeldung unter Tel. 02 51/4 92-45 03
wird gebeten (2,50 Euro).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 10.12.2018

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301, Fax 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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THEATER/1389: Münster - Abenteuer mit Kasper am 16.12.2018


Stadt Münster

Stadtmuseum: Abenteuer mit Kasper



Münster (SMS) "Der ver(fl)hixte Zauber": Was sich hinter diesem Titel
verbirgt erfahren Kinder ab 4 Jahren im Stadtmuseum. Mit Kasper und
seinen Freunden gehen sie am Sonntag, 16. Dezember, um 15 und 16 Uhr
auf eine Abenteuerreise ins Ungewisse. Karten für 2,50 Euro gibt es im
Shop des Stadtmuseums an der Salzstraße. Treffpunkt ist am
Kaspertheater im 2. Obergeschoss des Museums.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 12.12.2018

Herausgeberin: Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301, Fax 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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VORTRAG/298: Bremen - Kunstbiennale-Kuratorin Franciska Zólyom hält Vortrag am 12.12.2018


idw - Pressemitteilung: Hochschule für Künste Bremen

Kunstbiennale-Kuratorin Franciska Zólyom mit Vortrag "Don't Call Me
Names" zu Gast an der HfK Bremen



Franciska Zólyom, Kuratorin des deutschen Beitrags auf der
Kunst-Biennale in Venedig 2019, hält am 12. Dezember 2018 im Speicher
XI zum Thema "Don't Call Me Names" einen Vortrag im Rahmen der
Vortragsreihe Freie Kunst. Zólyom spricht über Identitäten und deren
Festschreibung, ihr geht es um die Bedeutung von Namen und
Identitätszuweisungen sowie deren Aufbrechen. Der Vortragstermin ist
die Gelegenheit, die Positionen der Kuratorin kennen zu lernen.

Am 25. Oktober landete Franciska Zólyom mit der Benennung der HfK-
Professorin Natascha Süder Happelmann für den Beitrag des deutschen
Pavillons in Venedig einen vielbeachteten Überraschungscoup. Darüber
hinaus ist sie beteiligt an einer HfK-Publikation mit dem Titel "Re:
Bunker". In ihrem Beitrag in dem zu den Hochschultagen 2019
veröffentlichten Buchprojekt, das sich zu "Erinnerungskulturen,
Dekonstruktionen und technoiden Mentalitäten" positioniert, kuratiert
sie das Segment "Künstlerpositionen" mit zehn künstlerische Arbeiten -
darunter auch eine der für den deutschen Beitrag auf der Biennale 2019
verantwortlichen Künstler*in.

Der Titel des Vortrags "Don't Call Me Names" problematisiert
Künstler*innenidentitäten und ihre Wirkung auf die Wahrnehmung der
Arbeiten und Künstler*innen. Damit spricht Zólyom über das Konzept für
Venedig, die Hintergründe und Intentionen. Die Präsentation ist damit
für diejenigen besonders interessant, die im nächsten Jahr einen
Besuch der Biennale di Venezia vorbereiten wollen. Für die
Präsentation im Deutschen Pavillon 2019 hat die ausstellende
Künstler*in ihren Namen angepasst: Natascha Süder Happelmann. Dabei
handelt es sich nicht um ein Pseudonym, also nicht um den Versuch, die
Identität der Künstler*in zu verstecken. Vielmehr ist das eine
Entgegnung auf die Erwartungen, die an die künstlerische Präsentation
auf der Venedig Biennale geknüpft sind. Zugleich weist diese Anpassung
über die Wirkmechanismen im Kunstbetrieb hinaus: Wofür stehen Namen?
Wie bezeichnen wir Dinge und Phänomene? Wie schaffen oder verschleiern
diese Bezeichnungen Wirklichkeiten? Das ist unter anderem eine Frage
des Sprachgebrauchs und der Wirkmacht von Sprache. Begriffe,
Bezeichnungen, Namen dienen der eindeutigen Zuordnung und schreiben
Identität als etwas Permanentes fest. Sie grenzen Daseinsformen, Orte
und Personen voneinander ab. An den Grenzen, die sie ziehen, entstehen
zum Teil gewaltsame Konflikte. Jenseits von Gleichheit und
Gleichberechtigung naturalisieren sie Zustände, nehmen
Statuszuweisungen vor und schaffen Lebenswirklichkeiten - und je
nachdem, wer sie verwendet, reproduzieren oder verfestigen sie diese.
In Anbetracht der Hierarchien und Ausschlussmechanismen, die dabei
entstehen, sind andere Denk- und Handlungsansätze gefragt. Präzise und
dennoch bewegliche Ausdrucksformen, konzeptuelle und sprachliche
Verschiebungen, die Mehrdeutigkeit und Widerspruch als konstruktive
Mittel einsetzen. Ansätze, die sich jenseits von Einheit und
Gleichförmigkeit und von verkürzten, identitären Ansprüchen entfalten.
Die immer neue Verbindungen knüpfen: Zwischen dem Individuellen, was
klar abgrenzbar ist, was einzigartig und in seiner Form geschlossen
ist, und dem, was sich über Vielförmigkeit, Affinitäten, Nähen,
gemeinsame Interessen, über das, was wir teilen können, an
Erfahrungen, an Gedanken, an Verständnissen für die Welt, in der wir
leben, transportiert.

Franciska Zólyom, Kunsthistorikerin und Ausstellungskuratorin,
studierte von 1997 bis 1999 Kunstgeschichte in Köln und Paris. Nach
einem Stipendiumsaufenthalt am Hamburger Bahnhof - Museum für
Gegenwart in Berlin war sie von 2006 bis 2009 Direktorin des Institute
for Contemporary Art in Dunaúváros, nahe Budapest. Seit 2012 ist sie
Direktorin der Galerie für Zeitgenössische Kunst in Leipzig, im Januar
2018 wurde sie zur Kuratorin des deutschen Beitrags auf der
Kunst-Biennale in Venedig 2019 berufen.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2224

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule für Künste Bremen, 10.12.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GEGENWIND/782: Buchvorstellung - Staat im Ausverkauf. Ein Weckruf


Gegenwind Nr. 363 - Dezember 2018

Politik und Kultur in Schleswig-Holstein & Hamburg

BUCH

Staat im Ausverkauf - Ein Weckruf

von Klaus Peters



Die Gründe für den weltweiten Privatisierungswahn, stellt Tim
Engartner, Professor für Didaktik der Sozialwissenschaften in
Frankfurt a.M., in dem Buch "Staat im Ausverkauf" fest, kulminieren
letztlich alle im neoliberalen Glauben an den "Markt" als
Allheilmittel. Verstärkt eingesetzt hat dieser Wahn 1982 mit dem
Regierungsantritt von Helmut Kohl, ist dann von der Regierung seines
Nachfolgers, Gerhard Schröder, unerwartet massiv intensiviert und von
den Regierungen unter Angela Merkel ohne besondere Einschränkungen
fortgesetzt worden.


Länderregierungen, Städte und Kommunen haben sich angeschlossen.
Inzwischen sind die Abhängigkeiten in Politik und Gesellschaft so
stark angewachsen, dass ein baldiges Stoppen dieser verheerenden
Politik auch vom Autor nicht angenommen wird. Privatisierungen und
deren Folgen werden von ihm in sieben Politikfeldern aufgezeigt und
analysiert: Bildung, Verkehr, Bundeswehr, Rente und Arbeit, Post und
Telekommunikation, Gesundheitswesen sowie kommunale Versorgung. Auf
teilweise subtile Weise kommen neue Privatisierungsbereiche hinzu, wie
Windenergie- und Photovoltaikanlagen.

Sämtliche Regierungsparteien haben den Privatisierungswahn
vorangetrieben oder sich ihm ausgeliefert. In wenigen Fällen ist es
inzwischen zu einem Umdenken und zu Rückkauf (deutsche
Bundesdruckerei, teilweise aber wiederum rückgängig gemacht) oder zu
Rekommunalisierungen gekommen. Bislang ist jedoch keine Trendumkehr zu
erkennen. Diverse Rekommunalisierungen sind erst durch
Bürgerentscheide in Gang gesetzt worden. Es muss immer auch damit
gerechnet werden, dass Bürgerentscheide übergangen werden, zumal sie
durchweg ohnehin nur für zwei bis drei Jahre gelten. In Hamburg ist
beispielsweise unter der CDU-Regierung Ole von Beust ein
Bürgerentscheid gegen die Privatisierung von Krankenhäusern missachtet
worden. Ein aktueller Bürgerentscheid zum Rückkauf der Energienetze
scheint trotz des Widerstands der CDU umgesetzt zu werden.

Es wäre eine Chance, vielleicht eine der letzten, insbesondere für die
SPD, aber auch für andere politische Akteure, die sich eher links
verorten wollen, eine Chance für einen Neubeginn, Privatisierungen zu
beenden und rückgängig zu machen, Gemeinwohl wieder Vorrang vor der
Gewinnorientierung zu verschaffen. Es bleibt abzuwarten, ob ihr und
anderen gesellschaftlichen Kräften dieses Unterfangen gelingt.
Nichtregierungsorganisationen stehen zur Unterstützung bereit. Das
Buch von Tim Engartner ist mehr als ein Weckruf.


Tim Engartner:

Staat im Ausverkauf,

Privatisierung in Deutschland,

268 Seiten, Campus-Verlag 2016, 22,95 Euro

 * 

Quelle:

Gegenwind Nr. 363 - Dezember 2018, Seite 57

Herausgeber: Gesellschaft für politische Bildung e.V.

Schweffelstr. 6, 24118 Kiel

Redaktion: Tel.: 0431/56 58 99, Fax: 0431/570 98 82

E-Mail: redaktion@gegenwind.info

Internet: www.gegenwind.info

 

Der "Gegenwind" erscheint zwölfmal jährlich.

Einzelheft: 3,00 Euro, Jahres-Abo: 33,00 Euro.
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GLEICHHEIT/6779: Bundesweiter Warnstreik legt Bahnverkehr lahm


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Bundesweiter Warnstreik legt Bahnverkehr lahm

Von Dietmar Henning

11. Dezember 2018



Warnstreiks der Eisenbahner haben gestern den Zugverkehr in mehreren
Bundesländern für mehrere Stunden lahmgelegt. Die Eisenbahn- und
Verkehrsgewerkschaft (EVG) hatte von fünf bis neun Uhr zu Warnstreiks in
ganz Deutschland aufgerufen. Sie reagierte damit auf den Unmut der
Beschäftigten.

Da auch Beschäftigte in den Stellwerken und Betriebszentralen der EVG
angehören, wo schon wenige streikende Arbeiter einen großen Hebel in der
Hand halten, hatte der Streik große Auswirkungen. Der Fernverkehr wurde
bundesweit ganz eingestellt. S-Bahnen, Regionalzüge und auch Güterzüge
fuhren ab 9 Uhr nur langsam wieder an.

Die Streiks hatten für den Regionalverkehr in Nordrhein-Westfalen, Bayern
und Baden-Württemberg die stärksten Folgen, teilte die Bahn mit. Insgesamt
waren von dem Warnstreik über 1400 Züge der Deutschen Bahn betroffen.

In Duisburg trafen sich vor dem Hauptbahnhof mehrere Hundert Beschäftigte
zu einer kleinen Kundgebung. Toni und Osman arbeiten bei der DB
Fahrwegdienste GmbH, einem hundertprozentigen Tochterunternehmen der DB
Netze AG. "Wir sind für Baustellenlogistik, Gleissicherung und auch die
Streckenpflege etwa durch Grünschnitt zuständig", berichtet Toni.

Sie beteiligen sich am Streik, um für bessere Arbeitsbedingungen und Löhne
einzutreten. "Wir haben wie alle Kollegen aus den Tochterunternehmen
schlechtere Arbeitsbedingungen als unsere Kollegen bei DB Netze", sagt
Osman. "Wir arbeiten 40 Stunden pro Woche anstatt 39 oder 38, unsere
Nachtzuschläge sind geringer, unser Weihnachtsgeld beträgt kein ganzes,
sondern nur ein Drittel eines Monatsgehalts. Urlaubsgeld erhalten wir auch
erst ab dem sechsten Urlaubstag. Aber in den aktuellen Verhandlungen wird
ja ohnehin nicht über eine Angleichung gesprochen. Deswegen sind wir für
eine kräftige Lohnerhöhung."

Toni hatte 1980 bei der Bundesbahn angefangen. 2002 musste er zu den damals
ausgegliederten Fahrwegediensten wechseln, zu bedeutend schlechteren
Konditionen. "Wir haben auch keine Freifahrten mit der Bahn mehr."

Toni und Osman berichten, dass ihnen neben der geringen Bezahlung auch die
geforderte "Flexibilität" zu schaffen macht. "Man muss immer kurzfristig
arbeiten. Manchmal weiß ich am Wochenende noch nicht, wie ich in der Woche
eingesetzt werde", berichtet Osman. "Und selbst wenn es feststeht, kann es
sich kurzfristig ändern, oder man kommt aus der Frühschicht in der Woche
direkt in die Nachtschicht am Wochenende." Osman kam direkt von der
Nachtschicht zur Kundgebung vor dem Duisburger Hauptbahnhof und hatte am
Morgen noch kein Auge zugetan.

Auch Jessica und Anna beklagen die viele Arbeit. Sie arbeiten beide im
Kundenservicezentrum der DB Cargo in Duisburg. "Die Personalpolitik müsste
dringend geändert werden", meint Jessica. "Letztes Jahr waren wir vom
Arbeitsplatzabbau und Lohnsenkungen betroffen. Man kürzte die
Wochenarbeitszeit ohne Lohnausgleich von 39 auf 36 Stunden pro Woche. Weil
immer die Rede von einem Sozialplan war, haben sich viele bei uns
entschieden, freiwillig zu gehen. Der Sozialplan kam dann zwar doch nicht,
aber die Älteren sind in Frührente gegangen, und gerade die Jüngeren, die
woanders noch Chancen haben, hatten sich wegbeworben."

"Das bedeutet sehr viel Arbeit für uns", ergänzt Anna. "Inzwischen sucht
die DB verzweifelt nach Personal." Und Jessica sagte, eine gute
Lohnerhöhung sei angesichts der letzten Kürzungen wichtig. "Unsere Arbeit
muss geschätzt und nicht ständig als selbstverständlich gesehen werden."

Die Wut über die Arbeitsbedingungen unter den Beschäftigten ist
offensichtlich groß.

Dies hat mit Sicherheit auch dazu beigetragen, dass die EVG die seit zwei
Monaten laufenden Tarifverhandlungen am Samstagmorgen überraschend für
gescheitert erklärte. Sie wolle erst dann wieder zurück an den
Verhandlungstisch, wenn die Bahn ein neues Angebot vorlege, betonte
EVG-Sprecher Uwe Reitz am Sonntagabend vor Journalisten in Berlin.

Die EVG hat für ihre mehr als 100.000 bei der DB AG beschäftigten
Mitglieder eine Lohnerhöhung von 7,5 Prozent bei einer Laufzeit von zwölf
Monaten gefordert. Zusätzliche Forderungen sind eine Erhöhung des
Arbeitgeberanteils bei der betrieblichen Altersvorsorge sowie die
Möglichkeit der Beschäftigten, anstelle der Lohnerhöhung auch mehr Urlaub
oder eine Arbeitszeitverkürzung zu wählen.

Ein erstes Angebot der Bahn umfasste eine Lohnerhöhung von 4,5 Prozent in
zwei Stufen, 2 Prozent ab dem 1. April 2019 und weitere 2,5 Prozent zum 1.
Juli 2020. Die Laufzeit des Vertrags sollte 24 Monate betragen. Aufs Jahr
umgerechnet bedeutete das ursprüngliche Angebot des Bahnvorstands also
nicht mehr als 2,25 Prozent.

Beim letzten Angebot erhöhte die Bahn die erste Steigerung auf 2,5 Prozent
sowie eine Einmalzahlung von 500 Euro, bestand aber auf eine Laufzeit von
29 Monaten. Die verlängerte Laufzeit hätte die Erhöhung weitgehend
kompensiert.

Trotzdem war die EVG bereit, diesem Angebot zuzustimmen, wenn die Bahn AG
bei der Lohnerhöhung einen Prozentpunkt drauflegt. Als der Bahn-Vorstand
sich weigerte und eine Vertagung auf den heutigen Dienstag vorschlug,
erklärte die EVG die Verhandlungen für gescheitert.

Die Bahn sprach von einer "völlig überflüssigen Eskalation".
Personalvorstand Martin Seiler erklärte: "Bei diesem Angebot den
Verhandlungstisch zu verlassen, ist nicht nachvollziehbar." Seiler hat den
Vorstandsposten erst Anfang des Jahres übernommen, aber er kennt die Tricks
bei Tarifverhandlungen. Denn bevor er ins Management aufstieg, war er 15
Jahre lang Betriebsrat bei der Post und Funktionär der DPG (Deutsche
Postgewerkschaft) und später von Verdi.

Die Gewerkschaft der Lokführer (GDL), die mit der EVG konkurriert, vermutet
andere Gründe für den plötzlichen Streik der EVG, die ansonsten für ihre
enge Kooperation mit der Deutschen Bahn bekannt ist. Sie sieht darin vor
allem einen Versuch, ihr Mitglieder abzuwerben. Er glaube, die EVG wolle
auch mal zeigen, dass sie streiken könne, sagte GDL-Chef Claus Weselsky am
Sonntag.

Die GDL, die sich ebenfalls in Tarifverhandlungen mit der Bahn befindet,
kooperiert seit ihrem letzten Abschluss [1], in dem sie einem
Streikverzicht bis 2020 zustimmte, ebenfalls eng mit der DB. Weselsky
kommentierte den EVG-Streik mit den Worten, er treffe ein Unternehmen, das
angesichts des Sparkurses schon geschwächt sei: "Da muss man als
Gewerkschaft auch ein bisschen Rücksicht nehmen." Die GDL hatte die
Vertagung der Verhandlungen auf den heutigen Dienstag akzeptiert.

Unmittelbar nach dem zeitlich befristeten Warnstreik erklärte die EVG
ebenfalls, dass sie die Verhandlungen heute Nachmittag wieder aufnehme,
wenn die Bahn schriftlich ein verbessertes Angebot vorlege. Weitere
Warnstreiks seien auf jeden Fall vorerst nicht geplant.

Die enge Zusammenarbeit der EVG und der Bahn wird fortgesetzt. Dabei haben
die EVG und ihre Vorläuferorganisationen Transnet und GdED gemeinsam mit
der Bahn die Bedingungen durchgesetzt, die den Unmut der Beschäftigten
hervorrufen. Die Privatisierung des ehemaligen Staatsunternehmens im Jahr
1993/94 hatte verheerende Auswirkungen auf Arbeitsplätze und
Arbeitsbedingungen. Allein von 2002 bis 2012 hatte der Bahnvorstand in
enger Zusammenarbeit mit den Gewerkschaften die Belegschaft in Deutschland
von 350.000 auf 190.000 Beschäftigte reduziert. Aktuell arbeiten wieder
knapp 198.000 Beschäftigte im Inland bei der DB und durch Zukäufe mehr als
125.000 im Ausland.

Der ständige Arbeitsplatzabbau durch EVG und Bahn ist für die schlechten
Arbeitsbedingungen verantwortlich, die der Grund sind, weshalb der gestrige
Streikaufruf eine so große Resonanz erhielt.


Anmerkungen:

[1] https://www.wsws.org/de/articles/2015/07/04/gdls-j04.html
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2324: Gelbe Karte für regierende PiS


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 12 · Dezember 2018

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Kommunalwahlen in Polen

Gelbe Karte für regierende PiS

von Norbert Kollenda



Die Kommunalwahlen, die in zwei Wahlgängen am 21.10. und 4.11.
durchgeführt wurden, hatten Bedeutung als Stimmungsbarometer für die
Regierenden und könnten Tendenzen für die kommenden Wahlen aufzeigen:
die EU-Wahlen 2019 und die Wahlen zum Sejm 2020. Auf der Zielgeraden
hat die PiS geradezu panisch reagiert und sich mit rassistischen und
fremdenfeindlichen Spots überboten.

Die Ergebnisse: Die regierende Partei für Gerechtigkeit (PiS) kommt
auf 33 Prozent; die KO (Bürgerplattform plus Nowoczesna) auf 26,7
Prozent; die Bauernpartei PSL auf 13,6 Prozent; die rechtsextreme
Kukiz'15 auf 5,9 Prozent; die SLD auf 6,6 Prozent; Razem auf 1,5
Prozent und die Parteilose machen 5,8 Prozent aus. Somit kommen die
demokratischen Parteien auf 47 Prozent, die extreme Rechte (PiS plus
Kukiz) auf 38,9 Prozent.

Die Rechten haben verloren, obwohl sie versprochen haben, dass sie die
Wojewodschaften auch finanziell unterstützen werden, in denen die PiS
regieren wird. Sie haben verloren, obwohl sie in den nationalen,
ehemals öffentlichen Medien eine schamlose Propaganda vom Stapel
ließen. Sie haben verloren, obwohl sie gerade auf dem Land, wo sie die
meisten Anhänger haben, Stimmung gegen die PSL machten.

Von den 16 Wojewodschaften gehen 6 an die PiS - vor allem im
ost-südöstlichen Raum -, 9 an die KO; bei einer gibt es noch keine
Entscheidung, wohin Unabhängige tendieren.

Besonders die Städte hatte die PiS mit einer großen Propagandawelle
überzogen. In Warschau hat der Präses sein Letztes gegeben und
finanzielle Geschenke angekündigt, Stadtpräsident wurde jedoch mit
54,1 Prozent Rafal Trzaskowski von der Bürgerplattform. In Krakau
wurde Jacek Majchrowski wiedergewählt, der seit 2002 das Amt inne hat
und damals mit seinem Amtsantritt seine Parteizugehörigkeit zur SLD
aufgegeben hat. Premier Morawiecki hat bei einer Wahlveranstaltung
behauptet, die Stadt habe nichts gegen die Luftverschmutzung
unternommen. Dabei gilt gerade Krakau als Vorbild für Polen. Nach
einer Klage vor Gericht hat er seine Behauptung zurückgezogen.

Und das ist die Bilanz der Bürgermeister- bzw. Stadtpräsidentenwahlen
in 107 Städten: 4 Ämter gehen an die PiS; 22 an die KO; 2 an die SLD;
1 an Kukiz und 1 an die PSL. Die restlichen 77 Städte bekommen
parteiunabhängige Stadtoberhäupter, die sich in Stadt-, Mieter- und
Bürgerbewegungen engagieren. Die PiS spricht von undankbaren Städtern,
die die Zeichen des "guten Wandels" noch nicht erkannt hätten und gar
dem Stockholm-Syndrom verfallen wären. Aber zum Glück gebe es außer
Städtern noch andere echte Polen.


Und die Linke?

Die Linke ist in den städtischen Bewegungen zu finden, da und dort gab
es Zusammenschlüsse: Grüne, Razem, SLD... Aber landesweit ist noch
keine vereinigte Linke zu sehen. Als Integrationsfigur wird Robert
Biedroń gehandelt. Er war der erste offen schwul lebende
Bürgermeister der Stadt Slupsk seit 2014. Jetzt hat er das Amt einer
Nachfolgerin überlassen, um sich für Linke einzusetzen.

Kommentatoren verweisen jedoch darauf, dass linke Politiker - wie auch
Biedroń oder Zanderberg von Razem - die letzten Jahre offenbar
verschlafen haben. Ihnen scheint nicht bewusst zu sein, dass Wahlen in
einem undemokratischen Staat zweitrangig sind. Nur eine vereinigte
Opposition hätte bei den nächsten Wahlen zum Landesparlament noch eine
Chance, das Ruder herumzureißen. Denn die Beispiele Ungarns, der
Türkei und Russlands zeigen, dass ein Wahlgewinn der Opposition an ein
Wunder grenzt, wenn alle Macht bei der Regierung ist. Für die PiS wird
die Wahl einfach zu gewinnen sein, wenn die linken Parteien allein an
den Start gehen. Schließlich hat sie gezeigt, dass "eine andere
Politik möglich ist", aber den Linken ging es nicht um diese Art
Politik.

Für viele Länder, so auch für Polen, gibt es in Zukunft wohl nicht die
Wahl zwischen links und rechts, sondern zwischen einem liberalen
Rechtsstaat und einer autoritären, sog. Demokratie. Wenn auch ersterer
Klassengegensätze, Ungerechtigkeiten und Ausbeutung beinhaltet, so
bietet er doch auch die Möglichkeit, die eigenen Interessen zu
artikulieren, gibt es Freiheit für die Opposition, Lehre und Kunst.
Das ist wenig? Aber bei der zweiten Option haben die Polen nicht
einmal das!

Lieber eine schlechte Demokratie als keine, lieber Brüssel statt
Ankara, Budapest oder Moskau. Ohne Demokratie wird es weder am
Arbeitsplatz, noch in den Gemeinden oder der Wirtschaft eine
Möglichkeit geben mitzubestimmen, immer werden wir dazu verurteilt
sein, dass der erarbeitete Reichtum ungerecht verteilt wird, werden
wir manipuliert werden und Rassismus und Fremdenfeindlichkeit die
Oberhand gewinnen. Null Toleranz gegenüber den korrumpierten Dieben
der Bürgerplattform und den Bankstern der Nowoczesna, dem Nepotismus
der PSL und all der anderen ideenlosen Kombinierer, die seit Jahren
die politische Szene bevölkern. Aber was die PiS für Polen im Angebot
hat...
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VORWÄRTS/1423: Das Mexiko, das niemand beachtet


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 39/40 vom 29. November 2018

"Das Mexiko, das niemand beachtet"

von Philipp Gerber



1. Januar 1994: Während die neoliberale Elite Mexikos mit ihrem
Staatspräsidenten feiert und sich auf das Freihandelsabkommen NAFTA
freut, kommt es im Süden des Landes zum bewaffneten Aufstand der
zapatistische Bewegung ELZN. Warum kam es vor einem Vierteljahrhundert
dazu, wo steht Mexiko heute und was macht die ELZN? 



Silvester, Mitternacht. Korken und Raketen knallen, die mexikanische
Elite stösst mit Sekt auf den Jahreswechsel an. Die Feier im
Präsidentenpalast hat einen speziellen Grund: An diesem 1. Januar 1994
tritt der Nordamerikanische Freihandelsvertrag (NAFTA) in Kraft, und
damit soll Mexiko den Anschluss an die "entwickelten" Länder finden.
Präsident Salinas hat dafür eine der wichtigsten Errungenschaften der
Mexikanischen Revolution (1910-17) geopfert: Der kollektive Landbesitz
der Gemeinden soll abgeschafft und das gigantische mexikanische
Territorium dem Kapital grenzenlos geöffnet werden.


Schweizer Flugzeuge bombardieren

Doch mitten in die Fiesta der neoliberalen Elite hinein platzt die
Nachricht des Undenkbaren: Im südlichen Zipfel des Landes, in Chiapas,
besetzen tausende indigene RebellInnen mehrere Städte. Den
Überraschungscoup des Zapatistischen Heers der Nationalen Befreiung
(EZLN) kommentiert ihr Sprecher Subcomandante Marcos in San Cristóbal
de Las Casas mit den Worten: "Wir sind das Mexiko, das niemand
beachtet". Die Gefechte in den ersten Januartagen zwischen der
Guerrilla und der Armee fordern mindestens einhundert Tote, darunter
Zapatistas, die nach ihrer Gefangennahme aussergerichtlich
hingerichtet wurden. Vom 5. bis zum 11. Januar bombardiert die
mexikanische Luftwaffe mit PC-7 Flugzeugen aus den Pilatuswerken in
Stans indigene Dörfer in Chiapas. Per Fax zirkulieren die ersten
Communiqués der Aufständischen um die Welt.

Die radikale Linke, noch mit dem Ende der bewaffneten Befreiungskämpfe
in Zentralamerika und dem angeblichen "Ende der Geschichte" nach dem
Mauerfall beschäftigt, reibt sich verblüfft die Augen. Chiapas macht
weltweit Schlagzeilen und am 11. Januar 1994 erreicht die EZLN dank
breiter Mobilisierungen der mexikanischen Gesellschaft einen
Waffenstillstand. In der Tagesschau nimmt ein zermürbter Schweizer
Bundesrat zum Thema Stellung: er bedauere "zutiefst", dass in Chiapas
indigene Dörfer von Pilatus-Flugzeugen bombadiert wurden, er sei auch
als Tourist im pittoresken Mexiko gewesen. Ende Januar 1994 bereiten
Demonstrierende dem Präsidenten Salinas einen heissen Empfang
anlässlich des WEF in Davos, mit Feuerwerk und Sprechchören vor dem
Kongresszentrum fordern sie den Abzug des Militärs aus Chiapas.


Ausbau der Autonomie

Silvester, Mitternacht. Die Raketen knallen und tausende Indigene
intonieren im Dorf "La Realidad" mitten im lakandonischen Urwald die
zapatistische Hymne "Ya se mira ei horizonte". Ein Meer von Handys
wird den Moment filmen, an dem die Uhren auf das Jahr 2019 umschalten.
Ein Vierteljahrhundert später sind die Zapatistas immer noch und erst
recht eine Realität, zumindest in "La Realidad" und Umgebung. Seit 25
Jahren sind die Zapatistas eine globale Referenz für die Rebellion von
unten und inspirieren weltweit Kämpfe gegen die neoliberale
Globalisierung.

Doch wo steht die zapatistische Bewegung heute, im Mexiko des
Drogenkriegs, der Militarisierung, der Menschenrechtskrise, der
Strukturanpassungsmassnahmen? Und was hält sie vom neuen Präsidenten
Andrés Manuel López Obrador der linken Partei Morena, der am 1.
Dezember sein Amt antritt und verspricht, mit dem neoliberalen Regime
zu brechen?

2001 scheiterten die Friedensgespräche von San Andrés zwischen den
Zapatistas und der Regierung (zum Thema der Garantie der indigenen
Rechte), weil die Verhandlungsresultate von ParlamentarierInnen aller
Couleur nicht eingehalten wurden. Seither verweigerte die EZLN
jeglichen weiteren Dialog und setzte auf den Ausbau der indigenen
Autonomie in ihren Gemeinden. Im vergangenen Wahlkampf versuchte die
von den Zapatistas inspirierte indigene Allianz des Nationalen
Indigenen Kongresses (CNI) mit María de Jesús Patricio "Marichuy" eine
eigene Kandidatin in das Rennen um die Präsidentschaft zu schicken.
Dies nicht in der Absicht, die Wahlen zu gewinnen, sondern um eine
indigene und feministische Agenda zu positionieren. Aber in der
viermonatigen Sammelaktion verpasste Marichuy die notwendige
Unterstützung von einem Prozent der WählerInnen, um als
parteiunabhängige Kandidatin im Wahlzirkus präsent zu sein, klar:
Bloss 281.955 WählerInnen unterstützten Marichuys Kandidatur, 866.593
wären notwendig gewesen. Dennoch half der organisatorische Prozess,
die Themen der indigenen Bewegungen sichtbar zu machen, und der 1996
im Rahmen der Verhandlungen von San Andrés gegründete CNI erwachte in
den letzten zwei Jahren zu neuem Leben.


Ein neuer "Verwalter"

Am 1. Juli 2018 gewann Andrés Manuel López Obrador (kurz: AMLO) im
dritten Anlauf mit überwältigender Mehrheit die
Präsidentschaftswahlen. 53 Prozent der Bürger gaben nach einem von
Gewalt geprägten Wahlkampf ihre Stimme dem Kandidaten der neuen Partei
Morena und liessen die etablierten Parteien richtig alt aussehen. Doch
mitten in die Euphorie des Erdrutschsiegs von Morena mischte sich
schon bald eine kritische Stimme, natürlich die EZLN: "Der Aufseher
der Plantage mag wechseln, aber der Besitzer bleibt derselbe", merkten
die Indigenen an. Und gemäss den Aufständischen, die erst einen neuen
Wahlbetrug gegen den sicheren Sieg von AMLO prophezeit hatten, wurde
dieser durch seine Pakte mit Teilen des Grosskapitals und der
Politikerkaste während des Wahlkampfs zu einem "Verwalter", dem man
die Staatsmacht anvertrauen kann, kurz, "ein Verwalter, der nicht so
brutal ist, das heisst, er beutet genauso aus, aber mit freundlichem
Antlitz".

Tatsächlich scheint AMLO für den Beginn seiner Amtszeit mehr auf
Kontinuität zu setzen denn auf radikale Brüche und dies mit dem alten
Argument der Stabilität. Ob die politischen Räume der neuen Regierung
es zulassen werden, den Kompass mittelfristig wirklich auf eine
Trennung von politischer und ökonomischer Macht" zu stellen, wie AMLO
verspricht, und damit ein Ende der neoliberalen Epoche in Mexiko
einzuläuten, bleibt tatsächlich äusserst fraglich. Die Zapatistas
stellen sich schon mal auf das schlimmstmögliche Szenario ein, auf
weitere Angriffe der "Raubtier-Ökonomie, die "Territorien erobert und
zerstört, wo es nur geht". Als Strategie dagegen praktiziert die
indigene Bewegung die Organisierung von unten, ohne sich in die
Sphären der traditionellen Macht- und Parteipolitik zu begeben.


Selbstbestimmung als Dreh- und Angelpunkt

Das Menschenrechtszentrum Frayba in San Cristóbal de Las Casas
beschreibt die Strategie der EZLN: "Die Stossrichtung ist der
Organisationsprozess von unten, und gleichzeitig eine moralische und
politische Instanz für die Gemeinden zu bleiben. Die Zapatistas werden
sich deshalb nicht an der neuen Regierung beteiligen, sondern ihre
Autonomie weiter ausbauen", meint Jorge, langjähriger Mitarbeiter des
Frayba, im Interview. Ein anderer, neuer Schwerpunkt ist die
Verteidigung der Territorien gegen Grossprojekte. Aber insgesamt sieht
Jorge in der Positionierung der EZLN eine historische Kontinuität:
"Die Autonomie und Selbstbestimmung bleibt der Dreh- und Angelpunkt,
allerdings nicht nur in politischer Dimension, sondern neuerdings auch
in anderen Bereichen, insbesondere in Kunst und Kultur", wozu die
Zapatistas regelmässig grössere Foren durchführen. Auch die
internationale Solidarität begleitet die Gemeinden auf diesen Wegen.
So sind in den vom Frayba koordinierten Friedenscamps internationale
BeobachterInnen anwesend, welche Spannungen in Gemeinden wie La
Realidad oder Acteal dokumentieren. Gleichzeitig ist die
internationale Begleitung auch mit neuen Themen konfrontiert, mit den
mit massiver Gewalt einhergehenden Grossprojekten und auch mit
humanitären Katastrophen wie die internen Vertreibungen.


Hartnäckig und geschickt

Die dunklen Jahre der Narco-Gewalt in Mexiko gingen auch in den
Regionen mit zapatistischer Präsenz nicht spurlos vorbei, und gerade
in jüngster Zeit wird das soziale Netz der Gemeinden in Chiapas massiv
gefährdet. Die Strukturen zur Aufstandsbekämpfung der späten
90er-Jahren wurden nie entwaffnet und zahlreiche alte und neue
paramilitärische Gruppierungen treiben ihr Unwesen, oft in Verbindung
mit der organisierten Kriminalität. So wurden in den Hochland-Bezirken
Chalchihuitán, Chenalhó, Aldama und jüngst in der ehemaligen
Zapatistenhochburg Chavajebal insgesamt über 7000 indigene
BewohnerInnen aus ihren Gemeinden vertrieben. Diese ausufernde Welle
der Gewalt nimmt auch für die zivilen Autonomiestrukturen der
zapatistischen Gemeinden immer bedrohlichere Ausmasse an. Das Beispiel
der Vertreibungen von Zapatistas und Nicht-Zapatistas zeigt: Die
teilweise blumigen Communiqués dürfen nicht zur irreführenden
Vorstellung von völlig autarken Gemeinden verleiten. Die Regionen mit
zapatistischem Einfluss waren und sind keine Inseln der
Glückseligkeit, sondern Bestandteil der harten geopolitischen und
ökonomischen Auseinandersetzungen in Südmexiko, in denen sich diese
soziale Bewegung hartnäckig und geschickt zu behaupten weiss.
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HÖRSPIEL/1860: WDR 3 - "Bewerbung 39" von Ahmed Masoud, 12.12.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

100 JAHRE ISRAEL

Bewerbung 39

von Ahmed Masoud

übersetzt aus dem Englischen von Maren Kames

Regie: Rami Hamze

Technische Realisation: Werner Jäger und Barbara Göbel

Dramaturgie: Jan Buck

Produktion: WDR 2018

Hörspiel

12. Dezember 2018, 19.04 - 19.35 Uhr | WDR 3



Gaza, 2040: Eigentlich war es nur als Hoax gedacht, aber das IOC gibt
der Bewerbung statt. Und jetzt - Olympische Spiele in Gaza-Stadt! Kann
das gut gehen?

Noch sitzt Ismail und Rayyan der Schalk im Nacken. Nur zum Spaß haben
die beiden IT-Techniker die Website des IOC gehackt und eine Bewerbung
von Gaza-Stadt für die Olympischen Sommerspiele 2048 platziert. Doch
zur Überraschung aller akzeptiert das IOC die Bewerbung, denn "Sport
ist der beste Weg, Frieden zu schaffen".

Der Präsident des Stadtstaats, Hammoud Hammad, muss sich entscheiden:
Nimmt er die Herausforderung an - oder lehnt er ab und informiert das
Komitee über den Fehler? Denn wie soll man Spiele organisieren
inmitten von Kleinstaaterei, Grenzkontrollen und Blockade? Und: Wie um
alles in der Welt lässt sich auf einer schier handtuchgroßen Fläche
ein Marathon organisieren?

Besetzung:

Walid Al-Atiyat: Rayyan

Okan Elmali: Ismail

Elmira Rafizadeh: Lamma Erreyes

Ercan Durmaz: Hamoud Hammad

ferner wirken mit: Lara Pietjou, Achour Mohamed, Noureddine Chaamati,
Rami Hamze, Richard Hucke, Jörg Kernbach, Jörg Hustiak, Anja Gawlick


Ahmed Masoud

Der Autor des Romans "Vanished - The Mysterious Disappearance of
Mustafa Ouda" wuchs in Gaza auf und promovierte in Großbritannien in
Englischer Literatur. Als Dramatiker und Theaterregisseur lebt er in
London. Sein Debüt als Hörspielautor gab er 2011 für die BBC mit dem
autobiographisch gefärbten Stück "Escape from Gaza".


100 Jahre Israel

WDR-Hörspielreihe vom 10.-13. Dezember

2018 jährt sich die Gründung des Staates Israel zum 70. Mal. Der Blick
zurück zeigt Jahrzehnte der Prosperität, der Entwicklung vom Agrarland
zum Hightech-Staat, aber auch des nach wie vor ungelösten Konflikts
zwischen Israelis und Palästinenser*innen. Das WDR Hörspiel wirft nun
einen spekulativen Blick 30 Jahre in die Zukunft - und hat dazu zwei
israelisch- und zwei palästinensischstämmige Autor*innen eingeladen,
die einer Generation angehören, die diese Zukunft noch erleben wird.

Die entstandenen Hörspiele sind Utopien und Dystopien, Hoffnungen auf
die Zukunft und sich aus der Gegenwart nährende Befürchtungen,
subjektive Schlaglichter und überzeitliche Allegorien - und sie nutzen
die Freiheit der Fiktion, um über die Grenzen der heutigen politischen
Debatte hinaus zu blicken.

Das Hörspiel steht nach der Sendung befristet zum Download zur
Verfügung.

Redaktion: Isabel Platthaus
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MELDUNG/1800: Deutschlandfunk - Philipp Weber und sein faktenbasiertes Kabarett, 12.12.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Zwischen Statistik und Kalauer

Philipp Weber und sein faktenbasiertes Kabarett

Von Elmar Krämer

Querköpfe - Kabarett, Comedy & schräge Lieder

Mittwoch, 12. Dezember 2018, 21.05 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk



Philipp Weber ist ein Getriebener - getrieben von dem unstillbaren
Verlangen, hinter Fassaden zu blicken. In seinen Programmen
beschäftigen ihn Dinge, mit denen jeder von uns alltäglich zu tun hat,
meist ohne groß darüber nachzudenken: Essen, Trinken und aktuell
Marketing und Werbung. Als komische Volksaufklärung wurden seine Shows
bezeichnet, als satirische Magenspiegelung der Gesellschaft. So kommt
es vor, dass man sich ertappt oder peinlich berührt fühlt, wenn Weber
Witz und Wissenschaft von der Bühne wettert. Sein aktuelles Programm
sei eine heitere Gebrauchsanweisung für den freien Willen, so heißt
es.

 * 

Quelle:
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MELDUNG/1799: Hörfunkrat ernennt Rundfunkdatenschutzbeauftragten (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 11.12.2018

Hörfunkrat ernennt Rundfunkdatenschutzbeauftragten

Gremium zieht Bilanz nach vier Jahren Tätigkeit



Der Deutschlandradio-Hörfunkrat hat bei seiner Sitzung am 6. Dezember
Dr. Reinhard Binder einstimmig als Rundfunkdatenschutzbeauftragten
benannt.

Binder wird die Funktion ab 1. Januar 2019 für vier Jahre wahrnehmen.
Der promovierte Jurist arbeitete bereits als Justiziar für mehrere
ARD-Anstalten und entspricht den Anforderungen, die sich aus der
EU-Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) ergeben. Er soll die Funktion
nicht nur für Deutschlandradio, sondern auch für die
Kooperationspartner BR, SR, WDR und ZDF wahrnehmen.
Hörfunkratsvorsitzender Frank Schildt betonte die Effizienzgewinne,
die durch die Zusammenarbeit ermöglicht werden. "Die Ernennung durch
die Gremien der Anstalten und die Angliederung an die
Gremiengeschäftsstellen stärkt auch die Unabhängigkeit der
Datenschutzaufsicht."

Bei der letzten Sitzung des amtierenden Hörfunkrats genehmigte das
Aufsichtsgremium den bereits vom Verwaltungsrat beschlossenen Jahres-
und Konzernabschluss 2017 mit einem Überschuss in der Finanzrechnung
in Höhe von 6,9 Mio. Euro und die Entlastung der Intendanten Dr. Willi
Steul und Stefan Raue für das vergangene Geschäftsjahr. Darüber hinaus
verabschiedete der Hörfunkrat den Wirtschaftsplan für 2019 und folgte
damit einstimmig dem Votum des Verwaltungsrates. Das Wirtschaftsjahr
2019 schließt im Ertrags- und Aufwandsplan mit einem Jahresfehlbetrag
in Höhe von 29,6 Mio. Euro ab. Hierbei verringern sich die Erträge im
Vergleich zum Vorjahresplan um 1,0 Mio. Euro (0,4%) auf insgesamt
249,6 Mio. Euro. Die Aufwendungen verringern sich um 3,6 Mio. Euro
(1,3%) auf insgesamt 279,1 Mio. Euro. Der Finanzplan weist einen
Fehlbetrag in Höhe von 18,7 Mio. Euro aus. Darin enthalten ist die die
Einstellung in die Rücklage für Beitragsmehrerträge in Höhe von 3,9
Mio. Euro.

Nach der vierjährigen Amtszeit des Hörfunkrats zog Frank Schildt eine
Bilanz der Gremienarbeit. Als Vorsitzender hatte er drei Schwerpunkte
zu Beginn der Amtsperiode formuliert. Schildt war mit dem Ziel
angetreten, die im ZDF-Urteil des Bundesverfassungsgerichts
geforderten Änderungen umzusetzen. Mit der Konstituierung des neuen
Hörfunkrats im kommenden Jahr sei dieser Prozess abgeschlossen.
Darüber hinaus hatte Schildt mehr Transparenz eingefordert. Auch hier
habe es große Fortschritte gegeben, die Öffentlichkeit der
Hörfunkratssitzungen und die breite Darstellung der Gremienarbeit im
Internet sei bereits vor den einschlägigen Änderungen des
Deutschlandradio-Staatsvertrags etabliert worden. Lediglich in der
Diskussion über die Zukunft der öffentlich-rechtlichen Sender gebe es
nach wie vor Handlungsbedarf: "Die Debatte über eine zukunftssichere
Finanzierung wird noch zu sehr von der Medienpolitik, Lobbygruppen und
den betroffenen Häusern geführt - die Aufsichtsgremien als Spiegel und
Stimme der Gesellschaft müssen in der Diskussion noch erkennbarer
werden."

In seinem Tätigkeitsbericht ging Intendant Stefan Raue insbesondere
auf die "Denkfabrik" Deutschlandradio und die Programmentwicklung bei
Deutschlandfunk Kultur ein. Unter dem Dach der Denkfabrik sollen im
kommenden Jahr die großen Themen der Zeit im Programm und bei
Veranstaltungen diskutiert werden. Nahezu 1.200 Themenvorschläge von
Hörerinnen und Hörern und aus dem Haus wurden dafür eingereicht, jetzt
stehen mit "Sind wir in guter Verfassung? 70 Jahre Grundgesetz." und
"#ÜberMorgen. Klimawandel. Nachhaltigkeit." die Schwerpunkte für 2019
fest. Mit Blick auf die Weiterentwicklung des Programms von
Deutschlandfunk Kultur berichtete Raue von der Arbeit von fünf
Projektgruppen, die im Sommer ihre Arbeit aufgenommen haben und bis
Jahresende konkrete Ideen für die Themen "Kakadu", "Nachrichten",
"Leuchtturm", "Stilistik" und "Wochenende" entwickeln. Die Umsetzung
der Konzepte ist nach Bestätigung durch die Geschäftsleitung bis Juli
2019 geplant, die ersten Zwischenergebnisse seien "sehr ermutigend",
so Raue.

Zur Sitzung des Hörfunkrats wurde zudem der Bericht über die
programmlichen Leistungen von Deutschlandradio 2016-2018 vorgestellt.
Der Hörfunkrat stellte fest, dass die eingegangenen programmlichen
Selbstverpflichtungen für den Berichtszeitraum erfüllt wurden. Der
ebenfalls vorgelegte Bericht über die Zusammenarbeit mit ARD und ZDF
gibt eine Übersicht über die zahlreichen bestehenden und neuen
Kooperationen auf technischer, administrativer und programmlicher
Ebene.

Intensiv setzte sich der Hörfunkrat mit einer Informationsvorlage zur
geschlechtergerechten Sprache bei Deutschlandradio auseinander. Im
Auftrag des Intendanten hatte eine Arbeitsgruppe Empfehlungen für die
Außen- und Innenkommunikation entwickelt, die als Orientierungshilfe
für diskriminierungsfreie Formulierungen dienen soll. Die lebhafte
Diskussion im Haus und im Gremium zeige die Notwendigkeit einer
Verständigung über das Thema, so Intendant Raue.

Auf seiner abschließenden Jahressitzung erörtert der Hörfunkrat
regelmäßig die Themen von Lob, Beschwerden und Kritik, die an den
Deutschlandradio-Hörerservice herangetragen werden. Die Zahl der
Kontakte liegt mit 125.861 im Zeitraum von Januar bis Oktober 2018 auf
einem konstant hohen Niveau, auffällig sei jedoch die Zunahme von
unsachlicher, nicht konkret themenbezogener und aggressiv
vorgetragener Kritik sowie von persönlichen Beleidigungen.
Hörfunkrats-Vorsitzender Frank Schildt bezeichnete die vorgelegte
Übersicht als wichtigen Gradmesser, der sich etabliert habe, zugleich
aber deutlich den Bedarf nach einer umfassenden Strategie im Umgang
mit verrohter Sprache anzeige. Der Hörfunkrat regte an, diese
Entwicklung auch in den Deutschlandradio-Programmen zu thematisieren.

Bereits am Vortag hatte sich der Programmausschuss mit den
Religionssendungen von Deutschlandfunk und Deutschlandfunk Kultur und
den geplanten Programmveränderungen im Kulturprogramm befasst. Drei
vorliegende Programmbeschwerden wurden als unbegründet abgelehnt.
Doris Krönig, Vorsitzende des Programmausschusses, zog eine Bilanz der
Ausschussarbeit in den zurückliegenden Jahren: "Wir haben unsere
Arbeit aus einer großen Verbundenheit zu den drei
Deutschlandradio-Programmen geleistet; das war für uns der Ansporn,
die Programme, aber auch vorgetragene Kritik immer wieder ernsthaft zu
prüfen und zu hinterfragen."

Mit der Sitzung endete die vierjährige Amtszeit des Hörfunkrats. Auf
der abschließenden Sitzung wurde die Geschäftsordnung des Gremiums an
die geänderten Vorgaben aus Satzung und Deutschlandradio-Staatsvertrag
angepasst. Der Hörfunkratsvorsitzende informierte das Gremium, dass
vier Bewerbungen für die vom künftigen Hörfunkrat zu wählenden
Sachverständigen für den Verwaltungsrat vorliegen. Der neue
Hörfunkrat, dem ab dem kommenden Jahr 45 Mitglieder angehören,
konstituiert sich am 10. Januar 2019 in Berlin.

Der Deutschlandradio-Hörfunkrat stellt die Richtlinien für die
Sendungen von Deutschlandradio auf, überwacht deren Einhaltung gemäß
der im Staatsvertrag aufgeführten Grundsätze und berät den Intendanten
in Programmfragen. Der Hörfunkrat tritt mindestens alle drei Monate zu
einer ordentlichen Sitzung zusammen. Die Amtszeit beträgt zukünftig
fünf Jahre.

 * 
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MUSIK/2781: WDR 3 - Das Ensemble Vinorosso "Weltsichten", 12.12.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Bielefelder Mittwochskonzerte: Das Ensemble Vinorosso
"Weltsichten"
Vinorossos Hommage an die Vielfalt der Kulturen

Aufnahme vom 12. Dezember 2018 aus der Rudolf-Oetker-Halle

Moderation: Babette Michel

Jazz & World 

12. Dezember 2018, 22.04 - 00.00 Uhr | WDR 3



Klassisch-abendländische Musik neben einer moldawischen Hora, einem
mazedonischen Hochzeitstanz und einem Stück mit dem brasilianischen
Mundbogen Berimbau. Das Ensemble Vinorosso reist in nur zwei Stunden
vom Mittelmeer über den Balkan zur Schwarzmeer-Region und nach
Südamerika.

Gegründet wurde das Ensemble Vinorosso 2004 von Florian Stubenvoll.
Der Klarinettist fühlte sich von seiner Rolle als Solist in namhaften
Orchestern nichterfüllt und schuf ein Orchester, mit dem er die
Musiken der Welt erkunden und eigene Kompositionen und Arrangements
spielen kann. So international wie seine Musik ist auch die Besetzung
des Ensembles Vinorosso. Die MusikerInnen kommen aus Bulgarien, Chile,
Deutschland, England, Frankreich, Griechenland, Italien, Japan,
Mazedonien, Serbien, Spanien, der Schweiz und der Türkei. Die meisten
der bis zu 30 Ensemble-Mitglieder haben eine Klassik-Ausbildung
absolviert und bringen zugleich ihre vielfältigen kulturellen
Hintergründe mit, die sie in dem facettenreichen Orchesterklang
aufblühen lassen. Ihre musikalische Sicht auf die Welt haben sie kurz
vor der Sendung live in Bielefeld in der Reihe "Mittwochskonzerte der
Musikkulturen" präsentiert.

Redaktion: Werner Wittersheim

 * 

Quelle:

Programmtip vom 16. November 2018

Herausgeber:
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MUSIK/2780: Deutschlandfunk Kultur - Walter Kempowski singt im Gefangenenchor Bautzen II, 13.12.2018 (Deutschlandradio)




Deutschlandradio - Programmtip

"Freut euch heute mit Maria"

Walter Kempowski singt im Gefangenenchor Bautzen II

Von Georg Beck

Chormusik

Donnerstag, 13. Dezember 2018, 22.00 - 22.30 Uhr, Deutschlandfunk
Kultur

Wegen angeblicher Spionage wird der 19-jährige Rostocker Walter
Kempowski 1948 von einem sowjetischen Militärgericht zu 25 Jahren Haft
verurteilt. Acht Jahre sitzt er im berüchtigten DDR-Zuchthaus Bautzen.
Dann wird er begnadigt. 1969 erscheint sein beklemmender Bericht aus
einer Zellenwelt drangvoller Enge, Schikane, verlorener Hoffnungen. Zu
den wenigen Lichtblicken gehört die Musik. Häftling Kempowski lernt
das Verfertigen vierstimmiger Sätze, wird zu einer tragenden Säule des
Bautzener Gefangenenchors, später zu dessen Leiter.

 * 

Quelle:
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KURSUS/1869: Unna - VHS-Aktuell, Einstieg in das Smartphone Samsung Galaxy, 08. und 09.01.2019


Kreisstadt Unna

VHS-Aktuell: Einstieg in das Smartphone Samsung Galaxy



Kreisstadt Unna. VHS Unna Fröndenberg Holzwickede bietet am 08. und
09.01.2019 im zib einen Grundlagenkurs zum Samsung Galaxy an.

In diesem Seminar werden die Grundfunktionen am eigenen Samsung-Gerät
Schritt für Schritt erlernt. Anhand praktischer Übungen werden die
einzelnen Funktionen konkret angewendet.

Die Teilnehmenden werden Bedien- und Fingerübungen durchführen, um
das Gerät mit seiner Arbeitsoberfläche richtig zu bedienen. Im Kurs
wird zudem ein Telefonregister mit Fotos anlegt und der Gebrauch von
SMS und MMS vorgestellt. Thema in der Veranstaltung wird auch das
Arbeiten mit der Sprachsteuerung sowie mit der Foto- bzw. Filmkamera
sein. Auch das Einrichten der W-LAN-Verbindung für das Surfen im
Internet kommt nicht zu kurz. Außerdem lernen die Teilnehmenden Apps
und Sicherheitssoftware für die Geräte kennen.

Voraussetzungen: Keine Vorkenntnisse erforderlich

Mitzubringen sind: Betriebsbereites Samsung Galaxy inkl. Ladekabel und
Passwort. Außerdem ein eingerichtetes Gmail-Konto von Google mit
zugehörigem Passwort. Wer Whats-App benutzen möchte, sollte auch
dieses Konto eingerichtet haben und die Zugangsdaten mitbringen. Die
Volkshochschule haftet nicht für private Geräte.

Das Seminar "Einstieg in das Smartphone Samsung Galaxy" mit der
Kursnummer 182-4102 findet am 08.01.2019 und 09.01.2018 von 10:00 Uhr
bis 14:00 Uhr im zib in Unna statt. Die Gebühr beträgt 42 Euro.
Eine detaillierte Seminarbeschreibung zum Angebot ist im aktuellen VHS-
Programmheft auf der Seite 45 zu finden. Der Kurs ist auch im
Online-Katalog unter www.vhs-zib.de in der Rubrik "Beruf, EDV, IT" im
Unterbereich "EDV und IT / Smartphone / Tablet" zu finden. Und
natürlich berät auch der Studienbereichsleiter für EDV Andreas Barre
gerne Interessierte zum Kursangebot. Kontakt: Andreas Barre, 02303 /
103-735, andreas.barre@stadt-unna.de.

Anmeldungen zum Kurs nimmt die VHS unter 02303/103-713 oder -714
entgegen. Auf der Internetseite www.vhs-zib.de kann die Anmeldung auch
online vorgenommen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 08.12.2018
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TREFF/191: Bocholt - "Wilsberg"-Autor Jürgen Kehrer kommt nach Bocholt, 15.03.2019


Stadt Bocholt - Fahrradfreundlichste Stadt Deutschlands

"Wilsberg"-Autor kommt nach Bocholt



15. März 2019 zur "Nacht der Bibliotheken" im Medienzentrum // Buntes
Programm für Jung und Alt // Jetzt Eintrittskarte sichern

Bocholt (PID). Der Autor der beliebten TV-Krimireihe "Wilsberg",
Jürgen Kehrer, kommt nach Bocholt. Er wird im Rahmen der landesweiten
Aktion "Nacht der Bibliotheken" am Freitag, 15. März 2019, zusammen
mit seiner Ehefrau Gast im Medienzentrum sein. Das teilt die Bocholter
Stadtbibliothek mit. Schon jetzt können Karten bestellt werden.

Motto: "Mach es!"

Zur landesweiten "Nacht der Bibliotheken", die diesmal unter dem Motto
"Mach es!" zum Ausprobieren und Mitmachen einlädt, hat das Team der
Stadtbibliothek Bocholt ein buntes Programm für Jung und Alt
zusammengestellt.

"Am 15. März 2019 können alle Bürgerinnen und Bürger ihre
Stadtbibliothek erkunden und dabei je nach Neigung und Laune an
Kreativangeboten teilnehmen, eine Autorenlesung besuchen oder kleinen
Konzerten von Schülern der Musikschule lauschen", so
Bibliotheks-Mitarbeiterin Melanie Tenhumberg.

Programm für Kinder und Jugendliche

Bereits ab 15 Uhr startet das Puppentheater "Hilfe, die Olchis
kommen!" für alle Kinder ab 4 Jahren (Eintritt 4 Euro, bei Vorlage des
Familienpasses 2 Euro für Kinder) im Saal Futura I. Im Anschluss
können Kinder ab 16:15 Uhr in zwei verschiedenen Gruppen lustige
Olchis aus Papier in der Kinderbibliothek basteln (Eintritt 1 Euro,
Eltern benötigen keine Karte).

Am frühen Abend wird um 19 Uhr für Jugendliche ab 10 Jahren ein 
Manga-Workshop mit Alexandra Völker angeboten. Nach einer kurzen Einführung
werden in der neuen Kinder- und Jugendabteilung künstlerische
Lesezeichen im Stile der japanischen Comickunst entstehen.

"Wilsberg"-Autor liest zusammen mit Ehefrau

Ein besonderes Highlight erwartet alle Bocholter Leseratten ab 19:30
Uhr im Saal Futura I: Hier lädt Deutschlands erfolgreichstes
Krimiautorenpaar, "Wilsberg"-Autor Jürgen Kehrer und seine Ehefrau
Sandra Lüpkes, zu einem Abend mit heiteren Kurzkrimis ein. Unter dem
Motto "Was sich liebt, das killt sich" leuchtet das Dreamteam der
Krimiszene Beziehungskisten aus, rettet Kröten, zählt Kalorien und
nimmt einen Kosenamen-Experten aufs Korn. Gut aufgelegt lesen die
beiden miteinander, gegeneinander und für die musikalische Untermalung
sorgt Sandra Lüpkes mit ihren Liedern, ihrem Gesang, Melodika und
Flügelhorn (Eintritt 9 Euro Vorverkauf, 10 Euro an der Abendkasse).
Damit alle Literaturliebhaber und Freunde der Stadtbibliothek ihre
Weihnachtspräsente mit einer Karte für einen besonderen
Veranstaltungsbesuch krönen können, sind ab sofort Eintrittskarten für
alle Aktionen zur "Nacht der Bibliotheken" im Vorverkauf in der
Stadtbibliothek Bocholt (Hindenburgstraße 5) zu erwerben.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 07.12.2018

Presse- und Informationsdienst der Stadt Bocholt

Karsten Tersteegen, Amke Derksen, Bruno Wansing

Berliner Platz 1, D-46395 Bocholt

Tel.: + 49 2871 953-327, -209, -571, Fax: + 49 2871 953-189

E-Mail: pid@mail.bocholt.de

Internet: http://www.bocholt.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 12. Dezember 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / FACHMEDIZIN





ONKOLOGIE/1946: Forschung - Telomerverlängerung entscheidend für Krankheitsverlauf (idw)


Uniklinik Köln - 07.12.2018

Telomerverlängerung entscheidend für Krankheitsverlauf

Mechanismen von Wachstum und Rückbildung beim Neuroblastom entschlüsselt



Zu den häufigsten Krebsarten im Kindesalter gehört das Neuroblastom, ein
Tumor des peripheren Nervensystems. Teils bildet sich dieser Tumor ohne
jegliche Therapie komplett zurück, bei anderen Patienten jedoch schreitet
er trotz hochintensiver Therapie unaufhaltsam voran. In einer aktuellen
Studie untersuchten Wissenschaftler der Klinik für Kinder- und
Jugendmedizin an der Uniklinik Köln im Rahmen eines internationalen
Forschungsprojekts die genetischen Ursachen der unterschiedlichen
Verlaufsformen dieses Tumors. Die Ergebnisse sind heute (07.12.2018) im
renommierten Wissenschaftsjournal Science erschienen.

Durch die Entschlüsselung der Erbinformation der Krebszellen entdeckten
die Wissenschaftler Veränderungen in Genen des RAS- und des
p53-Krebssignalwegs in etwa 18 Prozent der Fälle. "Das Vorliegen solcher
Veränderungen war insgesamt mit einem ungünstigen Krankheitsverlauf
vergesellschaftet, jedoch ließ sich bei einigen Patienten mit derartigen
Mutationen auch eine spontane Rückbildung des Tumors nachweisen",
berichtet Prof. Dr. Matthias Fischer, Letztautor sowie "corresponding
author" der aktuellen Studie und Leiter der Experimentellen Pädiatrischen
Onkologie an der Uniklinik Köln.

Durch die Integration der genetischen Daten mit Informationen über
Verlängerungsmechanismen der Chromosomen-Enden, der sogenannten Telomere,
konnten die Wissenschaftler ein klares Bild über die Mechanismen der
verschiedenen Verlaufsformen des Neuroblastoms gewinnen.
Telomere werden auch als die "molekulare Uhr" der Zelle bezeichnet: In den
meisten Körperzellen werden die Chromosomenenden bei jeder Zellteilung
verkürzt. Wird eine kritische Länge unterschritten, führt der
Telomer-Schwund zum Wachstumsstopp oder zum Zelltod. In Stammzellen und den
meisten Krebszellen dagegen wird die Länge der Chromosomenenden durch
Telomer-Verlängerungsmechanismen oberhalb der kritischen Schwelle
erhalten, so dass die Zellen quasi "unsterblich" sind.

Die Wissenschaftler fanden heraus, dass Neuroblastome nur dann aggressiv
wachsen, wenn Telomer-Verlängerungsmechanismen vorliegen. "Sind darüber
hinaus noch zusätzliche Mutationen in Krebssignalwegen vorhanden, so ist
der Krankheitsverlauf besonders ungünstig, und die meisten der betroffenen
Kinder können mit heutigen Behandlungs-Schemata nicht geheilt werden.
Fehlen jedoch Telomer-Verlängerungsmechanismen, kommt es regelmäßig zu
spontanen Rückbildungen des Tumors, und die Prognose der Patienten ist
zumeist auch ohne jegliche Therapie exzellent", Dr. Sandra Ackermann
Erstautorin der Studie und Forscherin in der Arbeitsgruppe Experimentelle
Kinderonkologie an der Uniklinik Köln.

Die Ergebnisse diese Arbeit verdeutlichen, dass die Aktivierung von
Telomer-Verlängerungsmechanismen einen entscheidenden Schritt in der
Entwicklung bösartiger Tumoren darstellt. Mit Hilfe der genetischen
Informationen ist es beim Neuroblastom nun möglich, den Krankheitsverlauf
der Patienten präzise vorherzusagen und die Therapie entsprechend
anzupassen. Darüber hinaus liefern die Ergebnisse Ansatzpunkte für die
Entwicklung neuer Behandlungs-Strategien für Patienten mit einer besonders
ungünstigen Prognose: Die gezielte Hemmung von Krebssignalwegen und
Telomer-Verlängerungsmechanismen könnte bei diesen Kindern einen
vielversprechenden neuen Therapieansatz darstellen.


Originalpublikation:

Ackermann S, Cartolano M, Hero B, Welte A, Kahlert Y, Roderwieser A,
Bartenhagen C, Walter E, Gecht J, Kerschke L, Volland R, Menon R,
Heuckmann JM, Gartlgruber M, Hartlieb S, Henrich KO, Okonechnikov K,
Altmüller J, Nürnberg P, Lefever S, de Wilde B, Sand F, Ikram F, Rosswog
C, Fischer J, Theissen J, Hertwig F, Singhi AD, Simon T, Vogel W, Perner
S, Krug B, Schmidt M, Rahmann S, Achter V, Lang U, Vokuhl C, Ortmann M,
Büttner R, Eggert A, Speleman F, O'Sullivan RJ, Thomas RK, Berthold FB,
Vandesompele J, Schramm A, Westermann F, Schulte JH, Peifer M, Fischer M

A mechanistic classification of clinical phenotypes in neuroblastoma.
Science, in press.

DOI: 10.1126/science.aat6768


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1051
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Quelle:
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RADIOLOGIE/315: Erstmalig in Deutschland - Erfolgreiche Bestrahlungstherapie lebensbedrohlicher Herzrhythmusstörung (idw)


Universitätsklinikum Schleswig-Holstein - 07.12.2018

Erstmalig in Deutschland: Erfolgreiche Bestrahlungstherapie lebensbedrohlicher Herzrhythmusstörung



Als einer der ersten Patienten weltweit und als erster Patient in
Deutschland konnte am 30. November 2018 ein 79-jähriger Mann mit
lebensbedrohlichen und therapierefraktären (d.h. mit üblichen Mitteln
nicht therapierbaren) Herzrhythmusstörungen mittels einer hochpräzisen
einmaligen Bestrahlung erfolgreich behandelt werden. Die neuartige
Behandlungsmethode wurde in enger Kooperation der Klinik für Innere
Medizin III und der Klinik für Strahlentherapie am Universitätsklinikum
Schleswig-Holstein (UKSH), Campus Kiel, durchgeführt.

Der Patient leidet an einer schweren Herzmuskelerkrankung und erhielt
trotz einer maximalen antiarrhythmischen medikamentösen Therapie von
seinem implantierten Defibrillator fast täglich eine Schockabgabe. "Nach
der erfolgreichen Bestrahlung sind die bösartigen Herzrhythmusstörungen
bislang nicht wieder aufgetreten", sagt Prof. Dr. Hendrik Bonnemeier,
stellvertretender Klinikdirektor der Klinik für Innere Medizin III und
Leiter der Abteilung für Elektrophysiologie und Rhythmologie. Gemeinsam
mit dem Direktor der Klinik für Strahlentherapie, Prof. Dr. Jürgen Dunst,
wurde dieser individuelle Heilversuch akribisch geplant und über ein
halbes Jahr vorbereitet. "Die höchst innovative und zukunftsweisende
Therapie ist ein sehr gutes Beispiel für die herausragende
interdisziplinäre Kooperation am UKSH und zeigt das Potential
universitärer Spitzenmedizin", sagt Prof. Dunst.

Zur Vorbereitung der Strahlenbehandlung erstellten Prof. Bonnemeier und OA
Dr. Thomas Demming mittels eines der weltweit modernsten Mappingsysteme
aus mehr als 10.000 Datenpunkten eine hochauflösende Darstellung der
linken Herzkammer im elektrophysiologischen Labor, um so die Zielregion
für die Bestrahlung zu identifizieren (s. Abb. 1). Anschließend wurde die
gezielte Bestrahlung durch ein Team von Strahlentherapeuten und
Medizinphysikexperten um OA Dr. David Krug und Prof. Dr. Frank-Andre
Siebert geplant, berechnet und schließlich bei dem Patienten erfolgreich
durchgeführt (Abb.2).

Die hochpräzise Bestrahlung zeigt eine neue, höchst innovative und
möglicherweise wegweisende Therapieoption für bestimmte Patienten mit
therapierefraktären ventrikulären Tachykardien auf. Eine prospektive
Studie unter Leitung des UKSH Campus Kiel soll ab dem kommenden Jahr diese
Methode bei betroffenen Patienten genauer untersuchen.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.uksh.de/181207_pi_herzpatient_strahlenth.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution883
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsklinikum Schleswig-Holstein - 07.12.2018
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RADIOLOGIE/314: Ultraschall zur Diagnostik einer Funktionsstörung der Schilddrüse (idw)


Deutsche Gesellschaft für Ultraschall in der Medizin (DEGUM) - 07.12.2018

Funktionsstörung der Schilddrüse eindeutig entdecken? Ultraschall macht's möglich



Berlin - Rund 600.000 Frauen in Deutschland sind von der
Schilddrüsenerkrankung Morbus Basedow betroffen. Bei Männern tritt sie
deutlich seltener auf. Emotionale Verletzbarkeit, Haarausfall, innere
Unruhe, Schwitzen, Zittern und Durchfall sind einige der typischen
Symptome. Da die Anzeichen denen einer Schilddrüsenüberfunktion ähneln und
nur manche Patienten die bekannten hervortretenden Augen zeigen, können
die Erkrankungen leicht verwechselt werden. Um rechtzeitig eine Therapie
einleiten zu können, führen Ärzte diverse diagnostische Untersuchungen
durch. Eine wesentliche Rolle fällt hierbei der Ultraschalluntersuchung
zu.

Experten der Deutschen Gesellschaft für Ultraschall in der Medizin e.V.
(DEGUM) machen darauf aufmerksam, dass mittels Ultraschall das
Schilddrüsengewebe und seine Durchblutung besonders exakt bestimmt werden
können. Zudem können Fachärzte durch eine spezielle Technik - die
Feinnadelpunktion - andere Schilddrüsenerkrankungen eindeutig
ausschließen.

Die Schilddrüse (Thyroidea) ist eine wichtige Hormondrüse. "Sie übernimmt
als Stoffwechselorgan eine Vielzahl von Funktionen im Körper", sagt
Professor Dr. med. Josef Menzel, Leiter der DEGUM-Sektion Innere Medizin.
"Sie bildet unter anderem die jodhaltigen Hormone T3 (Triiodthyronin) und
T4 (Thyroxin), die den Stoffwechsel, den Kreislauf und die Stimmung
beeinflussen." Gesteuert wird die Aktivität der Schilddrüse durch ein im
Gehirn gebildetes Hormon, das TSH (Thyreoidea-stimulierendes Hormon).

Bei der Schilddrüse sind in erster Linie folgende Erkrankungen bekannt:
Zum einen die krankhafte Vergrößerung des Organs, der sogenannte Kropf
(Jodmangel), und zum anderen Knoten in der Schilddrüse. Auch bösartige
Tumore können in und an der Schilddrüse auftreten. Neben den strukturellen
Veränderungen werden bei der Schilddrüse auch funktionelle Veränderungen
festgestellt. So gibt es eine Unterfunktion (Hypothyreose) und eine
Überfunktion (Hyperthyreose) des hormonproduzierenden Organs. "Bei einer
Überfunktion kommt es zu Haarausfall, Reizbarkeit, Schwitzen
(Wärmeunverträglichkeit), Zittern, Bluthochdruck, schnellem Puls,
Heißhunger, Durchfall und Muskelschwäche", erläutert Menzel, Leiter der
Medizinischen Klinik II am Klinikum Ingolstadt. Die Symptome der
Unterfunktion sind Haarausfall, Depression, Kältegefühl, verlangsamter
Puls, niedriger Blutdruck, Gewichtszunahme, Verstopfung, erhöhte Blutfette
und Muskelschwäche.

"Eine weitere, weniger bekannte Erkrankung der Schilddrüse, die leicht mit
einer Überfunktion verwechselt werden kann, ist der Morbus Basedow, eine
Autoimmunerkrankung", erklärt Menzel. "Normalerweise bilden die
Immunzellen des Körpers Antikörper gegen Bakterien oder Viren; bei einer
Autoimmunkrankheit wie dem Morbus Basedow greifen sie jedoch körpereigene
Zellen an." Es kommt zu einer unkontrollierten Freisetzung von
Schilddrüsenhormonen.

Bei Morbus-Basedow-Patienten binden sich Antikörper an die Zellen der
Schilddrüse und zwar an den Rezeptor für das im Gehirn gebildete Hormon
TSH; man nennt die Antikörper deshalb TSH-Rezeptor-Antikörper (TRAK). Die
TRAKs können sowohl eine Unter- als auch eine Überfunktion auslösen: "Wenn
sie den TSH-Rezeptor blockieren, "denkt" die Schilddrüse, sie hat eine
Unterfunktion und muss gegensteuern, das heißt sie fängt an zu wachsen und
es entsteht ein Kropf, also eine Vergrößerung der Schilddrüse", so der
Experte. "Wenn die TRAKs die Schilddrüse aber anregen, schüttet die
Schilddrüse vermehrt Hormone aus - dann kommt es zu einer Überfunktion."

"Um eindeutig herauszufinden, ob ein Patient tatsächlich an einem Morbus
Basedow oder an einer anderen Schilddrüsenerkrankung leidet, führt der
Arzt diverse Untersuchungen durch", sagt Menzel. Dazu gehören nach der
genauen Feststellung der klinischen Symptome, die körperliche
Untersuchung, die Analyse verschiedener Laborwerte - zum Beispiel der
TRAKs - und die Ultraschalluntersuchung. "Mit Hilfe des Ultraschalls
können wir die Diagnose schnell und sicher stellen", betont Menzel.
"Besonders wenn die sogenannte Farbdopplersonografie eingesetzt wird, kann
die Struktur des Gewebes sehr exakt dargestellt werden. So lässt sich dann
beispielsweise die für die Krankheit typische, massiv gesteigerte
Durchblutung des gesamten Organs feststellen."

"Endgültige Sicherheit gewinnt der Spezialist mit der einfachen, sicheren
und schnellen ultraschallgezielten Feinnadelpunktion", so Professor
Menzel. Hierbei entnimmt der Arzt der Schilddrüse unter
Ultraschallüberwachung ein kleines Gewebestück und lässt es histologisch
untersuchen. Mit diesem Verfahren kann er andere Erkrankungen der
Schilddrüse eindeutig ausschließen. "Damit ist die Ultraschalluntersuchung
neben der klinischen Symptomatik und den Laborparametern eine tragende
Säule der Diagnostik von Schilddrüsenerkrankungen", sagt Menzel.

Die Behandlung des Morbus Basedow kann zunächst mit Tabletten erfolgen,
die die Aktivität der Schilddrüse herabsetzen (Thyreostatika). "Wenn es
nach einem Zeitraum von etwa eineinhalb Jahren nicht zu einer nachhaltigen
Besserung kommt, muss die Schilddrüse langfristig entweder durch eine
Operation oder durch eine Behandlung mit radioaktivem Jod
(Radiojodtherapie) verkleinert werden," so der Experte abschließend.


Weitere Informationen finden Sie unter

www.degum.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1290
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Ultraschall in der Medizin (DEGUM) - 07.12.2018
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BILDUNG/1139: Zulassung zum Medizinstudium - Kultusministerkonferenz einigt sich auf komplexes Verfahren (idw)


MFT Medizinischer Fakultätentag der Bundesrepublik Deutschland e. V. - 06.12.2018

Zulassung zum Medizinstudium: Kultusministerkonferenz einigt sich auf komplexes Verfahren



Lange Zeit hing die Entscheidung für ein neues Zulassungsverfahren im Fach
Medizin in der Schwebe. Um im Zeitplan zu bleiben, musste der neue
Staatsvertrag noch in diesem Jahr ausgehandelt werden. Nun haben sich die
Kultusminister geeinigt. Das neue Zulassungsverfahren erscheint auf den
ersten Blick gerechter, aber auch noch komplizierter als das bisherige.

Viel Raum soll in der sogenannten Vorabquote mehrerer Bundesländer
zukünftig die Landarztquote einnehmen, ohne dass absehbar ist, ob diese
überhaupt die politisch gewollten Effekte zeigt. Beurteilen lässt sich
dies in frühestens zehn Jahren. In der eigentlichen Hauptquote wird die
Abiturnote dann mit 30 Prozent ins Gewicht fallen. Eine zusätzliche
Eignungsquote auf der Basis schulnotenunabhängiger Kriterien soll die
bisherige Wartezeitquote ersetzen. Zwar bleibt die Quote für die
Auswahlverfahren der Hochschulen (AdH) mit 60 Prozent ähnlich wie im
bisherigen System. Aufgrund der Landarztquote reduziert sich aber auch
hier die Zahl der verfügbaren Studienplätze in dieser Quote. Zudem sollen
hier über eine Unterquote landesspezifische Kriterien vorgegeben werden.
Insgesamt wird das Verfahren deutlich komplexer und fällt weit hinter die
Vorschläge zurück, die von MFT und Studierendenvertretern der bvmd gemacht
wurden. "Bislang hatten die Fakultäten die Möglichkeit, über individuell
auf die Bewerber eingehende und auf ihr Profil zugeschnittene aufwändige
Auswahlverfahren Studierende auszusuchen. Der Spielraum für die
Weiterentwicklung und Durchführung solcher neuer, innovativer Verfahren
wird deutlich eingeschränkt", kommentiert MFT-Generalsekretär Frank
Wissing die Entscheidung. "Dennoch freuen wir uns, dass nun im Rahmen des
vorgegeben Zeitplans Klarheit geschaffen wurde."

Die alleinige Wartezeit als Zugangskriterium für einen Medizinstudienplatz
entfällt. In der Übergangsphase von zwei Jahren wird es noch eine
Zwischenregelung für diejenigen Bewerber geben, die schon seit mehreren
Semestern auf einen Studienplatz warten. Wie sich das neue Modell bewährt,
wird erst die Praxis zeigen. Wichtig ist, dass aus der technisch bedingten
und mit Einschränkungen versehenen Übergangsphase kein Dauerprovisorium
wird.


Über den MFT

Der Medizinische Fakultätentag ist der Dachverband der Medizinischen
Ausbildungs- und Forschungsstätten Deutschlands. Sie verantworten in über
70 verschiedenen Studiengängen die Ausbildung von rund 93.000 Studierenden
der Human- und Zahnmedizin sowie der Gesundheitswissenschaften.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution847
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

MFT Medizinischer Fakultätentag der Bundesrepublik Deutschland e. V. - 06.12.2018
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BILDUNG/1138: Neue Quotenregelung für Vergabe von Medizinstudienplätzen - Entwurf für Staatsvertrag beschlossen (idw)


Niedersächsisches Ministerium für Wissenschaft und Kultur - 07.12.2018

Neue Quotenregelung für Vergabe von Medizinstudienplätzen: KMK beschließt Entwurf für Staatsvertrag

Thümler: "Notendurchschnitt allein bietet keinen Aufschluss über Eignung
für den Arzt-Beruf"



Die Kultusministerkonferenz (KMK) hat im Rahmen ihrer heutigen
(Donnerstag) Sitzung in Berlin den Entwurf für einen neuen Staatsvertrag
über die Zulassung zum Medizinstudium beschlossen. Künftig werden 10
Prozent der begehrten Studienplätze nach der sogenannten Zentralen
Erfahrungsquote vergeben. Berücksichtigt werden dürfen hier nur
schulnotenunabhängige Kriterien, die von den Hochschulen bestimmt werden.
Dazu können unter anderem berufliche Erfahrungen im medizinischen Bereich
oder besonderes ehrenamtliches Engagement zählen. Die bisherige
Wartezeitquote soll noch weitere zwei Jahre berücksichtigt werden und dann
entfallen. Hintergrund der Neuregelung ist ein Urteil des
Bundesverfassungsgerichts vom Dezember 2017, das die bisherigen
Zulassungsverfahren in Teilen für grundgesetzwidrig erklärt hatte. Bis zum
31. Dezember 2019 muss deshalb eine Neuregelung auf den Weg gebracht
werden.

"Der Notendurchschnitt allein bietet keinen Aufschluss darüber, ob ein
Studienplatzbewerber das Potenzial hat, ein guter Arzt zu werden. Es ist
wichtig, bei der Zulassung zum Medizinstudium nicht nur die Abiturnote zum
Maßstab zu machen. Empathie, soziale Kompetenz und die Fähigkeit, auch in
Stresssituationen Ruhe zu bewahren - Eigenschaften wie diese sind für den
Arbeitsalltag eines Mediziners wesentlich", sagt Niedersachsens Minister
für Wissenschaft und Kultur, Björn Thümler. "Ich freue mich, dass über die
Einführung der neuen Erfahrungsquote diesen Kriterien künftig stärker
Rechnung getragen wird." Bislang konnten lediglich innerhalb des
Auswahlverfahrens an den Hochschulen für 15 Prozent der Studienplätze
weitere Auswahlkriterien - beispielsweise Mediziner-Tests oder praktische
Erfahrungen - herangezogen werden. "Dieser Ansatz wird durch die neue
Quotenregelung gestärkt", so Thümler weiter.

Von der Neuregelung (betreffend 10 Prozent der Studienplätze) unberührt
bleibt die "Hauptquote", in der 30 Prozent der verfügbaren Studienplätze
nach der Abiturdurchschnittsnote vergeben werden. 60 Prozent der Plätze
werden weiterhin über das Auswahlverfahren an den Hochschulen vergeben.

Der Entwurf für den Staatsvertrag wird nun den Ministerpräsidentinnen und
-präsidenten der Länder zur Beschlussfassung und Unterzeichnung vorgelegt.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution769
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Niedersächsisches Ministerium für Wissenschaft und Kultur - 07.12.2018
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BILDUNG/1137: Humor steht zukünftig auf dem Stundenplan (Evangelisches Klinikum Bethel)


Evangelisches Klinikum Bethel gGmbH - 7. Dezember 2018

Humor steht zukünftig auf dem Stundenplan

Bielefeld - Ab 2019 ist Humor Pflichtfach in den Gesundheitsschulen im
Evangelischen Klinikum Bethel (EvKB)



Kabarettist, TV-Moderator und Buchautor Dr. Eckart von Hirschhausen
mischte den Unterricht bei seinem Besuch in den Gesundheitsschulen des
Evangelischen Klinikums Bethel (EvKB) so richtig auf. Bereits zum 150.
Geburtstag von Bethel (2017) hatte seine Stiftung "Humor Hilft Heilen"
(HHH) für zukünftige Gesundheits- und Krankenpflegkräfte
Humorworkshops gespendet. Über deren Wirkungen und Nebenwirkungen
diskutierte der berühmteste Arzt Deutschlands einen Vormittag lang mit
den Schülerinnen und Schüler der Betheler Gesundheitsschulen.

"Man darf sich das nicht so vorstellen, dass in den Humor-Workshops
nur gekichert wird", klärt Melissa neugierige Mitschülerinnen und
Mitschüler aus anderen Klassen auf und wird durch ein schallendes
Lachen vom Nebentisch unterbrochen. Dort sitzt Dr. Eckart von
Hirschhausen mit Pastor Ulrich Pohl, Vorstandsvorsitzender der v.
Bodelschwinghschen Stiftungen Bethel und vielen Schülerinnen und
Schülern bei einem kleinen Mittagssnack. Die Stimmung ist prächtig in
der weihnachtlich geschmückten Empfangshalle der Gesundheitsschulen
des EvKB. Zuvor hatte der Medienstar Hirschhausen einen kleinen
Rundgang durch die Schule gemacht, mit einigen Schülerinnen und
Schülern am Übungskrankenbett an einer Übungspuppe einen
Blasenkatheter gelegt, um anschließend in der Klasse 17-a, also im 2.
Ausbildungsjahr, eine Art Lehrerrolle einzunehmen

Ich möchte gerne wissen, ob ihr etwas aus den Humor-Workshops in eure
Praxis umsetzen konntet", fragt von Hirschhausen in die Runde und
erhält prompt Antworten. "Bei manchen Patienten, zu denen ich keinen
direkten Draht habe, fällt mir die Übungssituation ein, in der wir
einfach mal ein Kompliment machen sollten. Das setzte ich dann um, und
es hilft", erzählt Michael vor der Klasse, die zu denjenigen gehört,
die im Jubiläumsjahr von Bethel einen Humor-Workshop von Eckart von
Hirschhausen geschenkt bekommen hatte. "Es geht um das Miteinander,
Stressbewältigung, Früherkennung von Warnzeichen eines möglichen
Burn-outs und Teambildung", erklären die Humortrainer Susanne Hill und
Andreas Bentrup zu den Lerninhalten. Derzeit arbeiten sie in
Zusammenarbeit mit der Stiftung HHH ein Lehrprogramm aus, um das Fach
Humor bundesweit in die Lehrpläne von Pflegeschulen einzubinden. In
der Betheler Pflegeausbildung ist man da schon weiter. Dort steht
Humor bereits ab 2019 als Pflichtfach im Stundenplan.

"Ihr seid der Teil einer ganz großen Wende hin zu einer Pflege und
Medizin, die sich endlich am Menschen orientiert", motiviert Eckart
von Hirschhausen die Pflegekräfte in spe. "Gerade hier in Bethel habt
ihr nicht nur ein Blutbild sondern auch ein Menschenbild", so
Hirschhausen, der um ein Haar in seiner medizinischen Laufbahn in der
Klinik für Neurologie im EvKB gelandet wäre. Nach einer anregenden
Unterrichtsstunde, in der weitere heiße Eisen in der Pflege wie
Achtsamkeit, Sexismus, oder Zeitmangel angepackt wurden, versprach der
Medienstar: "In einem Jahr komme ich wieder".

 * 

Quelle:

Evangelisches Klinikum Bethel gGmbH

Pressemitteilung vom 7. Dezember 2018

Kantensiek 11, 33617 Bielefeld

Telefon: 05 21 / 7 727 00

E-Mail: info@evkb.de
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FORSCHUNG/3954: Neue Sicht auf Protein-RNA Netzwerke der Zelle (idw)


Deutsches Krebsforschungszentrum - 06.12.2018

Neue Sicht auf Protein-RNA Netzwerke



Um ihre lebenswichtigen Aufgaben zu erfüllen, benötigen alle RNA-Moleküle
in unseren Zellen Proteine als Bindungspartner. Wissenschaftler vom
Deutschen Krebsforschungszentrum (DKFZ) und Kollegen vom Europäischen
Labor für Molekularbiologie (EMBL) haben erstmals eine Methode entwickelt,
mit der sie die Zusammensetzung des gesamten RNA-Protein Netzwerks der
Zelle analysieren können. Die neue Methode wurde nun in der
Fachzeitschrift "Cell" publiziert.

RNA Moleküle erfüllen lebenswichtige Aufgaben in jeder Zelle: Boten RNA
(mRNA) hilft dabei, die im Erbgut gespeicherte genetische Information in
Proteine zu übersetzen. Darüber hinaus existieren viele andere Klassen von
RNA Molekülen, die nicht in Proteine übersetzt werden. Tatsächlich sind
nur fünf Prozent der RNA in einer menschlichen Zelle mRNA.

Für viele ihrer Funktionen müssen RNA-Moleküle mit Proteinen interagieren.
In einigen Fällen kommen verschiedene Klassen von RNA zusammen, um
zusammen mit bestimmten Proteinen eine hochkomplexe, molekulare Maschine
zu formen. Das beste Beispiel hierfür sind die Ribosomen, in denen
Proteinsynthese stattfindet.

"In jeder einzelnen unserer Zellen ist ein gigantisches Netzwerk von
interagierenden RNAs und Proteinen aktiv. Doch über die Zusammensetzung
dieses Netzwerks wissen wir immer noch extrem wenig. Wir wollen verstehen,
welche Proteine RNAs binden, wie sich die Bindungen zwischen Zelltypen
unterscheiden und wie sie sich unter Zell-Stress verändern. Dazu haben wir
eine Methode entwickelt, die es uns nun erstmals erlaubt, das zu
untersuchen", sagt Jeroen Krijgsveld vom DKFZ.

Bisher konnten solche Untersuchungen einzig und allein an den mRNAs
durchgeführt werden, den Vorlagen für die Sequenz der Proteine. Die
Interaktion von Proteinen mit allen anderen, sogenannten nicht-kodierenden
RNA-Klassen, von denen einige erst seit wenigen Jahren bekannt sind,
konnte mit der bestehenden Methode nicht detektiert werden.
"Nicht-kodierende RNAs kommen mit Abstand häufiger vor als mRNA Moleküle und
erfüllen eine Vielzahl von regulierenden Aufgaben", erklärt Krijgsveld.

Zusammen mit Kollegen vom EMBL haben Krijgsveld und Kollegen nun mit dem
XRNAX genannten Verfahren eine Methode entwickelt, mit der sich die
Interaktionen aller Klassen von RNA mit zellulären Proteinen analysieren
lassen. Mithilfe von XRNAX können die Wissenschaftler zudem quantitative
Aussagen treffen, d.h. sie können nicht nur erkennen, welches Protein RNA
bindet, sondern auch wieviel davon. Dadurch waren sie in der Lage zu
beobachten wie sich die RNA-Bindung verändert, wenn Zellen einem Giftstoff
ausgesetzt werden. Zusätzlich gelang es den Forschern mit Hilfe der neuen
Methode, hunderte von Proteinen zu identifizieren, von denen vorher nicht
bekannt war, dass sie überhaupt RNA binden.

"Mit XRNAX können wir alle Interaktionen zwischen Proteinen und RNA
messen, was bisher nicht möglich war", erklärt Jakob Trendel, der
Entwickler von XRNAX. "Von vielen Protein-RNA Interaktionen wird vermutet,
dass sie die Ursache für Krankheiten sein könnten - darunter Krebs,
Amyotrophe Lateralsklerose oder virale Infektionen wie HIV. Jetzt haben
wir eine Möglichkeit, das zu überprüfen."


Originalpublikation:

Jakob Trendel, Thomas Schwarzl, Ananth Prakash, Alex Bateman, Matthias W.
Hentze, Jeroen Krijgsveld: The Human RNA-Binding Proteome and Its Dynamics
During Arsenite-Induced Translational Arrest
Cell 2018

DOI: 10.1016/j.cell.2018.11.004

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution386
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Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsches Krebsforschungszentrum - 06.12.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / MEDIZIN / KRANKHEIT





FORSCHUNG/774: Krankheitsverlauf bei Neuroblastomen - Telomere sind entscheidend (idw)


Universität Duisburg-Essen - 07.12.2018

Krankheitsverlauf bei Neuroblastomen: Telomere sind entscheidend



Bestimmte Elemente ("Telomere") im Erbgut erkennen das Alter einer Zelle
und sorgen dafür, dass sich Körperzellen nur dann teilen, wenn es nötig
ist. Fällt dieser Mechanismus aus, können Zellen "unsterblich" werden.
Fatal ist dies bei Krebszellen, die Telomere unbeschränkt stabilisieren
können. Die molekularen Ursachen hierfür untersuchten jetzt Forscher der
Medizinischen Fakultät der Universität Duisburg-Essen (UDE) zusammen mit
Kollegen aus Köln, Heidelberg und Berlin bei jungen Patienten mit
Neuroblastomtumoren. Ihre Ergebnisse stehen in der aktuellen Ausgabe des
renommierten Wissenschaftsmagazins Science.

Sie entdeckten einen interessanten Zusammenhang, als sie die Genomdaten
von mehr als 400 betroffenen Kindern analysierten: Je schwerer der
Krankheitsverlauf ist, desto stabiler sind die Telomere durch das Enzym
Telomerase und verwandte Prozesse. "Wenn dann zusätzlich noch bestimmte
weitere Gene verändert sind, entwickelt sich die Krankheit häufig
besonders schlecht bei dieser Krebsart", erläutert Prof. Dr. Alexander
Schramm, Leiter der Molekularen Onkologie am Westdeutschen Tumorzentrum
des Universitätsklinikums Essen (UK Essen).

"Umgekehrt gilt aber auch", so Schramm, "dass Tumore ohne
Telomer-Stabilität nur wenig oder möglicherweise gar keine Therapie benötigen.
Dies gilt sogar dann, wenn man alle bisher bekannten Risikofaktoren
einbezieht." Das Forscherteam entwickelte deshalb ein vollkommen neues
Konzept, um die Schwere dieser Erkrankung zu beurteilen, das nun in
klinischen Studien überprüft werden muss.

Die UDE-Wissenschaftler Prof. Dr. Alexander Schramm und der
Genominformatiker Prof. Dr. Sven Rahmann entdeckten den Zusammenhang im
Zuge ihrer Arbeit für den DFG-Sonderforschungsbereich 876 (Verfügbarkeit
von Information durch Analyse unter Ressourcenbeschränkung). "Wir werden
unsere neuen Erkenntnisse künftig auch auf andere Tumorarten wie
Lungenkrebs übertragen, die noch komplexere genetische Veränderungen
aufweisen", so Schramm.

Originalpublikation:

http://science.sciencemag.org/content/362/6419/1165

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution801

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Duisburg-Essen - 07.12.2018
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INFOPOOL / MEDIZIN / TECHNIK





FORSCHUNG/279: Einsatz von Sprachsteuerung in der digitalen Pflege-Dokumentation (idw)


Hamburger Fern-Hochschule - 07.12.2018

Forschung zum Einsatz von Sprachsteuerung in der digitalen Pflege-Dokumentation



Ein Konsortium aus Forschungs-, Technik- und Sozialpartnern

untersucht, inwiefern Sprachsteuerung die digitale

Dokumentationsarbeit in der Pflege effizienter machen kann.

In der Pflege ist Dokumentationsarbeit wichtig, um die Qualität der
Versorgung sicherzustellen. Gleichzeitig nimmt sie aber auch viel
Zeit in Anspruch, die im Pflegealltag angesichts des akuten
Fachkräftemangels ohnehin knapp bemessen ist. Wie Digitalisierung
dazu beitragen kann, die Dokumentationsprozesse zu optimieren, wird
nun in einem neuen Forschungsprojekt untersucht, das am 28. November
2018 gestartet ist.

Das Projekt "Sprachsteuerung in der Mensch-Maschine-Interaktion -
intelligente Vernetzung für Altenpflegedokumentationssysteme"
(Sprint-Doku) wird durch das Bundesministerium für Arbeit und
Soziales im Rahmen der Initiative Neue Qualität der Arbeit (INQA)
gefördert. In Lern- und Experimentierräumen wird untersucht, wie
intelligente Vernetzung in Kombination mit Sprachsteuerung die
Dokumentation im Arbeitsalltag von Pflegekräften und
Verwaltungspersonal verbessern kann.

Test der selbstlernenden Spracherkennung in realistischem Umfeld

Das technische Setting besteht aus einer selbstlernenden, auf
neuronalen Netzen aufbauenden Spracherkennung in Kombination mit
digitalisierter Dokumentation. In drei Lern- und Experimentierräumen
soll anhand von Mikroschulungen, Lernlaboratorien und
Erfahrungsberichten erprobt werden, wie dadurch Beschäftigte in der
ambulanten und stationären Pflege sowie in der Verwaltung unterstützt
werden können.

Pflege- und Verwaltungsbeschäftigte sind gemeinsam mit Vertretern von
ver.di auf allen Steuerungsebenen des Projekts eingebunden. Die
Projektpartner untersuchen dabei die Effekte im gesamten
Pflege-Workflow: Pflegeprozesse, Arbeitsorganisation und -gestaltung,
Qualifikationsanforderungen sowie den Datenschutz für
Pflegebedürftige und Beschäftigte.

Potenziale zur Verbesserung der Beschäftigtensituation

Die Projektpartner untersuchen, inwiefern digitale Sprachsteuerung
den Dokumentationsprozess effizienter machen kann. Dadurch, so die
Ausgangshypothese, können die Situation der Beschäftigten verbessert
und mehr Freiräume für die eigentliche pflegerische Versorgung
geschaffen werden.

Die Forscher erhoffen sich valide Ergebnisse, die dabei helfen, die
Arbeitsfähigkeit der Beschäftigten zu erhalten und zu erhöhen sowie
die Innovations- und Wettbewerbsfähigkeit der Pflegewirtschaft zu
stärken. Für die Nutzung der Ergebnisse auf betrieblicher Ebene
sollen Schulungs- und Studienunterlangen, Checklisten und ein
Transferkonzept entwickelt werden.

Mitglieder des Sprint-Doku-Konsortiums

Projektsteuerung und -koordinierung: HFH · Hamburger Fern-Hochschule

Forschungspartner: HFH · Hamburger Fern-Hochschule, Management for
Health-INT, IMO-Institut zur Modernisierung von Wirtschafts- und
Beschäftigungsstrukturen GmbH

Technikpartner: Connext Communication GmbH
(Pflegedokumentationssoftware), Nuance Communications Deutschland
GmbH (Spracherkennungssoftware)

Anwendungspartner: Diakonie Ruhr gGmbH

Sozialpartner: Diakonie, ver.di

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.arbeitenviernull.de/experimentierraeume/gefoerderte-projekte/inqa-experimentierraeume/sprint-doku 

Weitere Informationen zu Sprint-Doku und ein Video-Interview mit Prof. Dr. Wolfgang Becker (HFH) zu Sprachsteuerung, Mensch-Maschine-Interaktion
 und künstliche Intelligenz/Deep Learning.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1341

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Hamburger Fern-Hochschule - 07.12.2018
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INFOPOOL / MEDIZIN / TECHNIK





KONTROLLE/012: Ersatzkassen fordern mehr Sicherheit bei Medizinprodukten (Verband der Ersatzkassen)


Verband der Ersatzkassen e. V. - 7. Dezember 2018

Ersatzkassen fordern mehr Sicherheit bei Medizinprodukten

vdek-Verbandsvorsitzender Uwe Klemens: Politik muss sich vor die Patientinnen und Patienten stellen



Berlin - Die Vertreterinnen und Vertreter der Selbstverwaltung der
Ersatzkassen (Techniker Krankenkasse (TK), BARMER, DAK-Gesundheit, KKH
Kaufmännische Krankenkasse, hkk - Handelskrankenkasse, HEK -
Hanseatische Krankenkasse) fordern die Politik auf, Konsequenzen aus
den aktuellen Medienrecherchen zu fehlerhaften Medizinprodukten zu
ziehen.

Auf der Mitgliederversammlung des Verbandes der Ersatzkassen e. V.
(vdek) erklärte der ehrenamtliche Verbandsvorsitzende Uwe Klemens:
"Die Politik darf nicht länger wegschauen. Wir brauchen rasch
gesetzliche Regeln, die dafür sorgen, dass schädliche Produkte wie
selbstauflösende Stents oder defekte Brustimplantate erst gar nicht in
die Versorgung gelangen." Die Probleme seien hinlänglich bekannt und
würden seit vielen Jahren auf EU-Ebene wie auch in Deutschland
diskutiert, passiert sei noch viel zu wenig. Die Medizinproduktelobby
habe sich erfolgreich durchsetzen können, die Regelungen tragen nicht
zu mehr Patientensicherheit bei.

Die Ersatzkassen fordern bereits seit Jahren eine einheitliche
Zulassungsstelle in Europa nach dem Vorbild der Arzneimittel,
insbesondere für Hochrisikoprodukte. Stattdessen prüfen derzeit etwa
50 private Unternehmen (wie TÜV, DEKRA) in Europa gegen Gebühr
hauptsächlich technische Normen und vergeben ein CE-Kennzeichen.
Studien zur Sicherheit und Wirksamkeit brauchen den Prüfern bislang
nicht vorgelegt werden. Die neue Medizinprodukteverordnung, die 2020
in Kraft treten soll, verpflichtet die Hersteller zwar zukünftig,
eigene klinische Studien zur Prüfung vorzulegen. Klemens: "Das reicht
uns aber nicht. Wenn wir keine zentrale Zulassung auf EU-Ebene
bekommen, sollte die deutsche Bundesregierung aktiv werden." Der
Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) sollte beauftragt werden, eine
Bewertung von Nutzen und Schaden von neuen Medizinprodukten hoher
Risikoklassen durchzuführen, und zwar vor Erstattung durch die
Krankenkassen. "Patientensicherheit muss vor Industrieinteressen
stehen", so der Verbandsvorsitzende.

Rasch aufgebaut werden sollte nach Auffassung der Ersatzkassen auch
das von der Politik bereits geplante Deutsche Implantateregister, das
selbstverständlich auch für sämtliche Hochrisikomedizinprodukte
verpflichtend sein sollte. Hersteller, Kliniken und Krankenkassen
müssen verbindlich an diesem Register beteiligt sein, um umfassende
Erkenntnisse über Produktfehler, Haltbarkeitsdauern,
Revisionsoperationen etc. zu gewinnen.


Der Verband der Ersatzkassen e. V. (vdek) ist
Interessenvertretung und Dienstleistungsunternehmen aller sechs
Ersatzkassen, die zusammen nahezu 28 Millionen Menschen in Deutschland
versichern:

- Techniker Krankenkasse (TK)

- BARMER

- DAK-Gesundheit

- KKH Kaufmännische Krankenkasse

- hkk - Handelskrankenkasse

- HEK - Hanseatische Krankenkasse

Der Verband der Ersatzkassen e. V. (vdek) wurde am 20. Mai 1912 unter
dem Namen "Verband kaufmännischer eingeschriebener Hilfskassen
(Ersatzkassen)" in Eisenach gegründet. Bis 2009 firmierte der Verband
unter dem Namen "Verband der Angestellten-Krankenkassen e.V." (VdAK).

In der vdek-Zentrale in Berlin sind mehr als 270 Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter beschäftigt. In den einzelnen Bundesländern sorgen 15
Landesvertretungen mit insgesamt rund 340 sowie mehr als 30
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in den Pflegestützpunkten für die
regionale Präsenz der Ersatzkassen.

 * 

Quelle:

Verband der Ersatzkassen e. V. (vdek)

Pressemitteilung vom 7. Dezember 2018

Askanischer Platz 1, 10963 Berlin

Telefon: 0 30 / 2 69 31-0, Fax: 0 30 / 2 69 31-2900

E-Mail: www.info@vdek.com

Internet: www.vdek.com
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INFOPOOL / MUSIK / FAKTEN





MELDUNG/277: BR-Chor für Grammy nominiert (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 11. Dezember 2018

BR-Chor für Grammy nominiert

"Best Choral Performance"



Der Chor des Bayerischen Rundfunks freut sich über seine Nominierung
für die Grammy Awards 2019 in der Kategorie "Best Choral Performance".
In der Auswahl steht der BR-Chor mit seiner CD-Einspielung des
Meisterwerkes "Die Glocken" von Sergey Rachmaninow mit dem
BR-Symphonieorchester.

Nun wurde der Chor des Bayerischen Rundfunks zum zweiten Mal für die
Grammy Awards nominiert: Diesmal für "Die Glocken" von Sergey
Rachmaninow.

Die Aufnahme entstand bei einem Konzert im Januar 2016 im Herkulessaal
der Münchner Residenz unter Leitung von Chefdirigent Mariss Jansons,
die Einstudierung oblag Peter Dijkstra, von 2005 bis 2016
Künstlerischer Leiter des BR-Chores. Die CD ist bei dem Label BR
KLASSIK erschienen.

Die erste Grammy-Nominierung gab es im Dezember 2015 für die
Einspielung des Beethoven-Werkes "Missa Solemnis" für Chor und
Orchester des BR unter der Leitung von Bernhard Haitink und Peter
Dijkstra.

Chor-Managerin Susanne Vongries:

"Es ist eine sensationelle Nachricht, dass sich der Chor des
Bayerischen Rundfunks nach der Nominierung für den Grammy 2016 nun
erneut in der Auswahl aus Tausenden Einreichungen in die
Nominierungsliste "Best Choral Performance" durchgesetzt hat!

Nach Beethovens Missa solemnis ist nun russisches Repertoire nominiert
mit Rachmaninows "Glocken" unter der Leitung unseres Chefdirigenten
Mariss Jansons, dem wir - ebenso wie unserem damaligen Chor-Leiter
Peter Dijkstra - sehr herzlich gratulieren. Dies ist eine erneute
Bestätigung, dass der Chor des BR breitest aufgestellt ist, in
verschiedenen Stilen und Epochen auf Weltniveau musiziert und
international ein herausragender Botschafter für den BR ist.

Dies gilt auch für unseren musikalischen Partner, das
Symphonieorchester des Bayerischen Rundfunks. Ich zitiere eine große
Schweizer Zeitung: Chor und Symphonieorchester des BR im Doppelpack
sind unschlagbar! Ich drücke unserem Chefdirigenten Mariss Jansons und
meinem Chor fest die Daumen, dass sie den Grammy auch nach München
holen!"


In lebendiger Live-Atmosphäre

Die beiden Meisterwerke, die Rachmaninow als seine besten
Kompositionen verstand, wurden in Münchener Konzerten im Herkulessaal
der Residenz im Januar 2016 (Die Glocken, für Soli, Chor und
Orchester, op. 35) und im Januar 2017 (Symphonische Tänze)
aufgezeichnet.

Bereits im April 2018 hatten das britische "Gramophone Magazine" und
das französische Magazin "Diapason d'Or" die Aufnahme "The Bells"
ausgezeichnet.


Veranstaltung:

Die Verleihung der Grammy Awards 2019 findet am Sonntag, 10. Februar
2019, in Los Angeles statt.


Die Mitwirkenden an der CD-Einspielung waren:

Tatiana Pavlovskaya, Sopran

Oleg Dolgov, Tenor

Alexey Markov, Bariton

Chor des Bayerischen Rundfunks

Symphonieorchester des Bayerischen Rundfunks

Chor-Einstudierung: Peter Dijkstra

Mariss Jansons, Leitung


Zu den Grammy-Awards

Die Grammy Awards werden seit 1959 von der Recording Academy in Los
Angeles jährlich in zurzeit 84 Kategorien an Sänger, Komponisten,
Musiker sowie Produktionsleiter und Tontechniker verliehen werden. Der
Preis gilt als die höchste internationale Auszeichnung für Künstler
und Aufnahmeteams.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 11. Dezember 2018

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de

Internet: www.br.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8912: Aus aller Welt - 11.12.2018 (SB)




MELDUNGEN



May versucht Brexit-Deal mit EU nachzubessern

Der Versuch der britischen Premierministerin Theresa May, vor dem
EU-Gipfel Ende der Woche Nachbesserungen beim Brexit-Deal zu
erreichen, stößt in Deutschland und Frankreich auf Ablehnung. Es
werde sicherlich keine Neuverhandlungen geben, sagte
Europastaatsminister Michael Roth (SPD) am Dienstag in Brüssel. Die
französische Europastaatsministerin Nathalie Loiseau bezeichnete den
vorliegenden Austrittsvertrag als den einzig möglichen. Um einer
Niederlage im britischen Unterhaus zu entgehen, hatte May die für
Dienstag geplante Abstimmung über den Brexit-Vertrag verschoben. Die
Premierministerin reiste heute nach Berlin und anschließend nach
Brüssel weiter, um Bundeskanzlerin Angela Merkel und EU-Ratspräsident
Donald Tusk und EU-Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker
Zugeständnisse abzuringen.

11. Dezember 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8912: Kriminalität und Rechtsprechung - 11.12.2018 (SB)




MELDUNGEN



Familiendrama in Böblingen

In einem Mehrfamilienhaus in Böblingen bei Stuttgart soll ein
Jugendlicher in der Nacht zum Dienstag seine Mutter und Großmutter mit
einem Küchenmesser getötet haben. Wie die Staatsanwaltschaft
Stuttgart und die Polizei Ludwigsburg mitteilten, rief der 17jährige
anschließend die Polizei an und teilte mit, er habe die beiden Frauen
getötet. Das Motiv des Jugendlichen war zunächst unklar. Die
Ermittler gehen von einem familiären Hintergrund aus. Der
Heranwachsende soll am Mittwoch dem Haftrichter vorgeführt werden.

11. Dezember 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8909: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 11.12.2018 (SB)




MELDUNGEN



Mindestens zwölf tote afghanische Sicherheitskräfte

In Afghanistan sind bei Angriffen und Anschlägen am Dienstag zwölf
Sicherheitskräfte getötet worden. In der südlichen Provinz Kandahar
seien mindestens acht afghanische Polizisten bei einem Angriff der
Taliban auf einen Kontrollposten getötet worden, teilte das
Innenministerium mit. Wenige Stunden später explodierte in der
Provinz Kabul eine Autobombe, als ein Konvoi einheimischer
Sicherheitskräfte von einem Einsatz zurückkehrte. Mindestens vier
Menschen verloren dabei ihr Leben, weitere sechs wurden verletzt.

11. Dezember 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8911: Aus Parlament und Gesellschaft - 11.12.2018 (SB)




MELDUNGEN



Ziemiak läßt JU-Vorsitz ruhen

Die CDU will sich erneuern. Um daran mitzuwirken, will der neue
Generalsekretär Paul Ziemiak sein Amt als Vorsitzender der Jungen
Union (JU) vorerst nicht weiterführen. Das teilte er am Dienstag in
Berlin mit. Nach ihrer Wahl zur neuen CDU-Vorsitzenden hatte Annegret
Kramp-Karrenbauer den 33jährigen JU-Chef auf dem Bundesparteitag in
Hamburg zu ihrem Nachfolger vorgeschlagen. Der Parteitag wählte
Ziemiak am Samstagvormittag mit nur rund 63 Prozent. Ein neuer
Vorsitzender der Nachwuchsorganisation wird voraussichtlich im
Frühjahr gewählt werden.

11. Dezember 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8910: Tragisches und Kurioses - 11.12.2018 (SB)




MELDUNGEN



Indonesier entkommt tödlicher Umklammerung einer riesigen Python

Auf der indonesischen Insel Sumatra haben Dorfbewohner nur mit großer
Mühe einen Mann aus dem Würgegriff einer Riesenpython befreien
können. Die Anwohner steckten die etwa acht Meter lange Schlange
anschließend in einen Käfig. Das Tier soll einem Zoo angeboten
werden. Ein halbes Jahr zuvor war auf der indonesischen Insel Muna
eine Frau bei der Feldarbeit von einer sieben Meter langen
Riesenpython verschlungen worden. Dorfbewohner entdeckten die
aufgeblähte Schlange etwa 30 Meter entfernt von den Sandalen und der
Machete der 54jährigen.

11. Dezember 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7995: Aus Forschung und Technik - 11.12.2018 (SB)




MELDUNGEN



NASA-Sonde Voyager 2 erreicht interstellaren Raum

Nach mehr als 40 Jahren hat Voyager 2 den Einflußbereich der Sonne
verlassen. Darauf deuten die Meßdaten der Raumsonde hin. Laut
NASA-Angaben befindet sich der Instrumententräger mehr als 18
Milliarden Kilometer von der Erde entfernt am Rande des
interstellaren Raums, der sogenannten Heliopause. Die größte
Herausforderung für den weiteren Betrieb der Sonde besteht darin, den
allmählichen Verlust von Wärme und Strom so gering wie möglich zu
halten. Voyager 2 arbeitet derzeit bei Temperaturen von 3,6 Grad
Celsius, und für jedes weitere Flugjahr kann die Raumsonde vier Watt
weniger Energie produzieren. Das bedeutet, daß nach und nach
Instrumente ausgeschaltet werden müssen. "Wir haben schwierige
Entscheidungen vor uns", sagte Suzanne Dodd, Projektmanagerin für
Voyager am Jet Propulsion Laboratory (JPL) der NASA im kalifornischen
Pasadena, auf einer Pressekonferenz.

11. Dezember 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8008: Aus aller Welt - 11.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Uno registriert Hunger Stufe fünf im Jemen

Nahrungsmangel und Verhungern werden bei der Uno auf einer globalen
Skala von eins bis fünf registriert. Im Jemen haben 250.000 Menschen
erstmals Phase fünf erreicht, wie der Uno-Nothilfekoordinator Lowcock
berichtete. Stufe fünf bedeutet, daß die betroffenen Menschen zu
verhungern drohen. Zur Zeit wird Phase fünf nur noch aus dem Südsudan
gemeldet. Dort sind rund 25.000 Menschen betroffen. Im Jemen kommen
rund zwei Drittel der Bevölkerung, das sind 20 Millionen Menschen,
nicht an genügend Lebensmittel.

Das Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen (UNICEF) berichtet,
offiziell sei für den Jemen keine Hungersnot erklärt worden. Mehr als
elf Millionen Kinder sind demnach auf humanitäre Hilfe angewiesen.
Sieben Millionen Kinder gingen jeden Abend hungrig ins Bett. 400.000
Kinder seien lebensbedrohlich mangelernährt und könnten jede Minute
sterben, berichtete die für den Mittleren Osten und Nordafrika
zuständige UNICEF-Regionaldirektor Cappelaere nach einem Aufenthalt
im Jemen. Alle zehn Minuten stirbt dort ein Kind an den Folgen von
vermeidbaren Krankheiten oder an Mangelernährung.

Wie dem Hunger durch die internationale Staatengemeinschaft
abgeholfen werden könnte, ist bekannt. Für kommendes Jahr benötigt
die Uno vier Milliarden US-Dollar. Saudi-Arabien und die Vereinigten
Arabischen Emirate, die mit ihren Bombenflügen maßgeblich für Krieg
und Elend im Jemen verantwortlich sind, haben laut Lowcock erneut
hohe Spendensummen zugesagt.

11. Dezember 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7967: Medizin und Gesundheitswesen - 11.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Grippeimpfung schützt vor Herz-Kreislauf-Erkrankungen

Zum Jahresende ist immer Grippeschutzimpfungszeit, zu der Ärzte wie
Politik verstärkt auf den Nutzen einer solchen Maßnahmen hinweisen.
Laut Deutschem Ärzteblatt haben jetzt dänische Ärzte um Daniel Modin
von der Universität Kopenhagen festgestellt, daß Patienten mit einer
chronischen Herzschwäche, die an der jährlichen Grippeimpfung
teilnahmen, seltener an Herz-Kreislauf-Erkrankungen starben. Dabei
war die Schutzwirkung am stärksten, wenn die Patienten sich
frühzeitig in der Grippesaison impfen ließen und regelmäßig an den
Impfterminen teilnahmen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7996: Kriminalität und Rechtsprechung - 11.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Eilanträge gegen Beteiligung am Migrationspakt waren unzulässig

Vor der Verabschiedung des "Globalen Pakts für sichere, geordnete und
reguläre Migration" am Montag in Marrakesch hatten 13
Beschwerdeführer die Zustimmung Deutschlands per Eilanträgen beim
Bundesverfassungsgericht zu verhindern gesucht. Das Karlsruher
Gericht wies die Anträge bereits am Freitag zurück, wie es am
Dienstag bekanntgab. Die Richter begründeten ihre unanfechtbare
Entscheidung damit, daß Verfassungsklagen gegen den Vertrag nicht
zulässig sein würden, da dieser vorrangig politische
Selbstverpflichtungen zur internationalen Zusammenarbeit in
Migrationsfragen ohne unmittelbare Rechtswirkungen enthielte. Von dem
unverbindlichen Kooperationsrahmenwerk könnten die Kläger folglich
nicht in grundrechtlich geschützten Interessen betroffen sein. Der
Migrationspakt formuliert Standards für den staatlichen Umgang mit
Migranten. 164 Länder akzeptierten das Papier. Unter anderem einige
europäische Länder wie Österreich und Ungarn lehnten ihn ab. Die USA
nahmen gar nicht erst an der Konferenz teil. Am 19. Dezember wird die
Uno-Generalversammlung abschließend über den Migrationspakt
abstimmen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7919: Sprache, Kunst und Medium - 11.12.2018 (SB)




VOM TAGE



In Deutschland werden weiterhin weniger Bücher gekauft

Nur noch in etwa der Hälfte der deutschen Haushalte werden Bücher
beziehungsweise E-Books angeschafft. Das ergab eine auf das Jahr 2017
bezogene Mitteilung des Statistischen Bundesamts in Wiesbaden.

Der rückläufige jährliche Verkauf scheint zunächst nicht so
gravierend, aber die Angaben über die letzten zehn Jahre lassen
erkennen, daß 2007 noch in 65 von 100 Haushalten Bücher (inkl.
elektronische Bücher) gekauft wurden. In absoluten Zahlen ausgedrückt
gaben damals noch 23,4 Millionen Haushalte Geld für Bücher aus,
während es im vergangenen Jahr nur noch 20,2 Millionen waren. Damit
sanken auch die Einkünfte des Handels, wie der Börsenverein des
deutschen Buchhandels mitteilte.

Davon abgesehen wächst der Anteil elektronischer Bücher langsam aber
stetig. Demnach wurden im vergangenen Jahr in 1,6 Haushalten
E-Books angeschafft. Das ist ein Anteil von etwa fünf Prozent des
Gesamthandels.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7986: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 11.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Rußland schickt Kampfflugzeuge zu Militärübung Venezuelas

Am Montag (Ortszeit) sind zwei strategische
Schwenkflügel-Überschall-Bomber Rußlands vom Typ Tu-160 auf dem
Flughafen Simón Bolívar der venezolanischen Hauptstadt Caracas
gelandet. Die größten Kampfflugzeuge der Welt wurden von einem
Militärtransporter An-124 und einem Langstreckenflugzeug IL-62
begleitet. Nach Angaben des venezolanischen Verteidigungsministers
Padrino nehmen die russischen Maschinen an einer gemeinsamen
Luftwaffenübung beider Länder teil. Laut russischem Außenministerium
wurden sie auf dem Weg nach Südamerika streckenweise von
F-16-Kampfjets der norwegischen Luftwaffe begleitet. Seitens des
US-Verteidigungsministeriums wurde der Einsatz der russischen
Kampfflugzeuge in Venezuela als Provokationsmanöver bezeichnet.
US-Außenminister Pompeo sprach von zwei korrupten Regierungen, welche
öffentliche Gelder verschwendeten, was von der russischen Regierung
als sehr undiplomatisch zurückgewiesen wurde.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8000: Aus Parlament und Gesellschaft - 11.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Gespräche in Berlin zum Konflikt um Zufahrt zum Asowschen Meer

Die außenpolitischen Berater der Staats- und Regierungschefs von
Deutschland, Frankreich, Rußland und der Ukraine haben am Dienstag in
Berlin über den Konflikt um den Zugang zum Asowschen Meer gesprochen.
Dieser führt durch die zwischen dem russischen Festland und der
vorgelagerten Krim-Halbinsel gelegene, von Rußland kontrollierte
Meerenge von Kertsch. Vor gut zwei Wochen hatte es dort einen
Zwischenfall gegeben, als drei Patrouillenboote der ukrainischen
Marine sich Kontrollen durch die russische Küstenwache entziehen
wollten. Die Boote wurden festgesetzt, und 24 Besatzungsmitglieder
wurden festgenommen. Ihnen drohen in Rußland Strafverfahren wegen
unerlaubten Eindringens in russische Hoheitsgewässer.

Wegen der ukrainischen Matrosen und Offiziere hat Bundeskanzlerin
Merkel mit dem russischen Präsidenten Putin telefoniert und ihn
aufgefordert, die Inhaftierten Ukrainer zu entlassen. Außerdem sollte
Rußland einen reibungslosen Schiffsverkehr in der Meerenge
ermöglichen. Das berichtete der Regierungssprecher Seibert am
Montagabend.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7969: Tragisches und Kurioses - 11.12.2018 (SB)




VOM TAGE



D-Mark kurzzeitig wieder gültiges Zahlungsmittel

Auch knapp 17 Jahre nach der Einführung des Euro-Bargeldes tauchen
immer wieder alte Mark- und Pfennig-Beträge auf, die bei der
Bundesbank auch weiterhin umgetauscht werden können. In diesem Jahr
sollen es bisher rund 86 Mio. Mark in Scheinen und Münzen sein.

Nach Angaben der Zentralbank sind es noch rund 12,55 Milliarden Mark,
die einmal herausgegeben, aber nicht eingetauscht wurden. Zum Teil
sind die Banknoten aber auch durch Feuer oder absichtlich vernichtet
worden, beispielsweise, weil sie auf einen kriminellen Zusammenhang
hinweisen könnten.

Während der allergrößte Teil der alten Währung nach der
Euro-Einführung 2002 - mehr oder minder widerwillig - getauscht wurde,
finden sich auch heute noch durch Zufall immer wieder vergessene
D-Mark-Scheine und -Münzen an - versteckt in Möbeln, auf Dachböden
oder im Garten vergraben.

Für eine begrenzte Zeit verschaffen aber auch große Handelshäuser der
D-Mark wieder Gültigkeit. Mit Sonderaktionen bieten sie den Kunden an,
in Mark und Pfennig zu bezahlen. So locken sie Käufer in ihre Häuser.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7997: Arbeit, Soziales und Familie - 11.12.2018 (SB)




VOM TAGE



US-Militär verhindert Segnung von Migranten am Grenzzaun zu Mexiko

In San Diego an der Grenze zu Mexiko haben am Montag (Ortszeit) rund
300 Angehörige verschiedenen Religionsgemeinschaften und
Menschenrechtsaktivisten mit Liedern und Gebeten ihre Unterstützung
für die Tausenden von Migranten auf der anderen Seite des Grenzzauns
demonstriert. Sie forderten von den US-Behörden die Einstellung der
Verhaftungen und Abschiebungen von Migranten sowie der
Militarisierung der Grenze. Zum sogenannten Gebetsprotests waren die
Demonstranten am Border Field State Park vor den Grenzschutzbeamten
niedergekniet. Die Kundgebung war zum 70. Jahrestag der Allgemeinen
Erklärung der Menschenrechte von Quäkern des American Friends Service
Committee (AFSC) organisiert worden. Neben Christen nahmen auch Juden
und Muslime daran teil. Sie nennen ihren Zusammenschluß "Love Knows
No Border". Die Organisatoren sprachen von einem Akt des gewaltfreien
zivilen Ungehorsams.

Eine Gruppe von Kundgebungsteilnehmern und -teilnehmerinnen wollte
die Migranten jenseits des Zauns segnen und näherte sich dazu der
Grenze. Sie wurden von US-Soldaten zurückgedrängt. 31 Personen, die
sich dem widersetzen, wurden von den Soldaten festgenommen. Ein
weiterer Demonstrant wurde wegen Beleidigung von Beamten in Gewahrsam
genommen, wie ein Sprecher der Grenzschutzbehörde berichtete.

In der San Diego gegenüberliegenden mexikanischen Stadt Tijuana
sitzen zur Zeit mehr als 4700 Migranten fest, die in den USA Schutz
vor Gewalt und Armut in ihren mittelamerikanischen Herkunftsländern
suchen. Das US-Militär hat wegen der Furcht der US-Regierung vor
illegaler Einwanderung bis Ende Januar insgesamt fast 5600 Soldaten
an der Staatsgrenze von Texas, Arizona und Kalifornien stationiert.

Bis zum Internationalen Tag der Migranten am 18. Dezember wird "Love
Knows No Border" weitere Aktionen in den USA veranstalten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7978: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 11.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Klimawandel läßt Wasserquellen in Bhutan austrocknen

Das Himalaya-Land Bhutan - in etwa so groß wie Nordrhein-Westfalen
und mit fast der Einwohnerzahl von Frankfurt am Main - gilt als
einziger Staat der Welt als klimaneutral. Es ist dpa zufolge nach
eigenen Angaben nicht nur CO2-neutral, sondern sogar CO2-negativ, da
sein Wald - der mehr als zwei Drittel des Landes bedeckt - dreimal so
viel Kohlendioxid schluckt wie es ausstößt. Allerdings schützt all
das das Land nicht davor, von den Folgen des Klimawandels befreit
zu sein. So stillt Bhutan seinen Energiebedarf fast ausschließlich
mit Wasserkraft - wobei ein großer Teil des Stroms an das Nachbarland
Indien verkauft wird. Gewonnen wird er aus Laufwasserkraft, also
Kraftwerke ohne Staudämme. In letzter Zeit mehren sich aber die
Zeiten, in denen die Flußströmungen schwach sind, da überall im Land
die Wasserquellen durch den Klimawandel austrocknen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7985: Märkte und Finanzen - 11.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Gut die Hälfte der Haushalte in Deutschland kauft Bücher oder E-Books

Im vergangenen Jahr haben 54 Prozent der Haushalte in Deutschland
Bücher oder E-Books gekauft und dafür jeweils 17 Euro im Monat
ausgegeben. Vor zehn Jahren betrug der Anteil 65 Prozent, und die
Ausgaben lagen bei 19 Euro. Von den 20,2 Millionen Haushalten, die
2017 Bücher erwarben, kauften 1,6 Millionen E-Books. Das war ein
Anteil von acht Prozent. Die Zahlen gab das Statistische Bundesamt am
Dienstag heraus.
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WISSENSCHAFT/8001: Aus Forschung und Technik - 11.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Raumsonde verläßt Heliosphäre der Sonne

Was bereits ihrer Zwillingsschwester Voyager 1 gelungen ist, hat
jetzt auch die Voyager 2 geschafft. Als zweite Raumsonde in der
Geschichte der Menschheit hat sie die Heliosphäre der Sonne wieder
verlassen. Wie die US-Raumfahrtbehörde NASA dpa zufolge mitteilte,
haben Datenanalysen ergeben, daß Voyager 2 aus dem Bereich der
Magnetfelder um die Sonne herausgeflogen ist. Obgleich die Sonde
mit rund 18 Milliarden Kilometer unendlich weit von der Erde
entfernt ist, können die Forscher mit ihr kommunizieren. Allerdings
dauert jede Übertragung von Information durch die große Entfernung
rund 16,5 Stunden. Die ursprünglich auf nur vier Jahre angelegte
Mission zählt zu den erfolgreichsten NASA-Unternehmungen aller
Zeiten.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / FAKTEN





FORSCHUNG/227: Neue Methode verpasst Mikroskop einen Auflösungsschub (idw)


Rudolf-Virchow-Zentrum für Experimentelle Biomedizin der Universität
Würzburg - 10.12.2018

Neue Methode verpasst Mikroskop einen Auflösungsschub



Verspiegelte Objektträger ermöglichen jetzt deutlich schärfere Bilder /
20fach bessere Auflösung als ein gewöhnliches Lichtmikroskop - Zwei
Forschungsteams der Universität Würzburg haben dem
Hochleistungs-Lichtmikroskop einen Auflösungsschub verpasst. Dazu bedampften
sie den Glasträger, auf dem das beobachtete Objekt liegt, mit
maßgeschneiderten biokompatiblen Nanoschichten, die einen "Spiegeleffekt"
bewirken. Mit dieser einfachen Methode konnten sie die Bildauflösung
signifikant erhöhen und einzelne Molekülkomplexe auflösen, die sich mit
einem normalen Lichtmikroskop nicht abbilden lassen. Die Studie wurde in der
NATURE Zeitschrift "Light: Science and Applications" veröffentlicht.




[image: Bild: © Julius-Maximilians-Universität Würzburg]

Schematische Darstellung eines mit roten Fluoreszenzfarbstoffen
markierten Kernporenkomplexes, der von der Kernmembran umhüllt und
auf einer Verspiegelung aufgebracht wird.

Bild: © Julius-Maximilians-Universität Würzburg



Die Schärfe von Lichtmikroskopen ist aus physikalischen Gründen begrenzt:
Strukturen, die näher beieinander liegen als 0,2 tausendstel Millimeter,
verschwimmen ineinander - sie lassen sich nicht mehr voneinander
unterscheiden. Ursache dieser Unschärfe ist die Beugung: Sie sorgt
vereinfacht gesagt dafür, dass Lichtstrahlen sich nicht beliebig fein
bündeln lassen. Jedes punktförmiges Objekt wird daher nicht als Punkt,
sondern als "Fleck" abgebildet.

Mit mathematischen Methoden lässt sich das Auflösungsvermögen dennoch
deutlich verbessern. Dazu berechnet man aus der Helligkeitsverteilung des
"Flecks" sein exaktes Zentrum. Das funktioniert aber nur, wenn zwei nahe
benachbarte Punkte des Untersuchungsobjekts zunächst nicht gleichzeitig,
sondern nacheinander sichtbar sind, und erst später in der Bildbearbeitung
zusammengeführt werden. Durch diese zeitliche Entkopplung wird eine
Überlagerung der "Flecken" verhindert. Forschende in den
Lebenswissenschaften nutzen dieses trickreiche Verfahren seit einigen
Jahren, zur superhochauflösenden Lichtmikroskopie von Zellen.

Eine Variante dieses Verfahrens, das an der Universität Würzburg in der
Arbeitsgruppe von Prof. Dr. Markus Sauer entwickelt wurde, ist die so
genannte dSTORM-Methode. Hierfür werden bestimmte Strukturen - zum
Beispiel eine Pore eines Zellkerns - mit fluoreszierenden Farbstoffen
angefärbt. Jedes der Farbstoff-Moleküle blinkt in unregelmäßigen Abständen
auf und repräsentiert einen Teil der Pore. Das Bild der kompletten
Kernporen ist also zunächst nicht sichtbar, sondern entsteht erst nach der
Bildbearbeitung durch die Überlagerung mehrerer tausend Bilder.

Mit dem dSTORM-Verfahren lässt sich die Auflösung eines herkömmlichen
Lichtmikroskops um den Faktor zehn steigern. "Dadurch ist zum Beispiel die
Architektur einer Zelle bis auf Molekül-Niveau sichtbar", erklärt Hannah
Heil. Die Forscherin promoviert am Rudolf-Virchow-Zentrum der Universität
Würzburg in der Gruppe von Prof. Dr. Katrin Heinze. Sie konnte die Methode
nun zusammen mit ihren Kolleginnen und Kollegen noch einmal entscheidend
verbessern: Mit Hilfe eines einfachen Tricks ist es ihnen gelungen, die
Auflösung nahezu zu verdoppeln.

Spieglein, Spieglein an der Wand: Welches Bild ist das schärfste im
ganzen Land?

Dazu bedampften sie ein Deckglas, auf dem die Zelle während der
Beobachtung liegt, mit einer dünnen spiegelnden Nanobeschichtung, die aus
Silber und transparentem Silizium-Nitrit bestand. Die Beschichtung ist
biokompatibel, schädigt also die Zelle nicht. Mit dieser Methode erzielten
die beiden Arbeitsgruppen zwei Effekte: Einerseits reflektierte der
Spiegel das von der Pore ausgestrahlte Licht zurück zum Mikroskop, wodurch
sich die Helligkeit des Fluoreszenzsignals erhöhte und somit ebenfalls die
effektive Bildschärfe.




[image: Bild: © Julius-Maximilians-Universität Würzburg]

Konventionelle (links) und spiegelverstärkte dSTORM-Bilder (rechts)
eines einzelnen NPC-Rings.

Bild: © Julius-Maximilians-Universität Würzburg



Dazu kommt ein zweites Phänomen: Die ausgestrahlten und die reflektierten
Lichtwellen überlagern sich. Dadurch entstehen so genannte Interferenzen.
Dabei wird je nach Entfernung zum Spiegel das Licht verstärkt oder
abgeschwächt. "Auf diese Weise sehen wir vor allem Strukturen in einer
bestimmten Bildebene", sagt Heil. "Alles was sich darüber oder darunter
befindet und das Bild eventuell stören könnte, wird dagegen ausgeblendet."
Damit genau die gewünschten Bildteile sichtbar werden, muss die Dicke der
auf den Spiegel aufgebrachten transparenten Lage passend gewählt werden.
Heinze und Heil nutzen unter anderem Computer-Simulationen, um die
Beschichtung je nach Objekt maßzuschneidern.

Insgesamt sei die Methode erstaunlich leicht anzuwenden, betont Hannah
Heil. "Das ist es, was ich an unserem Ansatz besonders mag." Prof. Heinze
ergänzt: "Abgesehen von dem beschichteten Träger, dessen Herstellung kaum
etwas kostet, benötigt man keine zusätzliche Mikroskopie-Hardware oder
Software, um die Auflösung zu steigern. Das Verfahren ist also ein
fantastisches Add-On für die moderne Mikroskopie."


Originalpublikation:

Hannah S. Heil, Benjamin Schreiber, Ralph Götz, Monika Emmerling,
Marie-Christine Dabauvalle, Georg Krohne, Sven Hoefling, Martin Kamp,
Markus Sauer, Katrin G. Heinze:

Sharpening emitter localization in front of a tuned mirror;

Light: Science and Applications;

DOI: https://doi.org/10.1038/s41377-018-0104-z

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution800
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MELDUNG/303: Deutsche Forschungsgemeinschaft fördert 13 Lichtmikroskope an Hochschulen (idw)


Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) - 10.12.2018

DFG fördert 13 Lichtmikroskope an Hochschulen

Rund 14,5 Millionen Euro im Rahmen einer thematisch fokussierten
Großgeräteinitiative



Die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) finanziert 13 neuartige
experimentelle Lichtmikroskope für die Forschung mit rund 14,5 Millionen
Euro. Dies beschloss der Hauptausschuss der größten
Forschungsförderorganisation und zentralen Selbstverwaltungsorganisation
für die Wissenschaft in Deutschland jetzt in Bonn. Die Förderungen sind
das Ergebnis einer Ausschreibung im Rahmen einer Großgeräteinitiative, mit
der die DFG im Januar 2018 dazu aufgerufen hatte, hoch entwickelte, noch
wenig etablierte Technologien aus dem Bereich der Lichtmikroskopie zu
beantragen. Die Ausschreibung mit dem Titel "Neuartige, experimentelle
Lichtmikroskope für die Forschung" stieß in den Hochschulen auf große
Resonanz: Es gingen insgesamt 50 Anträge ein.

Großgeräteinitiativen sind neben den Programmen "Gerätezentren" und "Neue
Geräte für die Forschung" Teil des Förderangebots der DFG im Bereich
wissenschaftliche Infrastrukturen. Thematisch fokussierte
Großgeräteinitiativen werden regelmäßig auf Vorschläge aus der
Wissenschaft hin ausgeschrieben und zielen auf die Förderung aufwendiger
Großgeräte und -anlagen mit herausragender oder neuartiger Technologie für
den Einsatz in der Forschung. Die durch eine Großgeräteinitiative bedingte
frühzeitige Bereitstellung einer Technologie soll sich positiv und spürbar
auf die jeweils angesprochenen Forschungsfelder auswirken.

Die Ausschreibung zur Lichtmikroskopie galt einer der am universellsten
eingesetzten Technologien in der Forschung. Sie erlaubt nicht nur einen
sehr genauen, vergrößerten Blick auf nicht unmittelbar sichtbare
Strukturen, sondern auch die Erfassung von dynamischen Prozessen und
unterschiedlicher stofflicher Eigenschaften bis hin zu einer gezielten
Manipulation der untersuchten Objekte, Vorgänge und Organismen. Bei den
jetzt bewilligten Mikroskopen handelt es sich um sehr verschiedenartige
Geräte, wie Lattice Light Sheet Mikroskope, Minflux Mikroskope,
Multi-photonen Mikroskope oder auch spezielle Systeme aus den
Ingenieurwissenschaften. Neben der Evaluation der wissenschaftlichen
Leistungsfähigkeit der Mikroskope spielte die Berücksichtigung des
gesamten wissenschaftlichen Arbeitsprozesses von der Planung bis zum
Umgang mit den erhobenen Daten ebenso eine Rolle wie die Originalität und
Qualität der geplanten Projektvorhaben und die Einbindung in ein
institutionelles Konzept zur Hochleistungslichtmikroskopie.

Die 13 geförderten Lichtmikroskope im Einzelnen
(in alphabetischer Reihenfolge der antragstellenden Hochschulen):

"Kerr Microscopy with Machine Learning Domain Detection for In-Situ
Magnetic Materials analysis" (Hochschule Aalen, federführend
verantwortlich: Prof. Dr. Gerhard Schneider)

"Lattice Light Sheet Microscope (LLSM)" (Charité Berlin - FU Berlin und HU
Berlin, federführend verantwortlich: Dr. Jan Schmoranzer)

"A Modular Dual 2-Photon Microscope for Multimodal Optogenetics, Synapse
Biophysics and Beyond" (HU Berlin, federführend verantwortlich: Prof. Dr.
Andrew Plested)

"New Generation Laser Scanning Confocal Microscope for Multimodal Deep
Tissue and Functional Imaging" (TU Dresden, federführend verantwortlich:
Dr. Hella Hartmann)

"A Deconvolution Light-Sheet Microscope for Mesoscopic Tissue Imaging"
(Universität Duisburg-Essen, federführend verantwortlich: Prof. Dr.
Matthias Gunzer)

"Göttingen Minflux" (Universität Göttingen, federführend verantwortlich:
Prof. Dr. Stefan Jakobs)

"Analysis of Highly Dynamic Sub-Cellular Mechanisms by Lattice Light Sheet
Microscopy" (Universität Hamburg, federführend verantwortlich: Prof. Dr.
Kay Grünewald)

"Minflux-Jena - Advancing Single-Molecule Detection in Cell-Biological
Research" (Universität Jena, federführend verantwortlich: Prof. Dr.
Christian Eggeling)

"Multi-Signal Far-Field Microscope" (Universität Kassel, federführend
verantwortlich: Prof. Dr. Angelika Brückner-Foit)

"Intravital Nanoscopy for Investigating the Blood-Brain Barrier"
(Universität Lübeck, federführend verantwortlich: Prof. Dr. Markus
Schwaninger)

"Fast and Integrated Fluorescence Lifetime Microscopy" (LMU München,
federführend verantwortlich: Dr. Steffen Dietzel)

"Three-Dimensional Imaging of Cells and Tissues with Ultrahigh
Spatiotemporal Resolution by Lattice Light Sheet Microscopy" (Universität
Osnabrück, federführend verantwortlich: Prof. Dr. Jacob Piehler)

"Real-Time Nanoscopy" (Universität des Saarlandes, federführend
verantwortlich: Prof. Dr. Peter Lipp)

Ausführliche Informationen zum Förderprogramm Großgeräteinitiative unter:

www.dfg.de/wgi

Weitere Informationen unter:

http://www.dfg.de/wgi

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution306
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MELDUNG/355: Forschungsschiff "Sonne" - Weihnachten im Westpazifik (idw)


GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel - 10.12.2018

Weihnachten im Westpazifik



Welche Prozesse laufen bei der Bildung neuer Erdkruste in den Ozeanen ab?
Wann und wie entstehen dabei Metall-Lagerstätten? Um diese Fragen zu
beantworten, unternimmt eine multidisziplinär zusammengesetzte Gruppe von
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern eine Expedition mit dem
deutschen Forschungsschiff SONNE in das Lau-Becken im Südwestpazifik. Die
siebenwöchige Fahrt beginnt am 11. Dezember in Fidschi. Auch während der
Weihnachtsfeiertage und über den Jahreswechsel wird auf See gearbeitet. In
einem Blog berichten die Forschenden von ihrer Arbeit an Bord.

Es gibt nicht viele Gebiete auf der Erde, in denen die Geburt eines neuen
Kontinents beobachtet werden kann. Das Lau-Becken im Südwestpazifik,
zwischen den Inseln von Fidschi und Tonga gelegen, ist so eine Region. Das
Gebiet mit einer Fläche, die ungefähr der Größe der Bundesrepublik
Deutschland entspricht, ist ein Puzzle aus vielen kleinen Erdplatten. "Sie
sind wie in einem Mosaik zusammengesetzt und bieten die einzigartige
Möglichkeit, einen Blick in die Entstehung neuer Erdkruste zu erhalten",
sagt der Geologe Prof. Dr. Mark Hannington, Professor für Marine
Mineralische Rohstoffe am GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung
Kiel. Er leitet eine siebenwöchige Expedition mit dem deutschen
Forschungsschiff SONNE in das Lau-Becken. Die Fahrt beginnt am 11.
Dezember in Fidschi.

Wo neue Erdkruste entsteht, können sich auch neue Metall-Lagerstätten
bilden. Mehr als die Hälfte der heutzutage an Land abgebauten
Metallerz-Vorkommen entstanden ursprünglich als submarine Ablagerungen.
Diese komplexen Prozesse sind nicht leicht zu erfassen, so dass eine große
Bandbreite unterschiedlicher Messsysteme notwendig ist, um einen
umfassenden Überblick zu erhalten.

"Es ist das erste Mal, dass wir auf der SONNE ein Team aus den Disziplinen
Petrologie, Geophysik, Geochemie, Geologie und Mineralogie mit dem
gemeinsamen Ziel zusammenbringen, Prozesse bei der Entstehung einer
Erdplatte und bei der Bildung von Metalllagerstätten zu verstehen",
erläutert Co-Fahrtleiterin Prof. Dr. Heidrun Kopp vom GEOMAR.

Das Team nutzt während der Ausfahrt sehr unterschiedliche Messgeräte.
Neben autonomen Unterwasserdrohnen kommen auch seismische und magnetische
Instrumente zum Einsatz, um ein Abbild der Erdkruste und des oberen
Erdmantels zu erhalten und so den tiefen Prozessen auf die Spur zu kommen.
Zudem werden detailliert heiße Quellen am Meeresboden und die darunter
liegenden hydrothermalen Systeme untersucht und Proben genommen, um die
Bildung von Minerallagerstätten besser zu verstehen.

Um das umfangreiche und dichte Forschungsprogramm umsetzen zu können, wird
die SONNE auch über die Weihnachtsfeiertage und zum Jahreswechsel auf See
sein. "Insbesondere für einige jüngere Kolleginnen und Kollegen und
Studierende wird es eine neue Erfahrung sein, Weihnachten und Silvester an
Bord fernab der Familie und Freunde zu feiern", sagt Professorin Kopp,
"aber da unsere Forschungsarbeiten an Bord rund um die Uhr laufen, wird
kaum Zeit für Heimweh bleiben. Ganz sicher aber wird dieses Weihnachtsfest
allen lange in Erinnerung bleiben, denn für uns als Wissenschaftler ist
dieses Projekt einzigartig."

Mit dem multidisziplinären Ansatz wird das Team Systeme und Vorgänge im
Meeresboden untersuchen, die weltweit einmalig sind. "So werden wir sowohl
Detailstrukturen untersuchen, als auch plattentektonische Prozesse
auflösen können", sagt Professor Hannington. Ein Ziel dabei ist es zu
erkennen, ab wann die Entstehung der Ozeankruste von magmatischen und
hydrothermalen Prozessen begleitet wird, die zur Ablagerung von
mineralischen Rohstoffen führen können. "Unsere Arbeiten sind also eine
Mischung aus angewandten Aspekten und Grundlagenforschung", fasst er
zusammen.

Die Gruppe an Bord der SONNE umfasst neben Forscherinnen und Forschern des
GEOMAR und Studierenden der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel auch
Wissenschaftler der Bundesanstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe in
Hannover und des Helmholtz-Zentrum Potsdam Deutsches GeoforschungsZentrum
sowie internationale Teilnehmerinnen und Teilnehmer aus den Niederlanden,
Kanada, Australien und Tonga. Das Team vereint sowohl seine
wissenschaftliche Expertise als auch die aufwendige
Forschungsinfrastruktur. Die SONNE beendet die Reise am 26. Januar 2019 in
Suva auf Fidschi.

Expedition auf einen Blick:

FS SONNE Expedition SO267

Projekt: ARCHIMEDES I

Fahrtleitung: Prof. Dr. Mark Hannington (GEOMAR) / Prof. Dr. Heidrun
Kopp (GEOMAR)

Start: 11. Dezember 2018 in Suva (Fidschi)

Arbeitsgebiet: Lau-Becken, SW-Pazifik

Ende: 26. Januar 2019 in Suva (Fidschi)


Weitere Informationen unter:

http://www.geomar.de

- Das GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel

http://www.oceanblogs.org/so267

- Expeditions-Blog

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution818
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ENERGIE/1604: SmartBlades2 - Feldmesskampagne an Windkraftanlage in Colorado startet (idw)


Fraunhofer-Institut für Windenergiesysteme IWES - 09.12.2018

SmartBlades2: Feldmesskampagne an Windkraftanlage in Colorado startet



Drei innovative 20 Meter lange Rotorblätter des SmartBlades2-Projekts
werden in den kommenden vier Monaten in Boulder, Colorado (USA), bei Wind
und Wetter untersucht. Dafür wurden die vom Fraunhofer-Institut für
Windenergiesysteme (IWES) entworfenen und vom Deutschen Zentrum für Luft-
und Raumfahrt (DLR) gebauten Rotorblätter erfolgreich an einer Testanlage
des US-Forschungsinstitutes National Renewable Energy Laboratory (NREL)
des Amerikanischen Energieministeriums (DOE) installiert. Die Messkampagne
soll unter anderem klären, wie gut die mit einer Biege-Torsionskopplung
konstruierten Rotorblätter in der Lage sind, Spitzenlasten bei stark
wechselhafter Windstärke effektiv zu reduzieren.

Mit einer Biege-Torsionskopplung ausgestattete Rotorblätter können sich
selbstständig an die Windverhältnisse anpassen: Bei höheren
Windgeschwindigkeiten verwindet sich das Rotorblatt und bietet dem Wind
somit weniger Angriffsfläche. Dadurch werden die Belastungen auf die
Anlage reduziert und die Lebensdauer der Rotorblätter erhöht. Um das
aeroelastische Verhalten der neu entwickelten Blätter in der Messkampagne
vollständig zu erfassen, wurde bereits bei der Fertigung im DLR-Zentrum
für Leichtbauproduktionstechnologie (ZLP) in Stade von den Partnern
speziell entwickelte Messtechnik in die Blätter integriert.

Erste Bewährungsprobe bei Wind und Wetter

"Diese Messkampagne ist die erste Bewährungsprobe für unsere
Entwicklungen. Wir sind sehr gespannt, wie sich unsere Rotorblätter in
diesem Freifeldtest verhalten werden", sagt SmartBlades2-Projektmanagerin
Zhuzhell Montano Rejas vom DLR-Institut für Faserverbundleichtbau und
Adaptronik. Die dabei gewonnenen Erkenntnisse sollen in die Verbesserung
von Simulationsmodellen für Windenergieanlagen der nächsten Generation
eingehen.

Die Federführung der Messkampagne liegt beim Fraunhofer IWES: "Um die
Verformungen, Beschleunigungen und Beanspruchungen der Blätter zu
erfassen, setzen wir mehrere Messsysteme ein, welche Messungen über die
gesamte Blattlänge erlauben. Die Umströmung der Rotorblätter an der
Oberfläche wird mit einem aerodynamischen Messsystem erfasst", berichtet
der Leiter der Messkampagne Dr. Christian Kress vom Fraunhofer IWES. Im
Inneren der Rotorblätter messen unterschiedliche Systeme von DLR, IWES und
SSB Wind Systems, wie stark sich die Blätter bei Windlast verbiegen und
verwinden. Auch die von NREL zur Verfügung gestellte Testturbine ist mit
umfangreicher Messtechnik ausgestattet.

Die Messergebnisse werden mit Daten zu den Windverhältnissen korreliert,
die NREL-Systeme und ein SpinnerLIDAR (LIght Detection And
Ranging)-Messgerät des Zentrums für Windenergieforschung (ForWind) der
Universität Oldenburg erfassen. Mit einem Laser scannt das SpinnerLIDAR
einen Ausschnitt des Windfeldes vor oder hinter der Testanlage. "In diesem
Ausschnitt kann das SpinnerLIDAR jede Sekunde an über 300 Punkten messen",
sagt ForWind-Wissenschaftler Prof. Dr. Martin Kühn. "So können wir sowohl
die Windgeschwindigkeiten, die Windrichtungen, die vertikale
Windscherungen als auch die lokalen Turbulenzen erfassen - und das in
einer so hohen räumlichen Auflösung, wie es mit herkömmlichen 
Lidar-Messgeräten nicht möglich ist."

Der Abgleich des von den Sensoren gemessenen Strukturverhaltens mit den
Winddaten wird zeigen, ob die entwickelten Rotorblätter das gewünschte
Verhalten aufweisen. Zu Anfang der Messkampagne wird das einströmende
Windfeld gemessen, am Ende die Nachlaufströmung hinter der
Windenergieanlage, um den Einfluss der Anlage auf die Strömung besser
verstehen zu können. Bei der dreiblättrigen Controls Advanced Research
Turbine (CART3) von NREL, anders als bei einer für die kommerzielle
Stromerzeugung genutzten Anlage, können die Wissenschaftler verschiedene
Untersuchungsszenarien, wie zum Beispiel abrupte Abbremsvorgänge des
Rotors, durchführen.

Die Windbedingungen am Standort am Rande der Rocky Mountains reichen im
Winter von sehr niedrigen bis zu sehr hohen und böigen
Windgeschwindigkeiten. So können die Forscher die
SmartBlades2-Rotorblätter unter vielfältigen Umgebungsbedingungen
erproben. "Wir freuen uns, die neuen Rotorblätter an unserer
Forschungsturbine am NWTC validieren zu können. Auch wir sind sehr daran
interessiert herauszufinden, wie sich diese mit Biege-Torsionskopplung
ausgelegten Rotorblätter in der Praxis unter realen Bedingungen
verhalten", sagt Andrew Scholbrock, der bei NREL für die
SmartBlades2-Messkampagne verantwortlich ist.

Durch die Messkampagne erwarten die Partner des BMWi-geförderten Projektes
SmartBlades2 aussagekräftige Ergebnisse zum Verhalten der neuen
Rotorblätter. Die Validierungsaufgaben beginnen mit der Datenauswertung
bereits während der Messungen und werden bis zum Projektende im Herbst
2019 fortgeführt. Das Projekt unterstützt die Industrie bei der
Weiterentwicklung von Rotorblättern mit Biege-Torsionskopplung und soll
den Weg für die Einführung dieser Technologie ebnen.

Das Projekt SmartBlades2 wird vom Bundesministerium für Wirtschaft und
Energie (BMWi) gefördert und vom Forschungsverbund Windenergie mit den
Partnern DLR, IWES und ForWind sowie den Industriepartnern GE, Henkel,
Nordex Acciona, SSB Wind Systems, Suzlon, Senvion und WRD Wobben Research
and Development durchgeführt.


Weitere Informationen unter:

http://www.dlr.de

http://www.forwind.de

http://www.fraunhofer.iwes.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2236
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INFORMATIONSTECHNOLOGIE/1299: Plattform auf Digital-Gipfel - Künstliche Intelligenz für Wachstum und Lebensqualität (idw)


Lernende Systeme - Die Plattform für Künstliche Intelligenz - 10.12.2018

Plattform auf Digital-Gipfel: Künstliche Intelligenz für Wachstum und
Lebensqualität



Deutschland kann ein zukunftsfähiger Innovationsstandort für Künstliche
Intelligenz (KI) werden, an dem Lernende Systeme das Wachstum sichern und
die Lebensqualität verbessern. Das zu erreichen ist eine
Gemeinschaftsaufgabe für Industrie, Mittelstand, Forschung und Politik.
Dies zeigte das Panel der Plattform Lernende Systeme auf dem Digital-Gipfel
des Bundeswirtschaftsministeriums. Fachleute aus Wissenschaft,
Wirtschaft und Gesellschaft diskutierten am 3. Dezember in Nürnberg, wie
Lernende Systeme Wirtschaft und Alltag revolutionieren - und was jetzt zu
tun ist.

München, 10. Dezember 2018 - Künstliche Intelligenz fördert Produktivität
und Effizienz. Diesen Nutzen der KI nannte die Mehrheit des Fachpublikums
in der Live-Umfrage während der Panel-Diskussion der Plattform Lernende
Systeme. Tatsächlich können viele Unternehmensprozesse mithilfe von KI
automatisiert und damit effizienter gemacht werden - von der
Instandhaltung in der Fertigung über Zahlungsabwicklungen bis hin zu
Prozessen im Bereich Human Resources. 60 Prozent der menschlichen Aufgaben
könnten bis 2025 automatisiert werden, sagte Sebastian Wieczorek, Leiter
der SAP Leonardo Machine Learning Foundation. Intelligente Software und
Lernende Systeme unterstützen die Menschen am Arbeitsplatz und machen sie
produktiver. Neben der Produktivitätssteigerung schafft KI neue
Geschäftsmodelle und Arbeitsplätze. Die deutsche Wirtschaft könne durch
den Einsatz von KI pro Jahr um 3 Prozent statt 1,4 Prozent wachsen,
bezifferte Frank Riemensperger, Vorsitzender von Accenture in Deutschland,
das wirtschaftliche Potenzial von KI.

"Bei Künstlicher Intelligenz gehe es nicht nur um Effizienz, sondern auch
um Arbeits- und Lebensqualität", betonte Tanja Rückert, Leiterin Bosch
Building Technologies und Lenkungskreis-Mitglied der Plattform Lernende
Systeme. So erklärte Hans Dietl, Science Officer von Otto Bock Healthcare
Products und ebenfalls Mitglied im Lenkungskreis der Plattform, wie
Handprothesen, die mithilfe von KI menschliche Biosignale auswerten, ihren
Anwendern Selbstständigkeit und Freiräume zurückgeben. Plattform-Mitglied
Christian Friege, CEO der CEWE Stiftung, zeigte wie Künstliche Intelligenz
beim Gestalten von Fotobüchern unterstützen kann.

Künstliche Intelligenz hält viele Chancen für Wirtschaft und Gesellschaft
bereit. Die KI-Strategie der Bundesregierung hat deshalb das Ziel, dieses
Potenzial zu nutzen und Deutschland international als Technologieführer zu
etablieren. Dafür habe Deutschland eine gute Ausgangsposition, so
Karl-Heinz Streibich, Co-Vorsitzender der Plattform Lernende Systeme und
acatech Präsident. "Wir haben hierzulande weltmarktführende Unternehmen in
allen Branchen und wir haben die Köpfe und die Mittel für eine
herausragende Forschungslandschaft. Neben dem Wissen und unserer
Unternehmensvielfalt liegt unser Kapital in den Industriedaten und dem
Domainwissen der industriellen Unternehmen."

Entscheidend sei aber das Vertrauen der Menschen in die Künstliche
Intelligenz, waren sich die Fachleute auf dem Panel der Plattform einig.
Dazu bedarf es eines breiten gesellschaftlichen Dialogs sowohl über die
Chancen als auch die Risiken von Künstlicher Intelligenz. Unerlässlich für
die Teilhabe an dem Dialog ist ein grundlegendes Verständnis der
KI-Anwendungen.

Die Plattform Lernende Systeme hat zum Digital-Gipfel unter
www.ki-landkarte.de eine Landkarte mit KI-Anwendungsbeispielen
veröffentlicht, die den Nutzen und Mehrwert von Künstlicher Intelligenz
veranschaulichen. Die Beispiele reichen von Robotern für die
Industrieproduktion über KI-basierte Verkehrszeichenerkennung beim autonomen
Fahren bis hin zu intelligenten Assistenzsystemen in der
Gesundheitsversorgung. Mit der Landkarte erfüllt die vom Bundesministerium
für Bildung und Forschung (BMBF) initiierte Plattform Lernende Systeme in
Kooperation mit dem Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWi)
einen Punkt aus der Strategie Künstliche Intelligenz der Bundesregierung.

Bilder und Videos zur Plattform Lernende Systeme auf dem Digital-Gipfel
unter: 

https://www.plattform-lernende-systeme.de/digital-gipfel-2018.html


Über die Plattform Lernende Systeme

Die Plattform Lernende Systeme wurde 2017 vom Bundesministerium für
Bildung und Forschung (BMBF) auf Anregung des Fachforums Autonome Systeme
des Hightech-Forums und acatech gegründet. Sie vereint Expertinnen und
Experten aus Wissenschaft, Wirtschaft, Politik und Zivilgesellschaft aus
dem Bereich Künstliche Intelligenz. In Arbeitsgruppen entwickeln sie
Handlungsoptionen und Empfehlungen für den verantwortlichen Einsatz von
Lernenden Systemen. Ziel der Plattform ist es, als unabhängiger Makler den
gesellschaftlichen Dialog zu fördern, Kooperationen in Forschung und
Entwicklung anzuregen und Deutschland als führenden Technologieanbieter
für Lernende Systeme zu positionieren. Die Leitung der Plattform liegt bei
Bundesministerin Anja Karliczek (BMBF) und Karl-Heinz Streibich (Präsident
acatech).


Weitere Informationen unter:

https://www.plattform-lernende-systeme.de/digital-gipfel-2018.html

http://www.ki-landkarte.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2210

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Lernende Systeme - Die Plattform für Künstliche Intelligenz, 10.12.2018
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INFORMATIONSTECHNOLOGIE/1298: Künstliche Intelligenz - Wie verlässlich ist sie? (idw)


Goethe-Universität Frankfurt am Main - 10.12.2018

Künstliche Intelligenz: Wie verlässlich ist sie?



Künstliche Intelligenz (KI) führt heutzutage Aufgaben aus, die man einst
nur Menschen zutraute. In vielen Bereichen unserer Gesellschaft ist
intelligente Software bereits angekommen: in autonomen Fahrzeugen, der
medizinischen Diagnostik, in Übersetzungsprogrammen, Gesprächsassistenten,
Suchfunktionen und der Robotik. Doch können wir der intelligenten Software
vertrauen? Kriterien für verlässliche KI-Systeme diskutiert der
Informatiker Prof. Visvanathan Ramesh in der aktuellen Ausgabe des
Forschungsmagazins "Forschung Frankfurt".

Frankfurt. Auch wenn im Zusammenhang mit Künstlicher Intelligenz immer
wieder von einer Revolution gesprochen wird, handelt es sich um eine seit
60 Jahre andauernde Evolution. Diese erfolgte in drei Wellen: In der
ersten entstanden Expertensysteme, für die man menschliches Expertenwissen
in fest definierte Regeln übersetzte. Die Systeme waren jedoch relativ
unflexibel, da sie mit Mehrdeutigkeit und Unsicherheiten der realen Welt
nicht gut zurechtkamen. Das führte zur zweiten Welle der KI, in der
statistische Methoden des maschinellen Lernens zum Einsatz kommen. Die
KI-Systeme lernen mithilfe großer Mengen von Trainingsdaten und werden durch
Optimierungsalgorithmen immer besser. Heute führen tiefe neuronale
Netzwerke eine Vielzahl eng gefasster Aufgaben der KI aus.

Der Erfolg der zweiten KI-Welle - und damit einhergehend der
explosionsartige Umfang ihrer Anwendungen - ist in den letzten zehn Jahren
insbesondere durch den Fortschritt bei der Rechenleistung,
Trainingsalgorithmen und weltweit verfügbare Computernetzwerke möglich
geworden. Am wichtigsten ist jedoch nach wie vor eine stetig zunehmende
Menge an gesammelten und gespeicherten Daten, die die Basis des Lernens
bilden.

Trotz aller Erfolge weist auch die zweite Welle der KI Unzulänglichkeiten
auf. Denn wie und warum ein KI-System zu Ergebnissen kommt ist, kann oft
nicht erklärt werden. Erst im September gelang es einer Gruppe kanadischer
Forscher, ein intelligentes Sehsystem zu narren. Sie forderten es auf, die
Gegenstände in einem Wohnzimmer zu benennen. Das ging solange gut, bis das
Bild eines Elefanten in der Szene auftauchte. Das brachte die Software so
aus dem Konzept, dass sie den Stuhl als "Sofa" bezeichnete, den Elefanten
als "Stuhl" und blind wurde für Gegenstände, die sie zuvor gesehen hatte.
Dazu Prof. Ramesh: "Aus diesem Grund benötigen wir gründliche Analysen
solcher Systeme, damit wir deren Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit
laufend überprüfen können." Dazu müsse man wissen, wie das System die
äußere Welt repräsentiert und wodurch es gestört wird, zum Beispiel durch
das Auftauchen unerwarteter Gegenstände. Um die Ursache des Problems zu
verstehen und zu beheben, muss man es schließlich mit der spezifischen
Systemarchitektur in Beziehung setzen können.

Als logische Konsequenz treten in der dritten Welle der KI, der
"kontextuellen Adaption", die drei Eigenschaften Erklärbarkeit,
Argumentation und Abstraktion in den Vordergrund. Gerade bei
sicherheitsrelevanten Anwendungen, wie dem autonomen Fahren, ist es von
enormer Bedeutung, genau verstehen und nachvollziehen zu können, warum ein
Algorithmus zu einer bestimmten Entscheidung gelangt ist. Das System muss
seine eigene Verlässlichkeit selbst einschätzen können, um nötigenfalls
auf eine sichere Alternative umsteigen zu können. Die zunehmenden
Berührungspunkte zwischen künstlicher und menschlicher Intelligenz (z.B.
in Assistenzsystemen, der Mensch-Roboter-Interaktion oder beim autonomen
Fahren) erfordern zudem, dass das System mit dem Menschen kommunizieren
und seine Annahmen, Motivation und Argumentation nahtlos begründen kann.

Als Professor für Software Engineering mit dem Schwerpunkt "Biologisch
inspirierte Sehsysteme" hat Visvanathan Ramesh von 2011 bis 2016 den
"Bernstein-Focus: Neurotechnology" an der Goethe-Universität und am
Frankfurt Institute of Advanced Studies (FIAS) koordiniert. Aktuell hat er
das EU-Projekt AEROBI abgeschlossen, in dem er Systems-Engineering für
intelligente Sehsysteme weiterentwickeln und in automatisierte Werkzeuge
integriert hat. Seine Gruppe verfolgt einen systemorientierten Ansatz, der
alle Aspekte der drei KI-Wellen vereint.

Wie man sich das vorzustellen hat, erläutert Doktorand Tobias Weis: "In
Fallstudien untersuchen wir beispielsweise Systeme zur Videoüberwachung,
Bremslicht-Transitions-Detektion bei autonomen Fahrzeugen, Systeme, die
Defekten an Bauten wie Brücken klassifizieren und sogar fußballspielende
Roboter. Wir testen, wie diese Systeme Aufgaben lösen, besonders in
komplexen Situationen. Und schauen, ob wir Anomalien entdecken wie jene,
die durch den Elefanten im Wohnzimmer ausgelöst wurde."


Originalpublikation:

http://www.forschung-frankfurt.uni-frankfurt.de/34831594/Aktuelle_Ausgaben___Forschung_Frankfurt?

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution131

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Goethe-Universität Frankfurt am Main, 10.12.2018
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AGRAR/396: Glyphosat - Hoffnung in Straßburg, Totalversagen in Berlin


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 11. Dezember 2018

Glyphosat: Hoffnung in Straßburg, Totalversagen in Berlin



Zur Abstimmung im Europaparlament zu mehr Transparenz in
Zulassungsverfahren und zur Ankündigung des Bundesamts für
Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit, die Zulassungen für
glyphosathaltige Produkte ungeprüft und uneingeschränkt um ein Jahr zu
verlängern, erklärt Harald Ebner, Sprecher für Gentechnik- und
Bioökonomiepolitik:

Das Abstimmungsergebnis im Europaparlament ist ein wichtiger Schritt
zu mehr Transparenz in Zulassungsverfahren. Gut, dass die
Industrie-Lobby und ihre politischen Verbündeten jetzt immerhin schon
mal im Europäischen Parlament mit ihrem Versuch gescheitert sind, die
Transparenz-Initiative zu blockieren und aufzuweichen. Jetzt sind die
EU-Staaten und damit auch die Bundesregierung am Zug. Bei der stehen
leider bisher alle Anzeichen auf industriehörigem Ausbremsen und
Verschleppen.

Die just heute am selben Tag in Deutschland verkündete
uneingeschränkte Glyphosat-Verlängerung um ein weiteres Jahr bringt
das Totalversagen der deutschen Glyphosat-Politik auf den Punkt. Statt
versprochenem Ausstieg oder wenigstens eingeschränkter Anwendung
bleiben sämtliche Glyphosat-Produkte jetzt ein ganzes Jahr ohne die
vorgeschriebene Überprüfung auf dem Markt und auf unseren Äckern.
Leidtragende des Trauerspiels sind Menschen und Umwelt.

Beim Glyphosat-Ausstieg liefern sich die Kontrahentinnen aus Umwelt-
und Agrarressort derweil einen regelrechten
Verschieberitis-Wettbewerb. Zuerst versprach Svenja Schulze ihn bis
2021, kürzlich verlängerte sie auf 2023. Julia Klöckner hat zuletzt
selbst diesen viel zu späten Termin wieder in Frage gestellt. Schuld
soll angeblich die EU sein - dabei hatte ja die Bundesregierung selbst
in Person von Ex-Minister Schmidt mit seiner angeblichen Solo-Aktion
die Glyphosat-Neuzulassung erst vor einem Jahr in Brüssel durchgeboxt.

Das zeigt erneut, wie unglaubwürdig Klöckners Glyphosat-Politik ist.
Wäre sie vom Ausstieg überzeugt, dürfte es für die Bunderegierung ein
Leichtes sein, eine weitere EU-Zulassung des Bayer-Monsanto-Topsellers
in vier Jahren zu verhindern. Das offenbart das von vornherein
unehrliche Kalkül, man könne einfach so tun, als wolle man verbieten
und dann auf Brüssel verweisen, man dürfe nicht. Das schadet der Sache
und der Glaubwürdigkeit von Politik, das schadet aber auch der
europäischen Idee.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 11. Dezember 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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GESUNDHEIT/1023: Union beendet Populismus-Kurs im Versandhandel von Arzneimitteln


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 11. Dezember 2018

Union beendet Populismus-Kurs im Versandhandel von Arzneimitteln



Zu den Plänen der Bundesregierung zur Zukunft der Apotheken erklärt
Kordula Schulz-Asche, Sprecherin für Alten- und Pflegepolitik:

Endlich lässt die Union vom rechtlich aussichtslosen
Versandhandelsverbot verschreibungspflichtiger Arzneimittel ab.
Während die Entscheidung inhaltlich richtig ist, so ist das Vorgehen
ein erneutes Beispiel für Politikversagen innerhalb der Union. Nachdem
in verschiedenen Wahlkämpfen mit der Forderung nach einem
Versandverbot noch Stimmung bei den Apothekerinnen und Apothekern
gemacht wurde, nähert sich die Union nun langsam der Realität an. Die
heute beschlossene Begrenzung der Boni hatten wir bereits vor fast
zwei Jahren, kurz nachdem das EuGH-Urteil zur Apothekenpreisbindung
einschlug, als rechtssichere Alternative zum Verbot des Versandhandels
in einem Antrag vorgeschlagen.

Durch die fahrlässige Diskussion um das Versandverbot wurden bisher
auch Reformen, die die Apotheke vor Ort betreffen, verschleppt. Dabei
herrscht hier dringender Handlungsbedarf. Ein Gutachten des
Wirtschaftsministeriums kam bereits vor einem Jahr zu dem Schluss,
dass 7.600 der knapp 20.000 Apotheken in Deutschland wirtschaftlich
kaum noch tragfähig sind. Dasselbe Gutachten analysierte, dass von den
Versicherten jedoch insgesamt genug Geld an Apotheken gezahlt wird, um
eine flächendeckende Versorgung zu gewährleisten - es wird nur falsch
verteilt. Das starre und einheitliche Vergütungssystem sorgt dafür,
dass bei kleinen Apotheken zu wenig Geld landet und große im Geld
schwimmen. Daher sind auch die heute angekündigten Mehrausgaben von
etwa 360 Millionen Euro und die bereits im Gesetzentwurf für
Arzneimittelsicherheit enthaltenen Mehrausgaben von 120 Millionen Euro
kein Beispiel für gutes Regierungshandeln. Anstatt Reformen bei der
Vergütung von Apotheken anzugehen, will die Regierung Problemstellen
mit Geld zuschütten. Und die Versichertengemeinschaft zahlt am Ende
die Zeche von - Stand heute - einer halben Milliarde Euro zusätzlich
pro Jahr.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 11. Dezember 2018
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UMWELT/1798: Anton Hofreiter zu Klimaschutz/Klimakonferenz, Brexit und anderen Themen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 11. Dezember 2018

Anton Hofreiter zu Klimaschutz/Klimakonferenz, Brexit, Gemeinnützigkeit/DUH, §219a, Berateraffäre im Verteidigungsministerium



Klimaschutz

Die Klimakonferenz in Katowice geht in ihre heiße Phase. Und jetzt
rächt es sich, dass die Bundesregierung de facto blank zu dieser
Klimakonferenz gefahren ist. Die Kohlekommission wurde vertagt, die
Verkehrswende noch nicht mal richtig begonnen, von der Agrarwende ganz
zu schweigen. Aussitzen, vertagen, verschleppen - das ist das Motto
dieser Bundesregierung. Deutschland ist die viertgrößte
Industrienation. Deshalb ist es relevant, was Deutschland macht. Es
ist relevant, ob Deutschland zeigt, wie Klimaschutzpolitik
funktionieren kann, dass Klimaschutz mit Arbeitsplätzen, mit Wohlstand
kombinierbar ist. Ganz viele Länder schauen darauf, welche
Fortschritte Deutschland macht oder nicht macht. Deshalb ist es so
problematisch, dass Deutschland in den letzten Jahren beim Klimaschutz
keine Fortschritte gemacht hat, de facto eher ein Bremser war und in
vielen Punkten eher Rückschritte gemacht hat.

Und es droht bei dieser Katowicer Klimakonferenz ein Bündnis der
Bremser und Blockierer aus Brasilien, aus den USA, aus Russland.
Deshalb wäre es jetzt wichtig, dass ein solch bedeutendes Land wie
Deutschland zeigt: wie geht die Energiewende, die Agrarwende, die
Verkehrswende. Dass man aufzeigt, wie die Bahn auch funktioniert, dass
sie pünktlich und bezahlbar ist. Dass die Preise nicht steigen,
sondern die Ticketkosten sinken, indem man auch auf den Fernverkehr
nur sieben Prozent Mehrwertsteuer verlangt. Oder die Energiewende:
Dass Mieter-Strommodelle, die dazu führen würden, dass die Mieter auch
endlich vom bezahlbaren Ökostrom profitieren könnten, nicht abgewürgt,
sondern gefördert werden. Oder im Bereich der Agrarwende, indem man
dafür sorgt, dass endlich der Ökolandbau so ausgebaut wird, wie auch
die Nachfrage bei uns im Land ist. Denn: Ökolandbau ist aktiver
Klimaschutz.

Brexit

Chaos, Spaltung, Unruhe. Beim Brexit sieht man, was das Ergebnis von
Desinformationspolitik und unverantwortlichem Populismus ist. Die
Europäische Union ist der britischen Regierung so weit
entgegengekommen, wie sie nur irgendwie konnte. Es ist wichtig, dass
die Bundesregierung der EU-Kommission nicht in den Rücken fällt und
weiter gemeinsam dafür sorgt, dass die europäischen Länder
zusammenhalten. Wenn die britische Regierung nicht in der Lage ist das
Brexitchaos in den Griff zu kriegen, dann ist der Zeitpunkt gekommen,
an dem man die britische Bevölkerung über das Ergebnis der
Verhandlungen noch mal abstimmen lässt. Das wäre angesichts des Chaos
in der britischen Politik jetzt die richtige Maßnahme.

Gemeinnützigkeit/DUH

Der CDU-Parteitag, der parallel zur Klimakonferenz in Katowice
stattfand, hat de facto kein Wort zum Klimaschutz verloren. Er hat
allerdings beschlossen, dass der Deutschen Umwelthilfe die
Gemeinnützigkeit aberkannt werden sollte. In Deutschland haben
Organisationen wie der ADAC, der Verband der Deutschen
Automobilindustrie oder auch die Deutsche Umwelthilfe eine
Gemeinnützigkeit. Wir sehen in vielen Ländern, dass die
Handlungsspielräume der Zivilgesellschaft eingeschränkt werden. Wenn
eine demokratische Partei wie die CDU gegen eine
Nichtregierungsorganisation in der Form vorgeht, nur weil diese
Nichtregierungsorganisation versucht, den geltenden Gesetzen
Wirksamkeit zu verleihen, indem sie klagt, dann ist das beschämend und
dann sind das die ersten Hinweise auf eine Orbanisierung, die offenbar
auch in der deutschen Politik bei demokratischen Parteien erste
Anklänge findet. Wir erwarten von der CDU, dass sie diesen armseligen
Beschluss zurücknimmt und die Bundesregierung ihn nicht in Ansätzen
berücksichtigt, stattdessen dafür sorgt, dass die Zivilgesellschaft in
Deutschland gute Bedingungen hat. Handlungsspielräume für die
Zivilgesellschaft sind ein essenzieller Bestandteil in einem
demokratischen Land.

Paragraf 219a

Der Paragraph 219a schränkt das Selbstbestimmungsrecht der Frauen ein.
Es kann nicht sein, dass Ärztinnen und Ärzte, die sachlich auf ihrer
Homepage über Abtreibung informieren, dafür vor Gericht gestellt
werden. Ich erwarte von SPD und CDU, dass sie den Paragrafen
streichen. Es ist für Annegret Kramp-Karrenbauer eine neue große
Herausforderung. So konservativ, wie sie sich darstellen mag, sie muss
ihre CDU dazu bringen, dass ein vernünftiger Weg gefunden wird. Das
ist auch für viele Frauen von Bedeutung. Und ich erwarte, dass sich
die CDU da bewegt.

Verteidigungsministerium/Berateraffäre

Ursula von der Leyen ist angetreten, um alles besser zu machen und
muss sich jetzt schwierigen Fragen über systematische Rechtsverstöße
stellen, die voll in ihre Amtszeit fallen. Alle Berichte deuten auf
eine Vielzahl von Verstößen und ein Buddy-System im
Verteidigungsministerium hin. Das können wir als Parlament nicht
tolerieren. Offensichtlich hat die Verteidigungsministerin keinen
Überblick mehr über die vielen Berater, die in ihrem Ministerium
herumschwirren. Sie muss jetzt für lückenlose Aufklärung sorgen.
Bisher hat das Ministerium jedoch verschleppt und beschwichtigt, statt
konsequent aufzuklären.

 * 
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AUSSEN/1817: Angriffskrieg gegen Jemen entschieden und effizient entgegenwirken


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 11. Dezember 2018

Angriffskrieg gegen Jemen entschieden und effizient entgegenwirken



"Die Bundesregierung ist für das Leid von elf Millionen hungernden
Kindern und Jugendlichen im Jemen mitverantwortlich, solange sie nicht
entschieden und effizient gegen den Angriffskrieg Saudi-Arabiens
vorgeht", sagte Heike Hänsel, die stellvertretende Vorsitzende der
Fraktion DIE LINKE im Bundestag, zu den jüngsten Warnungen des
UN-Kinderhilfswerk Unicef. Die Außenpolitikerin weiter:

"Es ist angesichts des Leids von Millionen Kindern, aber auch
erwachsenen Zivilisten, ein Skandal, dass die Bundesregierung die
Umgehung des ohnehin zeitlich begrenzten Waffenexportstopps
stillschweigend akzeptiert. Die Bundesregierung steht in der Pflicht,
den menschenverachtenden Geschäften, etwa von der deutschen
Rüstungsschmiede Rheinmetall, jetzt durch gesetzliche Regelungen ein
Riegel vorzuschieben und einen unbegrenzten Rüstungsexportstopp
durchzusetzen.

Um weiteres Leid zu verhindern, müssen Deutschland und die EU die
humanitäre Hilfe für die Menschen im Jemen von deutscher und
europäischer Seite umgehend massiv aufstocken. Der für
Kriegsverbrechen im Jemen mitverantwortliche saudische Kronprinz
Mohammed bin Salman und seine Vertrauten müssen umgehend zur
Verantwortung gezogen werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 11. Dezember 2018
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AUSSEN/1816: Huawei-Finanzchefin - Trumps Treibjagd nicht unterstützen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 11. Dezember 2018

Trumps Treibjagd nicht unterstützen



"Die Festnahme der Huawei-Finanzchefin Meng Wanzhou in Kanada ist
politisch motiviertes Kidnapping auf Betreiben der US-Behörden. Das
drastische Vorgehen gegen die Spitzenmanagerin wegen angeblich
illegaler Geschäfte reiht sich ein in US-Maßnahmen, dem chinesischen
Konzern Huawei international zu schaden. Die Bundesregierung darf sich
von US-Präsident Donald Trump nicht zum Treiber einspannen lassen bei
der Jagd gegen chinesische Konkurrenzunternehmen", erklärt Sevim
Dagdelen, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE.
Dagdelen weiter:

"Die Vorwürfe gegen Meng Wanzhou sind absurd: Der Huawei-Managerin
wird vorgeworfen, gegen Sanktionen verstoßen zu haben, die von der
US-Regierung nach der willkürlichen Aufkündigung des Atomabkommens mit
dem Iran einseitig verhängt worden sind. Die Trump-Administration
zwingt nicht nur anderen Ländern die Einhaltung ihrer umfassenden
Strafmaßnahmen auf, sondern macht deren Justiz zum Helfershelfer zur
Durchsetzung von US-Interessen. Die Bundesregierung muss Trump beim
Wirtschaftskrieg gegen China die Gefolgschaft verweigern."

 * 

Quelle:
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INNEN/5005: Flüchtlinge - Anlasslose Widerrufsprüfungen abschaffen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 11. Dezember 2018

Anlasslose Widerrufsprüfungen abschaffen



"Anlasslose Widerrufsprüfungen binden im BAMF enorme
Arbeitskapazitäten und halten anerkannte Flüchtlinge über Jahre in
Unsicherheit. Sie sind unverhältnismäßig, integrations- und
flüchtlingsfeindlich. Statt nun die Widerrufsfrist zu verlängern, muss
die Bundesregierung diese Schikanen ein für alle Mal abschaffen",
erklärt Ulla Jelpke, innenpolitische Sprecherin der Fraktion DIE
LINKE, anlässlich des Vorhabens der Koalition, die Widerrufsfrist für
Flüchtlinge, die 2015 und 2016 anerkannt wurden, auf vier bis fünf
Jahre zu verlängern. Jelpke weiter:

"Das BAMF sollte seine Kapazitäten auf Qualitätsverbesserungen und
gute und zügige Verfahren konzentrieren, statt unheimlich viel
Personal in Widerrufsprüfungen zu stecken, die sich bislang zudem als
völlig unnötig erwiesen haben: Denn in 99,3 Prozent der
Widerrufsprüfungen im ersten Halbjahr 2018 wurde der Schutzstatus
bestätigt. Auch wenn die Regelüberprüfung abgeschafft würde, bestünde
natürlich die Möglichkeit, einen Widerruf oder eine Rücknahme im
Einzelfall zu prüfen, etwa wenn konkrete Hinweise auf Täuschungen
vorliegen. So ist es auch international üblich."

 * 
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BUNDESTAG/7822: Heute im Bundestag Nr. 974 - 11.12.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 974

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 11. Dezember 2018, Redaktionsschluss: 15.16 Uhr

1. Kosten für Klimaziel-Verfehlung

2. Rückbau von Atomkraftwerken

3. Schrittweises Ende des fossilen Wirtschaft

4. Nachbesserungen bei REACH-Verordnung

5. Korrekturen bei Bahnzuschuss angemahnt



1. Kosten für Klimaziel-Verfehlung

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Die Bundesregierung kann noch keine Angaben zu dem
bis 2020 erwarteten Defiziten im EU-Effort-Sharing-System machen.
Entsprechend seien auch die daraus entstehenden Kosten für mögliche
Emissionsberechtigungskäufe noch nicht veranschlagungsreif, schreibt
die Bundesregierung in einer Antwort (19/6176) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/5326). Das
Effort-Sharing-System umfasst die nicht vom EU-Emissionshandel
umfassten Sektoren. Die Bundesregierung geht davon aus, dass
Deutschland die darin avisierten Minderungsziele verfehlen wird.

 * 

2. Rückbau von Atomkraftwerken

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Daten und Hintergründe zum Rückbau von deutschen
Atomkraftwerken und zu damit zusammenhängenden Genehmigungsverfahren
führt die Bundesregierung in einer Antwort (19/6177) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/5710) auf. Die Grünen
hatten darin zudem die Zwischenlagerung an den jeweiligen Standorten
thematisiert.

 * 

3. Schrittweises Ende des fossilen Wirtschaft

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Die Bundesregierung sieht als Konsequenz aus ihrem
klimapolitischen Leitbild die "Notwendigkeit einer schrittweisen
Abkehr von der Verbrennung fossiler Energieträger". "Die deutsche
Klimaschutzpolitik orientiert sich am Leitbild einer weitgehenden
Treibhausgasneutralität", zitiert die Bundesregierung in einer Antwort
(19/6178) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/5693) aus dem
im November 2016 beschlossenen "Klimaschutzplan 2050".

Die AfD hatte in der Anfrage eine in einem Zeitungsartikel zitierte
Aussage des Staatssekretärs im Bundesministerium für Umwelt,
Naturschutz und nukleare Sicherheit, Jochen Flasbarth, thematisiert.
Dieser hatte laut Darstellung der AfD Mitte September 2018 auf einer
Konferenz in Kalifornien vom kommenden Ende der fossilen Wirtschaft
gesprochen. Laut Antwort hat Flasbarth damit als Vertreter der
Bundesregierung "eine in der Bundesregierung unstrittige Tatsache
dargestellt".

 * 

4. Nachbesserungen bei REACH-Verordnung

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Die Bundesregierung drängt auf Verbesserungen bei
der europäischen Chemie-Regulierung unter der REACH-Verordnung. In
einer Antwort (19/6251) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (19/5712) führt die Bundesregierung aus, dass unter
anderem die Zahl der durch die Europäischen Chemikalienagentur
durchgeführten Dossierevaluierung erhöht werden müsse. Auch bei der
Ressourcenausstattung der Behörde, der Geschwindigkeit der Verfahren
sowie der Datenqualität und -aktualität in den Dossiers sieht die
Bundesregierung Verbesserungsbedarf. Zudem sollte laut Antwort über
eine Kostenbeteiligung der Registranten diskutiert werden. Allerdings
habe die EU-Kommission diese Vorschläge noch nicht aufgegriffen,
schränkt die Bundesregierung in der Antwort ein.

 * 

5. Korrekturen bei Bahnzuschuss angemahnt

Verkehr und digitale Infrastruktur/Unterrichtung

Der Bundesrechnungshof (BRH) mahnt Korrekturen bei den vom Bund mit
der Deutschen Bahn AG (DB AG) und deren
Eisenbahninfrastrukturunternehmen (EIU) abgeschlossenen Leistungs- und
Finanzierungsvereinbarungen (LuFV) an. In einer Unterrichtung
(19/6200) weist der Rechnungshof auf Schwachstellen der LuFV hin und
kritisiert, dass das Bundesministerium für Verkehr und digitale
Infrastruktur (BMVI) dennoch die Systematik der aktuell geltenden und
Ende 2019 auslaufenden LuFV II im Wesentlichen für die LuFV III
übernehmen wolle. Weitreichende Änderungen und Ergänzungen plane das
BMVI erst in der übernächsten Vereinbarung (LuFV IV) umzusetzen.

In den Leistungs- und Finanzierungsvereinbarungen verpflichte sich der
Bund, den EIU jährlich Bundesmittel pauschal in Milliardenhöhe für
Ersatzinvestitionen in die Eisenbahninfrastruktur zur Verfügung zu
stellen, heißt es in der Unterrichtung. Die EIU seien im Gegenzug
verpflichtet, die Eisenbahninfrastruktur in einem qualitativ
hochwertigen Zustand zu erhalten und zu verbessern. Die Verwendung der
Bundesmittel solle nach den LuFV über das Erreichen sanktionsbewehrter
Qualitätskennzahlen kontrolliert werden: Würden sie erreicht, werde
die zweckentsprechende Verwendung der Bundesmittel unterstellt.

Aus dem Bundeshaushalt seien seit dem Inkrafttreten der ersten LuFV im
Jahr 2009 bis jetzt knapp 30 Milliarden Euro für Ersatzinvestitionen
an die EIU gegangen, schreibt der BRH. Die jährlichen Beträge seien
dabei nach und nach angestiegen. Die DB AG habe angekündigt, in den
Verhandlungen zur LuFV III zu fordern, die Bundeszuwendung um mehr als
eine Milliarde Euro pro Jahr aufzustocken.

Der Rechnungshof benennt in seiner Unterrichtung an den Bundestag
mehrere Schwachstellen der LuFV. Dazu gehörten die unzureichenden
Informationen über den Zustand der Eisenbahninfrastruktur. So bildeten
die bestehenden Qualitätskennzahlen den tatsächlichen Zustand der
Eisenbahninfrastruktur nur unzureichend ab. Ihre Ausgestaltung schaffe
zudem einen Fehlanreiz, vorrangig günstig zu behebende Mängel zu
beseitigen, auch wenn andere Maßnahmen unter dem Gesichtspunkt der
Wirtschaftlichkeit und Nachhaltigkeit wichtiger wären. Laut
Bundesrechnungshof ist zudem "nicht sichergestellt und nicht
kontrollierbar", dass die auf Grundlage der LuFV gewährten
Bundesmittel von den EIU wirtschaftlich eingesetzt werden. Auch seien
die in den LuFV bislang vorgesehenen Sanktionen "eher symbolischer
Natur".

"Aufgrund der aktuellen Systematik der LuFV besteht die Gefahr, dass
sich der Zustand der Eisenbahninfrastruktur trotz steigender
Bundesmittel weiter verschlechtert, obwohl die Qualitätskennzahlen
eine Verbesserung anzeigen", warnen die Rechnungsprüfer. Die vom
Bundesverkehrsministerium derzeit verfolgte Strategie würde aus ihrer
Sicht diese risikobehaftete Entwicklung für weitere fünf Jahre in Kauf
nehmen. "Damit würde das Ziel der LuFV, die Eisenbahninfrastruktur in
einem qualitativ hochwertigen Zustand zu erhalten und zu verbessern,
ins Gegenteil verkehrt", heißt es in der Vorlage.

Angesichts dessen fordert der Bundesrechnungshof das Ministerium auf,
die sich jetzt bietende Gelegenheit für Korrekturen zu nutzen. Ein
Abwarten bis zur übernächsten LuFV (LuFV IV) sei für den Bund mit
bedeutenden finanziellen Risiken verbunden und angesichts der
jährlichen Finanzierungsbeiträge aus dem Bundeshaushalt in
Milliardenhöhe nicht vertretbar, heißt es in der Unterrichtung.
Notfalls, so der Rechnungshof, sollte das Ministerium - wie seinerzeit
bei der LuFV I geschehen - die Laufzeit der LuFV II verlängern, um so
ausreichend Zeit für weitere Verhandlungen zu gewinnen.

 * 
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BUNDESTAG/7821: Heute im Bundestag Nr. 973 - 11.12.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 973

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 11. Dezember 2018, Redaktionsschluss: 12.40 Uhr

1. Linke fordert Eurozonen-Reformen

2. Keine EU-Position zum Wolf-Schutzstatus

3. Vorbereitungen für den Brexit

4. Einordnung neuer Züchtungsverfahren

5. Geopolitische Gesamtstrategie erfragt

6. Organisierte Kriminalität in Deutschland



1. Linke fordert Eurozonen-Reformen

Haushalt/Antrag

Berlin: (hib/SCR) Die Fraktion Die Linke fordert in einem Antrag
(19/6194) im Vorfeld des EU-Gipfels am 13. und 14. Dezember umfassende
Reformen der Eurozone und eine erhebliche Kursänderung der Finanz- und
Haushaltspolitik der EU und in Deutschland. Die Linke begründet ihre
zahlreichen Forderungen mit einer Kritik an der Geld-, Investitions-
und Wirtschaftspolitik in Europa. Die "prozyklische Wirtschafts- und
Fiskalpolitik" habe die Rezession in der Eurozone verlängert. Fiskal-
sowie Stabilitäts- und Wachstumspakt ließen nicht zu, dass
Investitionslücken geschlossen werden, kritisieren die Linken.
Mittelfristig müssten die Pakte "durch konjunkturgerechte und
vollbeschäftigungssichernde Ausgabepfade" ersetzt werden, fordern die
Abgeordneten.

In dem Antrag fordert die Fraktion zudem beispielsweise ein vom
EU-Haushalt unabhängiges Eurozonenbudget. Damit sollen asymmetrische
Schocks abgefedert werden, ohne die Unterstützung an "nachfrage- und
investitionshemmende Strukturreformen" zu knüpfen. Finanziert werden
soll das "eigenständige und parlamentarisch kontrollierte" Budget
durch die "Bekämpfung von Steuervermeidung von Konzernen oder
vermögensbezogene Steuern".

Zudem soll Deutschland mit anderen EU-Staaten mit "wirksamen
Abwehrmaßnahmen" den "Druck auf Steueroasen" erhöhen sowie "auch
Gewinne der digitalen Wirtschaft einer angemessenen Besteuerung in
Europa" zuführen. Millionäre sollen nach Willen der Linken zudem durch
eine EU-weit koordinierte, temporäre Vermögensabgabe "zur Verringerung
des öffentlichen Schuldenstandes und einer gerechten Finanzierung der
Krisenlasten" herangezogen werden.

Weiterhin spricht sich die Fraktion für eine europäische
Arbeitslosenversicherung zur Liquiditätssicherung nationaler
Arbeitslosenversicherungen aus. Die Teilnahme beziehungsweise
Auszahlung soll dabei ebenfalls nicht "an die lohndämpfende
Liberalisierung und Flexibilisierung des Arbeitsmarktes" geknüpft
werden.

Auch die Europäische Zentralbank (EZB) will die Linke neu aufstellen.
Demnach soll sich die Bundesregierung unter anderem dafür einsetzen,
dass die EZB "im Einklang mit dem Inflationsziel direkt öffentliche
Investitionen durch den Ankauf von Anleihen der Europäischen
Investitionsbank (EIB) und der nationalen Entwicklungsbanken
unterstützen kann". Zudem sollen langfristig die EU-Verträge geändert
werden, um der EZB auch eine direkte Staatsfinanzierung zu
ermöglichen. Damit sollen "die Volatilität der Zinsen auf
Staatsanleihen der EU-Mitgliedsländer und die Rolle der Finanzmärkte
als Disziplinierungsinstrument für Staaten" eingedämmt werden. Die EZB
soll sich dem Antrag zufolge auch dem Vollbeschäftigungsziel
verpflichten. Flankierend schlagen die Linken dazu vor, ein solches
Ziel in Deutschland gesetzlich festzulegen und mit "einer
Arbeitslosenquote unter drei Prozent" zu definieren.

 * 

2. Keine EU-Position zum Wolf-Schutzstatus

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Die EU-Mitgliedsstaaten haben sich im Vorfeld der
Sitzung des Ständigen Ausschusses der Berner Konvention des
Europarates nicht auf eine gemeinsame Position zu einem Antrag der
Schweiz zum Wolfsschutz verständigen können. Mangels qualifizierter
Mehrheit müssten sich die EU-Staaten bei einer Abstimmung enthalten.
Dies geht aus einer Antwort der Bundesregierung (19/6175) auf eine
Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/5789) hervor. Der Antrag sah vor,
den Schutzstatus des Wolfes abzuschwächen, um ihn im Ausnahmefall
bejagen zu können. Die EU-Kommission hatte laut Antwort vorgeschlagen,
die Abstimmung zu verschieben, "bis aktuellere Informationen über den
Erhaltungszustand des Wolfes in der Union vorliegen". Deutschland habe
sich bei der Abstimmung über diesen Vorschlag enthalten, heißt es in
der Antwort.

Die Abstimmung über den Antrag der Schweiz im Ständigen Ausschuss
wurde unterdessen verschoben.

 * 

3. Vorbereitungen für den Brexit

Auswärtiges/Antwort auf Große Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung nimmt nach eigenem Bekunden die
Vorbereitungen auf einen Austritt Großbritanniens aus der EU sehr
ernst. Wie es in der Antwort (19/5892) auf eine Große Anfrage der
FDP-Fraktion (19/1932) heißt, würden seit Sommer 2016 Vorkehrungen für
alle Austrittsszenarien, auch für den Fall eines Austritts ohne
Austrittsabkommen, getroffen. Unterschieden werde dabei "zwischen
notwendigem nationalem Gesetzgebungsbedarf im Zusammenhang mit dem
Austritt und Verwaltungshandeln (zum Beispiel Aufstockung von Personal
in der Zollverwaltung) sowie sonstigem Handlungsbedarf (zum Beispiel
dem fortlaufenden Austausch mit Wirtschaft und Zivilgesellschaft)".

In vielen Bereichen könnte noch keine belastbare Aussage über die
Ausgestaltung der künftigen Beziehungen zwischen EU und Großbritannien
getroffen werden. "Die formellen Verhandlungen über die künftige
Partnerschaft können erst beginnen, wenn das Vereinigte Königreich ein
Drittstaat ist. Erst im Rahmen dieser Verhandlungen werden
Einzelheiten des tatsächlichen und rechtlichen Rahmens der künftigen
Beziehungen zwischen der EU und dem Vereinigten Königreich festgelegt
werden können."

Mit Blick auf den künftigen EU-Haushalt und die absehbare
Finanzierungslücke durch einen britischen Austritt schreibt die
Bundesregierung von einer "Herausforderung und Chance zur
Neuausrichtung der EU-Finanzen". Erforderlich sei eine "konsequente
Ausrichtung der Ausgabenstruktur und Mittelverteilung auf aktuelle
Prioritäten, Herausforderungen, Zukunftsthemen und einen europäischen
Mehrwert". Neben diesen Faktoren werde die Frage des Gesamtvolumens
des EU-Haushalts auch entscheidend von der Qualität des
Gesamtergebnisses der Verhandlungen sowie von einer fairen
Lastenteilung zwischen den Mitgliedstaaten abhängen.

Konsequenzen hat der Brexit laut Bundesregierung auch für die
Europäische Investitionsbank (EIB): Sie verlöre mit dem Austritt des
Vereinigten Königreichs aus der EU einen ihrer vier größten
Anteilseigner mit rund 16 Prozent. Vorgesehen sei, dass die Bank das
eingezahlte britische Kapital in Höhe von 3,5 Milliarden Euro über
zwölf Jahre zurückbezahlt, während das Vereinigte Königreich für
seinen Anteil am abrufbaren Kapital zum Zeitpunkt seines Austritts
eine Garantie übernimmt. Die Kapazität der EIB zur Kreditvergabe
verringere sich durch den Kapitalverlust. "Der Prozess einer
Kapitalsubstitution durch die verbleibenden Anteilseigner ist
eingeleitet", schreibt die Bundesregierung.

 * 

4. Einordnung neuer Züchtungsverfahren

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die Einordnung neuer Züchtungsverfahren mithilfe des
CRISPR/Cas-Verfahrens im Rahmen des europäischen Gentechnikrechts ist
Thema einer Kleinen Anfrage (19/6253) der FDP-Fraktion. Die
Abgeordneten fragen, wie sich die Bundesregierung nach dem Urteil des
Europäischen Gerichtshofes (EuGH) und der damit einhergehenden
Einordnung von klassischen Mutagenese-Verfahren als gentechnisch
veränderte Organismen (GVO) positioniert. Der EuGH hatte am 25. Juli
2018 festgestellt, dass alle Mutagenese-Verfahren als Gentechnik im
Sinne des Gentechnikrechts der EU einzustufen sind.

 * 

5. Geopolitische Gesamtstrategie erfragt

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion will wissen, "welche geopolitische
Gesamtstrategie" die Bundesregierung mit ihrer gegenwärtigen
Migrationspolitik verfolgt. Auch erkundigt sie sich in einer Kleinen
Anfrage (19/6298) unter anderem danach, "welches Verständnis von
Ethnien, Völkern, Kulturen, Brauchtum und Sprachgemeinschaften" die
Bundesregierung pflegt und welche Bedeutung sie dem Erhalt derselben
beimisst.

 * 

6. Organisierte Kriminalität in Deutschland

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Organisierte Kriminalität in Deutschland
thematisiert die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/6290).
Darin erkundigt sie sich danach, wie die Bundesregierung die
Entwicklung der Organisierten Kriminalität in Deutschland in den
vergangenen fünf Jahren bewertet. Auch fragt sie unter anderem, in wie
vielen Fällen nach Kenntnis der Bundesregierung das am 1. Juli 2017 in
Kraft getretene Gesetz zur Reform der strafrechtlichen
Vermögensabschöpfung zur Anwendung kam.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/7820: Heute im Bundestag Nr. 972 - 11.12.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 972

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 11. Dezember 2018, Redaktionsschluss: 09.28 Uhr

1. Fahrverbote sollen eingeschränkt werden

2. FDP fragt nach Lichtverschmutzung

3. Personal des Nationalen Begleitgremiums

4. Fragen zum Biodiversitäts-Monitoring

5. Waldschäden durch Trockenheit

6. Kupferanwendung im Weinbau



1. Fahrverbote sollen eingeschränkt werden

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/SCR) Die Bundesregierung will mögliche Fahrverbote
aufgrund der Überschreitung des EU-Grenzwertes für Stickstoffdioxid
einschränken. Sie sollen künftig in der Regel nur dann in Erwägung
gezogen werden können, wenn in den betroffenen Gebieten ein
Jahresmittelwert von 50 Mikrogramm pro Kubikmeter Luft überschritten
wird. Der EU-Grenzwert liegt bei 40 Mikrogramm pro Kubikmeter Luft.
Zudem sollen Kraftfahrzeuge der Schadstoffklassen Euro 6 sowie Euro
VI, bestimmte Euro 4 und 5 sowie unter bestimmten Bedingungen
nachgerüstete Busse, schwere Kommunalfahrzeuge und Handwerker- und
Lieferfahrzeuge (2,8 bis 7,8 Tonnen) von den Verkehrsverboten
ausgenommen werden. Dies sieht ein Gesetzentwurf der Bundesregierung
(19/6635) zur Änderung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes vor. Die
Bundesregierung hat den Entwurf als "besonders eilbedürftig" erklärt.

Die Bundesregierung begründet ihr Vorhaben damit, dass bei
Überschreitungen des Grenzwertes unterhalb von 50 Mikrogramm pro
Kubikmeter Luft ein Verkehrsverbot in der Regel nicht erforderlich und
unverhältnismäßig sei. Es sei davon auszugehen, dass der Grenzwerte
"bereits aufgrund der Maßnahmen, die die Bundesregierung schon
beschlossen hat", eingehalten werde. Bei Überschreitung oberhalb von
50 Mikrogramm pro Kubikmeter Luft könne die Anordnung von
Verkehrsverboten hingegen "geeignet, erforderlich und verhältnismäßig
im engeren Sinne sein", um die Einhaltung des Grenzwertes
sicherzustellen. Die Ausnahmen von diesen Verkehrsverboten für
bestimmte Euro 4 und Euro 5 sowie generell Euro 6 begründet die
Bundesregierung wiederum "aus Gründen der Verhältnismäßigkeit". Zudem
werde mit den Regelungen "auch die erforderliche Rechtssicherheit vor
Verkehrsverboten für Fahrzeuge mit einer geeigneten
Hardware-Nachrüstung geschaffen", heißt es in dem Entwurf.

 * 

2. FDP fragt nach Lichtverschmutzung

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die FDP-Fraktion thematisiert in einer Kleinen
Anfrage (19/6259) Lichtverschmutzung und die Folgen insbesondere für
Insekten. Von der Bundesregierung will die Fraktion unter anderem
wissen, in welcher Form sie Gemeinden unterstützt, alternative
Lichtkonzepte zu entwickeln und umzusetzen.

 * 

3. Personal des Nationalen Begleitgremiums

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die Personalsituation des Nationalen Begleitgremiums
(NBG) ist Thema einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/6262). In
der Anfrage problematisiert die FDP das Verhältnis zwischen dem
Anspruch des NBG auf Unabhängigkeit und der dienstlichen Angliederung
der NBG-Geschäftsstelle an das Umweltbundesamt und die Folgen dieses
Verhältnisses auf die Personalrekrutierung. Das NBG soll die Suche
nach einem Endlager für hochradioaktive Abfälle begleiten.

 * 

4. Fragen zum Biodiversitäts-Monitoring

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen greift in einer
Kleinen Anfrage (19/6283) den vom Bundesumweltministerium geplanten
Aufbau eines nationalen Monitoringzentrums für Biodiversität auf. Die
Fraktion will unter anderem wissen, welche Akteure daran beteiligt
sind und wie der Zeitablauf des Aufbaus aussieht. Die Grünen betonen,
dass "dringender Handlungsbedarf zur Standardisierung, Zusammenführung
und dauerhaften Bereitstellung von Daten zur Natur in Deutschland"
bestünde und bislang eine "bundesweite, flächendeckende Darstellung
von Beobachtungsdaten zu Lebewesen" fehle.

 * 

5. Waldschäden durch Trockenheit

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die FDP-Fraktion thematisiert die Folgen der
anhaltenden Trockenheit der letzten Monate und die Schäden durch
Stürme im vergangenen Jahr für die heimischen Wälder. In einer Kleinen
Anfrage (19/6255) wollen die Abgeordneten von der Bundesregierung
unter anderem wissen, wie hoch der finanzielle Schaden für das Jahr
2018 geschätzt wird. Außerdem soll dazu Stellung bezogen werden, ob
die Einrichtung eines kontinuierlichen forstlichen Schadenmonitorings
auf bundesweiter Ebene als sinnvoll oder notwendig erachtet wird.

 * 

6. Kupferanwendung im Weinbau

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die FDP-Fraktion stellt den Einsatz kupferhaltiger
Präparate als Pflanzenschutzmittel gegen Pilzkrankheiten in
landwirtschaftlichen Kulturen in den Mittelpunkt einer Kleinen Anfrage
(19/6254). Die Bundesregierung soll unter anderem die Einschätzung der
EFSA (Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit) beurteilen,
wonach der Einsatz von Kupferpräparaten in der Landwirtschaft negative
ökotoxikologische Auswirkungen habe. Darüber hinaus soll angegeben
werden, auf welcher Fläche und zu welchem Zweck in Deutschland
Kupferpräparate als Pflanzenschutzmittel ausgebracht werden.

 * 
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Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 971

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 10. Dezember 2018, Redaktionsschluss: 17.36 Uhr

1. Bankensektor hat sich stabilisiert

2. Einfluss der Digitalisierung auf Berufsbilder



1. Bankensektor hat sich stabilisiert

Finanzen/Anhörung

Berlin: (hib/HLE) Nach Feststellungen der Deutschen Bundesbank hat
sich der Bankensektor seit der Finanzkrise 2008 "deutlich
stabilisiert". Dies erklärte Bundesbank-Vorstandsmitglied Professor
Joachim Wuermeling in einer öffentlichen Anhörung des
Finanzausschusses am Montag. So habe sich die durchschnittliche
Kernkapitalquote der deutschen Kreditinstitute seit 2008 von 9,6
Prozent auf 16,8 Prozent fast verdoppelt. Auch der jüngste
Banken-Stresstest zeige, "dass die deutschen Banken genügend Kapital
haben, um einen erheblichen Einbruch der globalen Konjunktur, der die
deutsche Volkswirtschaft stark trifft zu überstehen". "Ja, die
Finanzinstitute sind heute besser aufgestellt", bestätigte auch Felix
Hufeld, Präsident der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht
(BaFin). Nach Ansicht von Professorin Isabel Schnabel (Universität
Bonn) können die Eigenkapitalanforderungen weiter erhöht werden, ohne
dass dies größere Probleme bereiten würde.

In der von der Ausschussvorsitzenden Bettina Stark-Watzinger (FDP)
geleiteten Anhörung ging es um zwei Anträge von Oppositionsfraktionen.
Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen fordert in einem Antrag (19/4052)
ein Bündel von Maßnahmen, um eine neue Finanzkrise zu verhindern. So
soll es eine stärkere Fusionskontrolle geben, damit verhindert wird,
"dass Kreditinstitute zu groß zum Scheitern werden. Sind sie bereits
zu groß, sollen sie entflochten werden." Ein Trennbankengesetz soll
dafür sorgen, dass Einlagen- und Handelsgeschäft getrennt werden. Für
Banken soll es zudem eine Schuldenbremse geben. Weitere Forderungen
sind die Einführung einer Finanztransaktionssteuer zur Entschleunigung
des Handels, die Schaffung eines geordneten Staateninsolvenzverfahrens
sowie die Ausbremsung finanzmarktgetriebener Immobilienspekulationen.
Förderpolitik und Kapitalanlagen des Bundes sollen auf die Ziele der
deutschen Nachhaltigkeitsstrategie ausgerichtet werden.

Für eine Finanztransaktionssteuer spricht sich auch die Fraktion Die
Linke aus. Mit umfangreichen Regulierungsmaßnahmen soll eine erneute
Finanzkrise verhindert werden, heißt es in ihrem Antrag (19/4241). Auf
EU-Ebene soll sich die Bundesregierung zudem für die Einführung eines
Finanz-TÜV für Finanzprodukte einsetzen. Weitere Forderungen betreffen
die Einführung einer Millionärssteuer und die Erhöhung der
öffentlichen Investitionsausgaben. Die nach Ausbruch der Krise
vorgenommen Regulierungen bezeichnet die Linksfraktion als
unzureichend. Trotz der Regulierungsankündigungen dürfe an
Finanzinstrumenten immer noch ohne vorherige Risikoprüfung alles in
Umlauf gebracht werden, was nicht ausdrücklich verboten sei. "Weil
sich damit sehr viel Geld verdienen lässt, werden von der
Finanzindustrie immer neue und meist komplexe Finanzinstrumente
entwickelt und vertrieben", schreiben die Abgeordneten. So seien
allein 2016 in Deutschland rund 3,2 Millionen neue Finanzprodukte im
Bereich Schuldtitel, strukturierte Produkte und Zertifikate auf den
Markt gebracht worden.

Die Deutsche Bundesbank sieht in ihrer Stellungnahme Risiken. Eine
"unerwartet starke Eintrübung der wirtschaftlichen Lage" könnte
Verwundbarkeiten im Bankensektor offenlegen. Kleine und mittelgroße
Institute könnten insbesondere bei starken Zinsänderungen Risiken
ausgesetzt werden. Wie mehrere andere Sachverständige beurteilte auch
Bundesbankvertreter Wuermeling die Verbindung von Staatsanleihen und
nationalem Bandensystemen in mehreren Ländern als problematisch. Diese
Risiken müssten reduziert werden. Dieser sogenannte
"Banken-Staaten-Nexus" sei die wichtigste und nach wie vor ungelöste
Herausforderung, urteilte Professor Jörg Rocholl von der European
School of Management and Technology in Berlin. Diese wechselseitige
Abhängigkeit von Staaten und Banken hätte mit Einführung der
Bankenunion 2012 gelockert werden sollen, sei jedoch "heute so eng wie
zuvor". Nach wie vor werde ein zu großer Teil der Verschuldung
europäischer Staaten von Banken in diesen Staaten finanziert; eine
angemessene Regulierung gebe es nicht. "Banken können demnach
prinzipiell unbegrenzt und ohne Eigenkapitalunterlegung in
Staatsanleihen investieren", kritisierte Rocholl. Die von den
Oppositionsfraktionen geforderte Einführung einer
Finanztransaktionsteuer lehnte er ab, weil die Einführung dieser
Steuer mit beträchtlichen negativen Konsequenzen für den Sekundärmarkt
von Staatsanleihen verbunden sei. Die Aufhebung der regulatorischen
Privilegien von Staatsanleihen bezeichnete Professorin Heike Joebges
von der Hochschule für Technik und Wirtschaft Berlin als nicht
sinnvoll. Dadurch würde es zu noch stärkeren Unterschieden bei den
Renditen auf Staatsanleihen in Europa kommen, was der Integration von
Banken- und Kapitalmarkt entgegenstehen werde. Die Einführung einer
Finanztransaktionssteuer hielt Joebges wiederum für sinnvoll. Sie
sprach sich zudem für eine Regulierung von Schattenbanken aus. Für
eine generelle Finanztransaktionssteuer votierte auch der
Wirtschaftsforscher Stephan Schulmeister. Er schlug vor, den heutigen
Fließhandel an den Börsen durch Auktionen, die etwa alle drei Stunden
stattfinden sollten, zu ersetzen. Dann gebe es nur alle drei Stunden
Kursdaten, und das "Trading" werde eingeschränkt

Im Zusammenhang mit der Debatte um Absicherung von Krediten und
Anleihen warnte der Deutsche Sparkassen und Giroverband davor,
sogenannte "grüne Kredite", die nach Nachhaltigkeitskriterien vergeben
werden, durch eine geringere Eigenkapitalunterlegung zu begünstigen.

Ob die seit der Finanzkrise getroffenen Regulierungsmaßnahmen
ausreichen würden, wurde von einigen Sachverständigen bezweifelt.
Professorin Dorothea Schäfer von Deutschen Institut für
Wirtschaftsforschung (DIW) in Berlin sagte, die Politik habe
prinzipiell die richtigen Maßnahmen ergriffen. Skeptisch zeigte sie
sich, ob die Bankenabwicklung praktikabel sei und ob sich einige
Großbanken im Falle eines Falles tatsächlich abwickeln ließen.
Angesichts früherer Banken-Rettungsmaßnahmen auf Kosten der
Steuerzahler (Bail-out) sprach Nicolas Vernon (Bruegel and Peterson
Institute) von einer "Kleinen Revolution", dass jetzt das Prinzip des
Bail-in (Beteiligung zunächst von Aktionären und Gläubigern) gebe.
Dass der Verbraucherschutz immer noch unzureichend sei, stellte Dirk
Ulbricht vom Institut für Finanzdienstleistungen in Hamburg fest: "Es
wird nicht ausreichend kontrolliert, wie den Verbrauchern
Finanzprodukte verkauft werden." Auch nach der Lehman-Pleite würden
Anleger regelmäßig "geprellt und offensichtlich falsch beraten", sagte
Ulbricht mit Blick auf den Container-Verkäufer P&R, durch dessen
Zusammenbruch Anleger vermutlich mehrere Milliarden Euro verloren
haben.

Professor Gunther Schnabl (Universität Leipzig) sprach sich für eine
vorsichtige geldpolitische Straffung durch Zinsanhebungen aus. Dann
könne ein "an den Prinzipien der Finanzstabilität ausgerichteter
behutsamer Abbau der Regulierung" erfolgen. Immer stärkere Regulierung
könne nicht die Lösung sein. Eine Anhebung der Zinsen könne auch für
ein Nachlassen der Spekulation sorgen.

Auf Fragen, inwieweit sich eine mögliche neue Finanzkrise voraussagen
lasse, meinte Professorin Martina Metzger (Hochschule für Wirtschaft
und Recht Berlin), es sei eine Illusion, zu glauben, man könne alles
voraussehen. Ähnlich äußerte sich Hufeld. "Es gibt keine absolute
Sicherheit", stellte auch Wuermeling fest.

 * 

2. Einfluss der Digitalisierung auf Berufsbilder

Berufliche Bildung in der digitalen Arbeitswelt/Anhörung

Berlin: (hib/LBR) Die Einschätzungen des Bundesinstituts für
Berufsbildung (BIBB) und des Instituts für Arbeitsmarkt- und
Berufsforschung (IAB) sind am Montag Thema einer öffentlichen Anhörung
der Enquete-Kommission "Berufliche Bildung in der digitalen
Arbeitswelt" gewesen. In der fünften Sitzung des Gremiums unter
Vorsitz von Stefan Kaufmann (CDU) stellten Experten der Institute den
Stand der beruflichen Aus- und Weiterbildung in der digitalen
Arbeitswelt vor und antworteten auf die Fragen der Abgeordneten und
Sachverständigen.

Neben der Mitwirkung an der Entwicklung, Implementation und Evaluation
bundesweit gültiger Aus- und Fortbildungsregelungen finde am BIBB auch
Bildungsforschung zur Stärkung der beruflichen Bildung statt, erklärte
BIBB-Forschungsdirektor Hubert Ertl in der öffentlichen Anhörung. In
der Forschung zeige sich "ein großes Spektrum von weitgehend
digitalisierten Wirtschaftszweigen bis hin zu wenig von der
Digitalisierung berührten Wirtschaftsbereichen", berichtete Ertl. Die
Digitalisierung beschleunige dabei den Strukturwandel hin zu einer
Dienstleistungsgesellschaft. Allerdings gehe man in Prognosen für das
Jahr 2035 davon aus, dass unter Einbezug der demographischen
Entwicklung die Beschäftigungsquote beständig bleibe. "Natürlich wird
es aber einen großen Umschwung auf dem Arbeitsmarkt geben. Immerhin
sind 16 Prozent der Beschäftigungsverhältnisse betroffen", sagt Ertl.

Nehme man eine Mikroperspektive ein, zeige sich ein sehr
unterschiedliches Ausmaß der Digitalisierung in den
Ausbildungsberufen: Beim Mediengestalter seien über 80 Prozent der
Aufgaben digitalisiert, bei Landwirten hingegen nur etwa 30 Prozent,
sagte Ertl. Er prognostizierte, dass die Arbeitsorganisation
vernetzter werde und die Notwendigkeit von Selbstlernkompetenzen durch
die Digitalisierung verstärkt werde. Dabei müssten insbesondere auch
die mediendidaktischen Kompetenzen des Bildungspersonals, zum Beispiel
durch Weiterbildung gestärkt werden, betonte er.

Für 2023 gehe die Forschung von einer
Automatisierungswahrscheinlichkeit von Berufen in Höhe von 47 Prozent
aller Berufe aus. Diese sei für das IAB allerdings nicht realistisch,
sagte Britta Matthes (IAB): "Nicht Berufe, nur Tätigkeiten sind
ersetzbar", stellte sie klar. In einer Untersuchung habe man
stattdessen die Substituierbarkeitspotenziale einzelner Berufsfelder
analysiert: Für den Lager- und Transportarbeiter zeige sich etwa, dass
2016 bereits 86 Prozent der Tätigkeit durch technische Möglichkeiten
ersetzt werden könne. "Wir erwarten die stärksten Veränderungen in
Verkehrs- und Logistikberufen", sagte Matthes. In Berufen, die mit der
Digitalisierung Schritt gehalten hätten, etwa in der Krankenpflege,
zeige sich, dass die Veränderungen nicht zur Erhöhung der Potenziale
beigetragen haben.

Bereits im Jahr 2013 seien 15 Prozent der Arbeitnehmer in Berufen
tätig gewesen, in denen 70 Prozent der Tätigkeit durch Maschinen
erledigt werden können. Dieser Wert habe nur drei Jahre später schon
bei 25 Prozent gelegen, betonte Matthes. "Dazu kommt, dass sich die
Regionen sehr unterschiedlich entwickeln", berichtete sie. "Es hat
sich gezeigt, dass Berufsbilder nur selten mit technologischen
Entwicklungen Schritt halten können", sagte sie. Daher müsse der
Prozess des Erstellens von Ausbildungsordnungen überdacht werden. Um
Passungsproblemen, also dem Auseinanderklaffen zwischen Angebot und
Nachfrage zu entgegnen, müsse zudem mehr über Umschulungen nachgedacht
werden.

Ute Leber (IAB) berichtete von einem Rückgang der betrieblichen
Ausbildungsbeteiligung, insbesondere im kleinbetrieblichen Segment:
"Wir sehen einen starken Anstieg bei der Nichtbesetzungsquote,
insbesondere in Ostdeutschland," sagte Leber. Mehr als 50 Prozent der
Ausbildungsstellen seien nicht besetzt und die vergebenen Plätze
konzentrierten sich auf bestimmte Branchen und Berufe. Die Zahl der
vorzeitig aufgelösten Ausbildungsverträge kumuliere vor allem in
Branchen wie der Gastronomie und Beherbergung, aber auch im
Baugewerbe, sagte Leber. Bei der betrieblichen Weiterbildung lasse
sich hingegen ein Anstieg erkennen: So nehme ein Drittel aller
Beschäftigten an Weiterbildungen teil - die Weiterbildungschancen
seien dabei allerdings sehr ungleich verteilt: "Diejenigen, deren
Tätigkeit in der Zukunft deutlich stärker von der Digitalisierung
betroffen sein könnten, sind deutlich weniger repräsentiert",
resümierte Leber.

Die Abgeordneten und Sachverständigen fragten unter anderem, ob eine
frühe Spezialisierung in der Ausbildung in der Zukunft noch sinnvoll
sei und ob eher Arbeitsplatzprofile und eine Art Bausteinprinzip
notwendig seien. Auch die Frage, ob die Klein- und Kleinstbetriebe
stärker in den Fokus genommen werden müssten, interessierte die
Mitglieder der Enquete-Kommission in ihren Nachfragen.

 * 
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Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 970

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 10. Dezember 2018, Redaktionsschluss: 16.53 Uhr

1. KI-Strategie im Fokus

2. Expertenmehrheit für Tabakwerbeverbot



1. KI-Strategie im Fokus

Künstliche Intelligenz - Gesellschaftliche Verantwortung und
wirtschaftliche Potenziale/Ausschuss

Berlin: (hib/SCR) Die Enquete-Kommission "Künstliche Intelligenz -
Gesellschaftliche Verantwortung und wirtschaftliche Potenziale" hat
sich in ihrer Sitzung am Montag mit der jüngst vorgestellten Strategie
der Bundesregierung zur Künstlichen Intelligenz (KI) befasst. Dazu
berichteten drei Vertreter der federführenden Bundesministerien für
Wirtschaft und Energie (BMWi), Bildung und Forschung (BMBF) sowie
Arbeit und Soziales (BMAS).

Um Künstliche Intelligenz (KI) in Deutschland zu fördern und die
Wettbewerbsfähigkeit des Landes zu sichern, will die Bundesregierung
laut Strategie (19/5880) bis 2025 zirka drei Milliarden Euro zur
Verfügung stellen. Die Bundesregierung geht davon aus, dass die Mittel
eine Hebelwirkung in Wirtschaft, Wissenschaft und Ländern entfalten,
die mindestens zu einer Verdoppelung der Mittel führen werde. In der
Strategie skizziert die Bundesregierung Ziele und Handlungsfelder der
kommenden Jahre. Grundlegend soll nach Willen der Bundesregierung
Forschung, Entwicklung und Anwendung der KI in Deutschland und Europa
auf ein "weltweit führendes Niveau" gebracht werden. "Artificial
Intelligence (AI) made in Germany" solle zu einem weltweit anerkannten
Gütesiegel werden, heißt es in der Strategie. Die Bundesregierung
sieht als einen zweiten Zielvektor die "verantwortungsvolle und
gemeinwohlorientierte Entwicklung und Nutzung von KI" an. Als dritte
Zielorientierung ist in der Strategie vorgesehen, einen breiten
gesellschaftlichen Dialog zu führen und die Entwicklung aktiv zu
gestalten, um KI "ethisch, rechtlich, kulturell und institutionell in
die Gesellschaft" einzubetten.

Oliver Wittke (CDU), Parlamentarischer Staatssekretär im BMWi, betonte
die Bedeutung der Schlüsseltechnologie KI: "Wenn wir den Wohlstand
steigern wollen, dann müssen wir die Entwicklung vorantreiben." "KI
made in Germany" sei Teil einer europäischen Antwort auf den
Wettbewerb mit China und den Vereinigten Staaten. Aus
wirtschaftspolitischer Sicht bestünden "große Chancen in der KI". Die
Technologie werde Treiber künftiger Produktivitätssteigerungen sein,
prognostizierte der Staatssekretär. Wittke ging dabei auch auf die
erwarteten Umbrüche ein: "Wir können nicht Jobs vor dem Fortschritt
schützen." Wichtig sei es vielmehr, Beschäftigte zu unterstützen, sich
entsprechend weiterzubilden. "Nur mit Akzeptanz wird KI erfolgreich
sein", so der Christdemokrat. Wittke verwies darauf, dass die
KI-Strategie der Bundesregierung unter anderem als ein Ziel
formuliere, Deutschland als KI-Standort zu stärken. Bei der
Grundlagenforschung sei Deutschland etwa mit dem Deutschen
Forschungszentrum für Künstliche Intelligenz sowie
Max-Planck-Instituten sehr gut aufgestellt. Problematisch sei
allerdings der Transfer in die Wirtschaft sowie die
Anwendungsforschung. Dazu müsse die KI-Kompetenz kleiner und mittlerer
Unternehmen gestärkt werden, sagte Wittke und verwies auf
entsprechende Maßnahmen der KI-Strategie.

Michael Meister (CDU), Parlamentarischer Staatssekretär im BMBF, hob
hervor, dass das Ministerium schon seit 30 Jahren mit KI befasst sei.
Es sei aber "sehr lange als reines Forschungsthema gesehen worden".
Das habe sich inzwischen geändert. Meister stellte heraus, dass in der
KI-Strategie zahlreiche Vorhaben enthalten seien, die das BMBF
betreffen. Wichtig sei es unter anderem, "Talente anzulocken und in
Köpfe zu investieren". Rein übers Geld werde das aber nicht gelingen,
sagte der Staatssekretär mit Blick auf die privatwirtschaftliche
Konkurrenz in den USA. Wichtig sei vielmehr, ansprechende
Arbeitsbedingungen zu schaffen. Meister verwies zudem auf die in der
Strategie angekündigten 100 neuen KI-Professuren. Dazu sei die
Bundesregierung aber auf die Mitwirkung der Länder angewiesen. Neben
der Schaffung dezentraler Forschungsstrukturen und der Vernetzung mit
Frankreich hob Meister ebenfalls die Bedeutung des Wissenstransfers
zwischen Forschung und Wirtschaft hervor.

Hubertus Heil (SPD), Bundesminister für Arbeit und Soziales, sagte,
die KI-Anwendung sei noch in einer frühen Phase. Damit gebe es noch
Zeit, arbeits- und sozialpolitisch zu gestalten. Das müsse die Politik
auch tun, um zu verhindern, dass KI spaltend wirke. Dabei gehe es um
"Chancen und Schutz im Wandel und nicht Schutz vor dem Wandel", sagte
der Minister. Heil verwies auf den Fachkräftemonitor seines Hauses,
nach dem bis 2025 durch den technologischen Wandel 1,3 Millionen Jobs
verschwinden, aber gleichzeitig bis zu 2,1 Millionen neue Jobs
entstehen könnten. Diese und andere Studien böten zwar keine absolute
Gewissheit. Sie seien aber "so wahrscheinlich, dass wir uns darauf
einstellen sollten". Als eine der wesentlichen, auch in der
KI-Strategie benannten Herausforderungen hob Heil die Weiterbildung
hervor. Dies sei zunächst Aufgabe der Unternehmen. Allerdings gebe es
bei kleinen und mittleren Unternehmen Anlass zur Sorge mit Blick auf
die Geschwindigkeit des Prozesses. Dabei unterstütze die
Bundesregierung unter anderem mit dem jüngst beschlos
senen Qualifizierungschancengesetz. Zudem muss laut Minister eine
"Kultur der Weiterbildung" etabliert werden. Heil ging außerdem auf
die Veränderungen der digitalen Arbeitswelt und ihre Folgen für
betriebliche Mitbestimmung und Arbeitnehmerrechte ein. Die
Mitgestaltung der Entwicklung durch die Beschäftigten sei wichtig für
die Akzeptanz der Entwicklung, betonte Heil. Grundsätzlich dürfe es
aber keine "Schnellschüsse" beim Regulieren geben, sagte der Minister.
Die Bundesregierung wolle dazu "betriebliche Experimentierräume"
unterstützen.

 * 

2. Expertenmehrheit für Tabakwerbeverbot

Ernährung und Landwirtschaft/Ausschuss

Berlin: (hib/EIS) Die Einführung eines umfassenden Tabakwerbeverbots
wird von Experten mehrheitlich befürwortet. In einer öffentlichen
Anhörung des Ausschusses für Ernährung und Landwirtschaft am
Montagnachmittag haben sich sechs von acht Sachverständige wohlwollend
über einen entsprechenden Antrag der Fraktion Die Linke (19/2539) und
einen Gesetzentwurf der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/1878)
geäußert. Die Linksfraktion forderte darin ein umfassendes Verbot
aller Formen der Kino- und Außenwerbung für Tabakprodukte, ein Verbot
der kostenlosen Abgabe von Tabakerzeugnissen, ein Verbot des
Tabaksponsorings sowie ein Verbot des gezielt an Jugendliche
gerichteten Tabakmarketings. Deutschland habe das Rahmenübereinkommen
der Weltgesundheitsorganisation (WHO) zur Eindämmung des
Tabakgebrauchs unterzeichnet, aber nicht umgesetzt, kritisieren die
Abgeordneten. Die Grünen traten ebenfalls für ein Werbeverbot für
Tabakerzeugnisse, elektronische Zigaretten und Nachfüllbehälter ein
und wandten sich gegen die kostenlose Abgabe von Tabakerzeugnissen.
Deutschland sei das einzige Land in der EU, in dem großflächige
Außenwerbung auf Plakaten oder Tabakwerbung im Kino noch immer erlaubt
seien, heißt es in der Vorlage. Mit dem Gesetzentwurf sollen
"vermeidbare Risiken für die menschliche Gesundheit insbesondere bei
Kindern und Jugendlichen reduziert werden".

Frank Henkler-Stephani vom Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR)
stellte in der Anhörung fest, dass die Raucherquote mit 25 Prozent in
Deutschland deutlich höher liege als in vergleichbaren
Industrieländern wie den Niederlanden und Großbritannien, Der
Wissenschaftler erläuterte, dass in den Vergleichsländern
weitreichende Werbebeschränkungen gelten würden. Nach toxikologischen
Kriterien sei die Tabakzigarette das mit Abstand risikoreichste
Tabakerzeugnis. Die rund 120.000 Todesfälle im Zuge des Tabakkonsums
seien im Wesentlichen auf die Tabakzigaretten zurückzuführen.
Zumindest im Bereich der Zusatzstoffregulierung seien in den
vergangenen Jahren wichtige Fortschritte erzielt worden, sagte der
Wissenschaftler, hinsichtlich der Werbeverbote hingegen noch nicht.

Gegen ein Totalwerbeverbot wandte sich Jan Mücke vom Deutschen
Zigarettenverband e.V. (DZV), denn Tabakwerbung, die sich an Kinder
und Jugendliche richte, sei bereits gesetzlich verboten. Nach den
Zahlen der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung sei in den
letzten 15 Jahren die sogenannte Raucherprävalenz bei Kinder?n und
Jugendlichen von 28 Prozent auf 7,4 Prozent gesunken. Das sei der
gemeinsame Erfolg durch Aufklärung, Prävention und die strikte
Anwendung von Kinder- und Jugendschutzregeln durch den Handel und die
Industrie. Die fehlende Verfügbarkeit sei das beste Instrument, um den
Kinder- und Jugendschutz sicherzustellen. Weil bereits jetzt ein
weitreichendes Tabakwerbeverbot durchgesetzt sei, würde ein
vollständiges Verbot der Werbung allerdings einen Eingriff in die
Freiheitsrechte der Unternehmen darstellen, argumentierte Mücke. Ein
Totalwerbeverbot wäre demnach verfassungswidrig.

Aus juristischer Sicht sprach sich Christoph Degenhart von der
Universität Leipzig ebenfalls gegen ein Totalverbot aus, das er als
unverhältnismäßig bewertete. Denn es gehe bei dieser Frage nicht nur
um die Tabakwerbung, sondern die Vorstöße für ein Totalverbot hätten
generell eine Pilotfunktion für Verbote und Reglementierungen für
Produkte und Dienstleistungen, die als schädlich oder als sozial
unverträglich gewertet werden. Auch wenn die Initiativen Ausdruck
staatlicher Fürsorge seien, dürfe die Fürsorge nicht erdrückend wirken
und im Widerspruch zur grundgesetzlichen Autonomie des Einzelnen
stehen. Außerdem sei die Begründung für die Verbotserweiterung,
Jugendliche schützen zu wollen, verfassungsrechtlich nicht hinreichend
legitimiert, denn es gelte in dieser Hinsicht bereits ein Verbot.
Degenhart bewertete ein mögliches Verbot der Außenwerbung als
intensiven Grundrechtseingriff, weil auch die Werbung Ausdruck
grundgesetzlicher kommunikationsrechtlicher Freiheit sei und
grundrechtlich geschützt. Es sei nicht Aufgabe des Staates, einzelne
Erwachsene vor sich selbst zu schützen.

Für ein umfassendes Werbeverbot sprach sich Reiner Hanewinkel vom
IFT-Nord Institut für Therapie- und Gesundheitsförderung aus.
Untersuchungen hätten ergeben, dass Werbung für Tabak und E-Zigaretten
für Kinder und Jugendliche eine Rolle spiele. Zahlreiche Studien
würden belegen, dass Tabakwerbung als eigenständiger Risikofaktor für
die Initiierung des Rauchens angesehen werden müsse. Auch neue
Tabaksticks und E-Zigaretten sollten nach Meinung von Hanewinkel
verboten werden. Darüber hinaus müsse auch die E-Zigarettenwerbung in
ihrem Einfluss auf das Verhalten der Kinder mit in die
Verbotsbemühungen einbezogen werden. Auch Tobias Effertz von der
Universität Hamburg stimmte den Verbotsforderungen zu. Nach Schätzung
des Wissenschaftlers kosten die Folgen des Rauchens die Gesellschaft
jedes Jahr 97 Milliarden Euro. Insbesondere erwachsene Raucher würden
trotz der gesunkenen Raucherprävalenzen bei den Jugendlichen verstärkt
weiterrauchen. Alle Sozialversicherungszweige könnten davon
profitieren, wenn das Rauchen insgesamt weiter zurückgeführt werden
würde. Bei der Außenwerbung und Kinowerbung handele es sich um
effektive Maßnahmen zur Begünstigung und Verstetigung des
Tabakrauchens bei Jugendlichen und Heranwachsenden. Die nach wie vor
bestehenden Werbemöglichkeiten der Tabakindustrie hätten in den
vergangenen Jahren dazu beigetragen, dass der Rückgang der Raucher in
Deutschland nur sehr gering ausgefallen sei, meinte Effertz. Deshalb
sollten auch die E-Zigaretten vom Werbeverbot eingeschlossen werden,
denn dahinter stehe ebenfalls das Produkt Nikotin.

Daniel Kotz von der Heinrich-Heine-Universität in Düsseldorf
befürwortete ebenfalls ein umfassendes Werbeverbot, das alle Formen
von Werbung, Promotion und Sponsoring einbeziehen sollte sowie alle
alternativen Tabakprodukte wie E-Zigaretten, Tabakerhitzer und
Wasserpfeifen. Es sei leicht mit dem Rauchen anzufangen, aber
unendlich schwer damit aufzuhören. Die Folgen des Tabakrauchens seien
verheerend und das Rauchen der größte vermeidbare Risikofaktor für
zahlreiche Erkrankungen. Nach Ansicht des Wissenschaftlers ist die
Tabakwerbung eine wichtige Ursache für den anhaltend hohen Tabakkonsum
in Deutschland.

Ute Mons vom Deutschen Krebsforschungszentrum in Heidelberg
bezeichnete Tabakkonsum als das größte vermeidbare Krebsrisiko dieser
Zeit. Allein in diesem Jahr könnten 85.000 Krebsneuerkrankungen und
damit jede fünfte Krebserkrankung auf das Rauchen zurückgeführt
werden. Mons sah ein Werbeverbot ebenfalls als erforderlich an, denn
es gebe einen kausalen Zusammenhang zwischen Tabakwerbung und einem
erhöhten Tabakkonsum. Werbung für Tabakerzeugnisse werde nicht nur von
erwachsenen Rauchern, sondern auch von Jugendlichen wahrgenommen und
befördere den Einstieg. Ein Außenwerbeverbot sei deshalb erforderlich
und würde eine Schutzlücke schließen.
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BUNDESTAG/7817: Heute im Bundestag Nr. 969 - 10.12.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 969

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 10. Dezember 2018, Redaktionsschluss: 15.50 Uhr

1. Expertenkritik an Datenschutzregelungen



1. Expertenkritik an Datenschutzregelungen

Inneres und Heimat/Anhörung

Berlin: (hib/HAU) Während einer Expertenanhörung zu dem von der
Bundesregierung vorgelegten "Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur
Anpassung des Datenschutzrechts an die Verordnung (EU) 2016/679 und
zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/680" (19/4674, 19/5414) hat es
Kritik an dem von der Bundesregierung gewählten "Omnibusverfahren"
gegeben. Der Gesetzentwurf sieht laut Bundesregierung in 154
Fachgesetzen fast aller Ressorts Änderungen vor. Zu den
Regelungsschwerpunkten zählen dabei der Vorlage zufolge etwa
Anpassungen von Begriffsbestimmungen und von Rechtsgrundlagen für die
Datenverarbeitung sowie Regelungen zu den Betroffenenrechten.

Professor Hartmut Aden von der Hochschule für Wirtschaft und Recht
Berlin sagte in der Anhörung des Innenausschusses am Montag, es sei
richtig, dass die Bundesregierung die längst überfällige Anpassung der
nationalen Datenschutzregelungen vor dem Hintergrund der europäischen
Datenschutzpakete, zu denen auch die EU-Datenschutz-Grundverordnung
(DSGVO) gehöre, angehen wolle. Einiges in dem sehr umfangreichen
Gesetzentwurf habe allerdings mit den europäischen
Datenschutzschutzvorgaben nichts zu tun. Inhalte, die mit zusätzlichen
Grundrechtseingriffen verbunden seien, sollten aber nach Auffassung
Adens "im Hinblick auf das Demokratieprinzip", nicht in einem
Omnibusgesetz sondern in einem gesonderten Gesetzentwurf geregelt
werden. Der Rechtswissenschaftler führte als Beispiel die "umfängliche
zusätzliche Datenspeicherung" im Gesetz über die Errichtung einer
Bundesanstalt für den Digitalfunk der Behörden und Organisationen mit
Sicherheitsaufgaben (BDBOS-Gesetz) an.

Kritik gab es auch von der Datenschutzexpertin Kirsten Bock. Ziel der
DSGVO sei es, durch einen soliden und klar durchsetzbaren Rechtsrahmen
mehr Sicherheit und Vertrauen für Bürger, Wirtschaft und Staat zu
schaffen. Dies sei aber nur dadurch zu erreichen, indem bei den
nationalen Umsetzungen sorgsam und behutsam mit den in der EU-Vorgabe
enthaltenen Öffnungen vorgegangen werde. Der vorliegende Gesetzentwurf
schaffe es jedoch nicht, das Datenschutzrecht übersichtlicher und
verständlicher zu machen, kritisierte Bock. Auch sie bemängelte die
Befugnisausweitung im BDBOS-Gesetz. Zudem dienten die "vielfältigen
Einschränkungen der Betroffenenrechte" nicht dem Ziel der
Vertrauensbildung.

Mit dem Gesetzentwurf stehe die Bundesregierung "weiter auf der
Bremse", sagte Stefan Brink, Landesbeauftragter für Datenschutz und
Informationsfreiheit des Landes Baden-Württemberg. Anstatt den Schwung
der DSGVO aufzugreifen und zu begreifen, "dass die Zukunft der
Datenverarbeitung aus europäischer Sicht und als globales
Alleinstellungsmerkmal nur in einer unauflöslichen Verbindung von
Digitalisierung und Datenschutz liegen kann", ergehe sich der Entwurf
in einem "Klein-Klein der Beschränkung von Betroffenenrechten",
kritisierte Brink. Für hochproblematisch halte er es, die sich in
Deutschland bewährte Position des betrieblichen
Datenschutzbeauftragten in Frage zu stellen. "Das sollten wir nicht
tun", betonte Brink.

Malte Engeler, Richter beim Schleswig-Holsteinischen
Verwaltungsgericht, ging auf Artikel 85 DSGVO ein, womit das Recht auf
Schutz personenbezogener Daten mit dem Recht auf freie
Meinungsäußerung und Informationsfreiheit, einschließlich der
Verarbeitung zu journalistischen und zu wissenschaftlichen,
künstlerischen oder literarischen Zwecken - also der
Meinungsäußerung - in Einklang gebracht werden solle. Die Schaffung
einer gesetzlichen Grundlage für die Verarbeitung von
personenbezogenen Daten zu Zwecken der Meinungsäußerung sei dringend
zu empfehlen, sagte Engeler. Ohne sie drohe das Datenschutzrecht zu
einer Gefahr für die Meinungsfreiheit zu werden, warnte er.

Jutta Gurkmann vom Verbraucherzentrale Bundesverband (vzbv) verwies
darauf, dass in Zeiten der Digitalisierung Marktmacht auch mit der
Verfügbarkeit von Daten zusammenhänge. Entsprechend schaffe sich
jemand, der Daten unbefugt nutzt, einen "Vorsprung durch Rechtsbruch".
Das müsse durch die Wettbewerbsordnung unterbunden werden können,
forderte Gurkmann. Das Datenschutzrecht könne im Einzelfalle auch
Zwecken der Marktverhaltensregelung dienen, sagte die
Verbraucherschützerin. In solchen Fällen sei Datenschutz
Wettbewerbsschutz und müsse als solcher auch durchsetzbar sein,
forderte sie.

Annette Karstedt-Meierrieks vom Deutschen Industrie- und
Handelskammertag (DIHK) machte deutlich, dass kleinere und mittlere
Unternehmen (KMU) mit der Umsetzung der DSGVO verhältnismäßig stärker
belastet seien als größere und große Unternehmen. Der Gesetzentwurf
müsse also auch dazu dienen, "gewisse Entlastungen zu schaffen", sagte
die DIHK-Vertreterin. Sie sprach sich dafür aus, die Pflicht zur
Bestellung eines betrieblichen Datenschutzbeauftragten auf den
gewerblichen Bereich zu beschränken. Zudem sollten Unternehmen erst ab
20 und nicht schon ab zehn Mitarbeitern die Pflicht zur dauerhaften
Bestellung haben. Mit Blick auf Sorgen vor einer Abmahnwelle als Folge
des DSGVO räumte Karstedt-Meierrieks ein, dass es diese so bislang
noch nicht gegeben habe. Dennoch herrsche bei den Unternehmen
Rechtsunsicherheit. Der DIHK fordere daher, dass DSGVO-Verstöße nicht
über das Gesetz gegen unlauteren Wettbewerb (UWG) abgemahnt werden
können, sagte sie.

Professor Helmut Köhler von der Ludwig-Maximilians-Universität München
regte die Nutzung einer Öffnungsklausel in der DSGVO an, wodurch
Verbraucherverbände befugt würden, "im eigenen Namen gebündelt die
Individualrechte betroffener Personen mit deren Zustimmung, aber ohne
deren Auftrag außergerichtlich und gerichtlich durchzusetzen". Es gehe
um das Interesse aller Bürger am Schutz ihrer personenbezogenen Daten
vor einer rechtswidrigen Verarbeitung dieser Daten durch alle
denkbaren Verantwortlichen und Auftragsverarbeiter. Damit die Verbände
diese zusätzliche Aufgabe übernehmen könnten, müsste ihnen lediglich
der Gesetzgeber durch Umsetzung des Artikel 80 II "einen Schritt
entgegenkommen", sagte Köhler.

Was die Pflicht zur Bestellung eines betrieblichen
Datenschutzbeauftragten angeht, so habe Deutschland schon von einer
Öffnungsklausel Gebrauch gemacht, sagte Professor Meinhard Schröder
von der Universität Passau. Eine angedachte Erleichterung könne sich
aber als trügerisch erweisen, gab er zu bedenken. Schließlich blieben
die materiellen datenschutzrechtlichen Pflichten des Verantwortlichen
oder Auftragsverarbeiters unverändert bestehen. Der
Datenschutzbeauftragte, so Schröders Anregung, dürfe nicht nur als
Belastung sondern müsse vielmehr als Hilfestellung bei der
Aufgabenerfüllung angesehen werden.
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EUROPA/1574: Wir wollen Europa zum Kontinent der Chancen machen


FDP-Pressemitteilung vom 10. Dezember 2018

BEER: Wir wollen Europa zum Kontinent der Chancen machen



Zur Verabschiedung des Europawahlprogrammentwurfs der Freien
Demokraten durch den FDP-Bundesvorstand erklärt FDP-Generalsekretärin
Nicola Beer:

"Europa steht an einem Scheideweg: Die Europäer müssen jetzt den Mut
haben, endlich grundlegende Reformen bei Inhalten und Struktur
anzugehen, um Europa zu verändern. Ansonsten wird sich der Stillstand
bei gleichzeitiger Aushöhlung durch Populisten aus nahezu allen
Mitgliedsstaaten fortsetzen.

Die Herausforderung, wie wir wieder internationaler Vorreiter bei
Innovationen werden und Bildungsfreizügigkeit garantieren, gemeinsam
innere und äußere Sicherheit besser sicherstellen, eine
Migrationspolitik organisieren, die ordnet und steuert, wie wir den
Binnenmarkt bei Digitalisierung und Energie vollenden sowie bei der
Euro- und der Finanzpolitik auf Stabilität setzen, müssen nun
angegangen werden.

Mit unserem Programmentwurf machen wir hier klare Vorschläge, wie wir
die Zukunft Europas gestalten und Europa für alle Bürgerinnen und
Bürger zum Kontinent der Chancen machen wollen. Jetzt blicken wir mit
Freude auf unseren Europaparteitag am 27. Januar, auf dem das
Europawahlprogramm diskutiert und beschlossen werden wird."

 * 
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SICHERHEIT/748: Untersuchungsausschuss zur Berateraffäre wird unumgänglich


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 11. Dezember 2018

STRACK-ZIMMERMANN: Untersuchungsausschuss zur Berateraffäre wird
unumgänglich



Zu den Medienberichten über die Aussageverweigerung der ehemaligen
Staatssekretärin Suder vor dem Verteidigungsausschuss erklärt die
verteidigungspolitische Sprecherin der FDP-Fraktion Dr. Marie-Agnes
Strack-Zimmermann:

"Wir bedauern sehr, dass die ehemalige Staatssekretärin Suder unserer
Einladung in die Sitzung des Verteidigungsausschusses nicht folgt.
Die Fraktion der Freien Demokraten will Transparenz und eine
sachliche Aufklärung der Berateraffäre. Als ehemals verantwortliche
Staatssekretärin könnte Frau Suder dazu sicherlich viel beitragen.
Ihre Weigerung wird die Aufklärung der undurchsichtigen Vorgänge im
Ministerium jedoch erschweren. Das Angebot, unsere Fragen schriftlich
zu beantworten, kann ein ausführliches persönliches Gespräch im
Verteidigungsausschuss nicht ersetzen. Die FDP-Fraktion wird nach der
morgigen Sitzung beurteilen, ob ein Parlamentarischer
Untersuchungsausschuss notwendig ist. Nach der bisherigen
Blockadehaltung von Bundesverteidigungsministerin von der Leyen und
nun auch von Frau Suder wird dieser unumgänglich."

 * 
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UMWELT/889: Klima-Regeln müssen für alle Staaten gleichermaßen gelten


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 11. Dezember 2018

KÖHLER: Klima-Regeln müssen für alle Staaten gleichermaßen
gelten



Zur UN-Klimakonferenz erklärt der klimapolitische Sprecher der
FDP-Fraktion Dr. Lukas Köhler:

"Das Regelwerk zum Pariser Abkommen darf keine Ausnahmen für einzelne
Länder vorsehen, denn nur mit international einheitlichen und
verbindlichen Regeln können wir den Klimawandel eindämmen. Das gilt
insbesondere für Schwellenländer wie China und Indien. Wer zu den G20
zählt, kann klimapolitisch kein Entwicklungsland sein. Zudem ist
wichtig, dass Marktmechanismen eine zentrale Rolle in der
Klimapolitik spielen. Spätestens bei der nächsten Weltklimakonferenz
muss endlich auch ein einheitlicher CO2-Preis durch den globalen
Handel von Emissionszertifikaten auf der Tagesordnung stehen. Dafür
muss sich Bundeskanzlerin Merkel einsetzen, wenn sie als
Klimakanzlerin in die Geschichte eingehen möchte. Darüber hinaus wäre
es verantwortungslos, noch länger auf das Potential neuer
Technologien zu verzichten, wie dem Abscheiden und Speichern von CO2
aus Industrieprozessen oder aus der Atmosphäre. Um diese ökonomisch
sinnvoll und in großem Maßstab einsetzen zu können, müssen die
rechtlichen Rahmenbedingungen in Deutschland geschaffen und die
Forschung viel stärker gefördert werden."

 * 
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1064: Erinnerung an 70 Jahre Menschenrechte (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 136/2018

Erinnerung an 70 Jahre Menschenrechte - Festvortrag von Dr. Aleida
Assmann im Stadtpalais:

Landtagspräsidentin Aras: "Es sind die Menschenrechte, die unsere
Gesellschaft als überparteiliche Klammer zusammenhalten"



Stuttgart. "Es sind die Menschenrechte, die unsere Gesellschaft als
überparteiliche Klammer zusammenhalten". Das betont
Landtagspräsidentin Muhterem Aras (Grüne) in ihrem Grußwort anlässlich
der Abschlussveranstaltung der Stuttgarter Aktion "Vielfalt - 0711 für
Menschenrechte", die an die Bedeutung der Allgemeinen Erklärung der
Menschenrechte genau vor 70 Jahren in Paris erinnert. Festrednerin an
diesem Montagabend, 10. Dezember 2018, ist die mit dem Friedenspreis
des deutschen Buchhandels ausgezeichnete Literatur- und
Kulturwissenschaftlerin Dr. Aleida Assmann, deren Grundgedanken des
"kulturellen Gedächtnisses" Aras in ihrer Rede aufgegriffen hat.

Die deutsche Auseinandersetzung mit der eigenen Geschichte gilt vielen
als Errungenschaft. Doch Erinnerungskultur sei auch eine Frage der
Vermittlung, so die Landtagspräsidentin. "Was ist, wenn Menschen zu
uns kommen, die unser kollektives Erinnern gar nicht teilen", warf
Aras auf. Die Antwort darauf sei in unserem Grundgesetz zu finden.
"Unsere Verfassung entstand als historische Antwort auf das Unrecht
und die Grausamkeiten des Nationalsozialismus und des Zweiten
Weltkriegs", betonte die Landtagspräsidentin. Doch es sei zugleich
auch Einladung: "Den Menschen, die zu uns kommen, bietet es Anschluss
und Orientierung, weil es universelle Grundwerte enthält, die schon in
den unterschiedlichsten Kulturen ein friedliches Miteinander
ermöglichten", so Muhterem Aras. Wer sich an den Grundpfeilern der
Menschenrechte orientiere, werde in jeder pluralistischen und
demokratischen Gesellschaft gut zurechtkommen.

Landtagspräsidentin Aras bezog sich noch einmal auf eine Aussage von
Aleida Assmann: "Menschenrechte sind ohne Menschenpflichten nicht zu
haben." Das fordere von jedem Einzelnen und auch von der Gesellschaft
Haltung, Mitmenschlichkeit und Zivilcourage.

Mit Nadia Murad stand am Abend auch die frisch ausgezeichnete
Friedensnobelpreisträgerin im Fokus. Murad besuchte im Dezember 2016
den Landtag von Baden-Württemberg und hielt eine berührende Rede im
Plenarsaal. "Nadia Murad hat sich nicht brechen lassen, sondern als
junge Überlebende die Stimme erhoben, um gegen Gewalt, Menschenhandel
und Völkermord zu protestieren", zeigte sich Landtagspräsidentin Aras
beeindruckt. "Ich freue mich sehr darüber, dass ihr Einsatz mit dem
Friedensnobelpreis so eine große Würdigung erfahren hat."

 * 
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BAYERN/4978: Horst Arnold zu Söders Regierungserklärung - "Schöne Verpackung, aber leere Pakete" (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 11. Dezember 2018

"Schöne Verpackung, aber leere Pakete"

SPD-Fraktionsvorsitzender Horst Arnold zerlegt die Regierungserklärung von Söder



Der SPD-Fraktionsvorsitzende Horst Arnold hat die Vorhaben von CSU und
Freien Wählern als Mogelpackungen ohne echten Inhalt entlarvt. In
seiner Erwiderung auf die Regierungserklärung von Ministerpräsident
Söder sagte Arnold im Bayerischen Landtag: "Als Verpackungskünstler
können Sie sich fast mit Christo und Jean-Claude messen. Aber: Beim
Auspacken bringt keines der Geschenke die Augen zum Leuchten. Im
Gegenteil. Enttäuschung ist vorprogrammiert. Einige Geschenke eignen
sich allenfalls zum Schrottwichteln. Einige entpuppen sich als völlige
Luftnummer."

Arnold zerpflückte die vermeintlichen Wohltaten im Einzelnen. Als
dreisteste Täuschung bezeichnete der SPD-Politiker die angeblich
kostenfreie Kita. Davon könne leider bei 100 bis 250 Euro Zuschuss je
nach Altersgruppe, keine Rede sein: "Ich darf an dieser Stelle Ihren
Stellvertreter Hubert Aiwanger zitieren: Was nutzen mir in der Stadt
250 Euro Familiengeld, wenn ich 750 für die Krippe zahle? Ganz genau.
Wenn die Eltern dieses Geschenk auspacken, werden sie bitter
enttäuscht sein, Herr Söder. Wir von der SPD wollen echte
Beitragsfreiheit."

Auch beim digitalen Wandel an den Schulen sei das Paket Söder eine
maximale Enttäuschung, sagte Arnold: "Es bleibt bei Kreidezeit statt
Digitalzeitalter. Aus Angst, Macht und Einfluss zu verlieren, wollen
Sie den bayerischen Schülerinnen und Schülern das Geld aus dem
Digitalpakt des Bundes vorenthalten. Bayern verzichtet auf 777
Millionen Euro aus Berlin, um rund 86 Millionen Euro nicht aufbringen
zu müssen. Diese Blockadehaltung ist hochgradig unvernünftig und den
Schülerinnen und Schülern gegenüber höchst unfair."

Und auch für die Pflegebedürftige und ihre Angehörigen hat die
Staatsregierung keine echten Verbesserungen zu bieten. "Sie sollen mit
1000 Euro im Jahr besänftigt werden. Löst das die Probleme? Leider
nein. Es ändert nichts an den strukturellen Problemen in der Pflege.
Es bringt keine zusätzlichen Fachkräfte. Und es versetzt niemanden in
die Lage, beruflich kürzer zu treten, um Angehörige zu pflegen. Die
SPD ist für eine Lohnersatzleistung ähnlich dem Elterngeld. Das wäre
ein Geschenk, das Freude auslösen würde."

Arnold warf Söder vor, mit den vielen leeren Versprechungen das
Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in die Politik zu untergraben.
"Dabei müssen wir alles daran setzen, es wieder zu stärken. Das geht
nur, wenn wir die Sorgen und Probleme der Menschen ernst nehmen und
ihnen genau erklären, was wir machen. Das geht nur, indem wir keine
falschen Erwartungen schüren. Ihr Hang zum Politmarketing in allen
Ehren, Dr. Söder. Aber denken Sie bitte über die Folgen Ihres Handelns
nach."

 * 

Quelle:

Pressestelle der BayernSPD-Landtagsfraktion

Bayerischer Landtag

Maximilianeum, 81627 München

Telefon: 089/4126 2347, Fax: 089/41 26-11 68

E-Mail: pressestelle@bayernspd-landtag.de
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HAMBURG/4589: Haushalt 2019-20 - Hamburg zur solidarischen Stadt für Alle machen (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 11. Dezember 2018

Haushalt 2019/20: Hamburg zur solidarischen Stadt für Alle machen!



In der Generaldebatte der Hamburgischen Bürgerschaft zum
Doppelhaushalt der Freien und Hansestadt für 2019/20 forderte die
Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE, Cansu Özdemir, Investitionen in
die physische und soziale Infrastruktur der Stadt in Höhe von
insgesamt 1,5 Milliarden Euro. Als Schwerpunkte nannte sie den Bau und
Erhalt von bezahlbaren Wohnungen, die bessere Ausstattung von
Grundschulen und Kitas sowie ein stärkeres Engagement für die
Verkehrswende. Zugleich schlug sie Maßnahmen zur vollständigen
Finanzierung dieser notwendigen Ausgaben vor. In ihrer Rede sagte sie
unter anderem:

Seit 2011 steigen die Zahl der Einwohner_innen und damit die Bedarfe
kontinuierlich. Durch die jahrelange, wirklich heftige Kürzungs- und
Sparpolitik von SPD und Grünen sind in vielen Bereichen sehr große
Defizite entstanden, die selbst mit den neuen Investitionen nicht
gedeckt werden können. Diese kurzsichtige, ignorante und
unsolidarische Politik hat dazu geführt, dass die soziale Spaltung in
der Stadt größer geworden ist.

Mit seinen aktuellen Mehrausgaben - eine "Großzügigkeit", die sicher
auch den Bürgerschaftswahlen Anfang 2020 geschuldet ist - reagiert der
Senat nur kurzfristig auf Missstände in der Stadt, stopft die größten
Risse und Löcher, ohne eine wirkliche Idee für eine solidarische und
soziale Politik zu haben.

Der vorliegende Haushalt bleibt trotz der höheren Ausgaben im Kern ein
Haushalt der Kürzungen, vor allem in der sozialen und städtischen
Infrastruktur. So fehlt der Ausgleich für anstehende Tariferhöhungen,
und das führt bei den Behörden und den Zuwendungsempfänger_innen
zwangsläufig zu Einsparungen beim Personal, zu weiterer
Arbeitsverdichtung, Befristungen und Stellenkürzungen.

Mit unserem Leitantrag und unseren 36 Einzelanträgen setzen wir einen
deutlichen Kontrapunkt zu der kurzsichtigen Politik des Senats. Wir
wollen mit massiven Investitionen "Hamburg zur solidarischen Stadt für
Alle machen".

Konkret wollen wir unter anderem das kostenlose Frühstück für alle
Kita- und Grundschulkinder, die deutliche Erhöhung der
Krankenhausinvestitionen und eine verlässliche Grundfinanzierung für
gute Studien- und Beschäftigungsbedingungen. Wir wollen mehr
sozialversicherungspflichtige, öffentlich geförderte Beschäftigung,
effizientere Maßnahmen zum Klimaschutz und eine umweltfreundliche und
bezahlbare Verkehrsinfrastruktur.

All das gibt es nicht zum Nulltarif. Deshalb legen wir in unserem
Leitantrag konkrete und machbare Vorschläge zur Verbesserung auch der
Einnahmen vor: Unter anderem wollen wir die Grunderwerbsteuer wie in
Schleswig-Holstein auf 6,5 Prozent anheben und 64 zusätzliche Stellen
bei Steuerfahndung, Betriebs- und Umsatzsteuersonderprüfung schaffen.

Unsere Vorschläge sind realisierbar, sie führen zu einer erheblichen
Stärkung der Einnahmen und zu einer nachhaltigen Verbesserung der
Lebenswirklichkeit der Hamburger_innen.

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 11. Dezember 2018

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg
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HAMBURG/4588: Haushalt der Umweltbehörde - Feuerlöschen mit der Pipette (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 11. Dezember 2018

Haushalt der Umweltbehörde: Feuerlöschen mit der Pipette



Zum Einzelplan 6.2 (Umwelt und Energie) erklärt der umweltpolitische
Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft,
Stephan Jersch:

"Der Senat hat ein Problem: Seinen rosaroten Pressemitteilungen stehen
in fast allen Bereichen der Umweltpolitik völlig konträre Fakten
entgegen. Da wundert es nicht, dass auch sein Haushaltsentwurf den
rasant steigenden Anforderungen nicht gerecht wird, sondern nur
versucht wird, das chronische Defizit in der Finanzierung der
Umweltpolitik hinter einzelnen Leuchttürmchen zu verstecken.

Die Luftreinhaltung, der Lärmschutz, die Umsetzung der
Wasserrahmenrichtlinie, die fortschreitende Versiegelung der Böden und
der galoppierende Verlust von Freiflächen, die Spaltung der Stadt in
graue und gesundheitsgefährdende Stadtteile hier und grünere und teure
dort - all das schreitet mit diesem Haushaltsentwurf voran. Hamburg
hat mehr nötig. Die Linksfraktion beantragt deshalb unter anderem ein
stärkeres und flexibleres Monitoring der Luftschadstoffwerte."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 11. Dezember 2018
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RHEINLAND-PFALZ/5006: Vorstellung der Gutachten zur Kommunalreform (CDU)


Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
10.12.2018

Vorstellung der Gutachten zur Kommunalreform

Christian Baldauf: Möglichkeiten der Interkommunalen Zusammenarbeit
müssen vertieft untersucht werden



Die Gutachten zur Kommunalreform sind den CDU-Landtagsabgeordneten in
der heutigen Sitzung der CDU-Landtagsfraktion offiziell von den
Gutachtern vorgestellt worden. Dazu erklärt der Vorsitzende der
CDU-Landtagsfraktion, Christian Baldauf:

"Zunächst einmal danke ich den Gutachtern für ihre Arbeit und für die
heutige Präsentation. Allein schon der Umfang der vorgelegten Papiere
zeigt die Bedeutung und die Größenordnung des Projekts auf.

Wir sind tief enttäuscht, dass es bei der Steuerung des
Gutachtenprozesses durch die Landesregierung, von der konkreten
Begleitung in der Arbeitsphase bis hin zur Planung der Präsentation,
erhebliche Mängel gegeben hat. Diese belasten den Reformerfolg.

Staatskanzlei und Innenministerium oblag in der Arbeitsphase die
konkrete Prozesssteuerung. Es reicht bei einem solchen Projekt nicht
aus, den Gutachtern lediglich den von den Landtagsfraktionen und
Landesregierung gemeinsam erarbeiteten Fragenkatalog zu übergeben und
die Dinge ansonsten über drei Jahre hinweg einfach laufen zu lassen.
Notwendig ist hier vielmehr eine enge Anbindung an den Auftraggeber,
seine Intention und die von ihm gesetzten Schwerpunkte.

Die mangelhafte Prozesssteuerung durch die Landesregierung hat leider
auch dazu geführt, dass wesentliche Elemente nicht in der Tiefe
untersucht wurden, wie es von der CDU-Landtagsfraktion intendiert war.
Wir haben bereits im Gutachterauftrag deutlich gemacht, dass der
Ausbau der Interkommunalen Zusammenarbeit (IKZ) als
Untersuchungsgegenstand für uns von zentraler Bedeutung ist. Gerade
vor dem Hintergrund der fortschreitenden Digitalisierung und der
daraus erwachsenden Möglichkeiten handelt es sich hierbei um einen
Bereich der erhebliche Effizienzgewinne verspricht, ohne
Gebietsgrenzen aufgeben zu müssen. Diese wichtige Frage muss vertieft
gutachterlich untersucht werden.

Eine Kommunal- und Verwaltungsreform kann nur erfolgreich umgesetzt
werden, wenn sie die Menschen vor Ort einbezieht und mitnimmt.
Entscheidungen am grünen Tisch über die Köpfe der Bürger hinweg helfen
niemandem. Wir sind deshalb gegen Zwangsfusionen.

Auch pauschale Kritik an kleinteiligen Strukturen, die für
Rheinland-Pfalz prägend sind, geht am Kern der Sache vorbei. Denn
gerade diese Strukturen spiegeln das Heimatgefühl der Menschen wider.
Zugleich bringen neue Gebietszuschnitte nicht automatisch die
erwarteten Effizienzgewinne und Einsparungen. Das zeigt der Blick in
andere Bundesländer. Was wir brauchen sind bürgernahe Lösungen, die an
die Verhältnisse in unserem Bundesland angepasst sind. Deshalb dürfen
die Ortsgemeinden nicht angetastet werden. Hier ist gerade auch die
Landesregierung in der Pflicht. Sie kann und darf die Entscheidung
über künftige Strukturen nicht an Gutachter delegieren, sondern muss
selbst Farbe bekennen.

Landtagsfraktionen und Landesregierung haben im Jahr 2015 gemeinsam
den Gutachterauftrag vergeben. Diesen gemeinsam eingeschlagenen Weg
sollten wir weitergehen. Dazu ist es auch erforderlich, dass sich die
Ministerpräsidentin stärker einbringt. Sie muss die Kommunal- und
Verwaltungsreform zur Chefsache machen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 10. Dezember 2018

CDU Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz
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RHEINLAND-PFALZ/5005: Solidarzuschlag vollständig streichen (CDU)


Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
10.12.2018

Solidaritätszuschlag

Christian Baldauf: Solidarzuschlag vollständig streichen -
Landesregierung soll Bundesratsinitiative starten



Der Vorsitzende der CDU-Landtagsfraktion, Christian Baldauf, plädiert
für die vollständige und ersatzlose Streichung des
Solidaritätszuschlags bis 2021. Die Landesregierung soll dies durch
eine Bundesratsinitiative unterstützen:

"In Zeiten von Rekordsteuereinnahmen müssen wir denjenigen etwas
zurückgeben, die diese durch ihre tägliche Arbeit erwirtschaften, also
den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern.

Der Solidaritätszuschlag ist zur Finanzierung der Kosten der Deutschen
Einheit im Jahr 1991 zunächst befristet eingeführt worden. Seit 1995
wird er dauerhaft erhoben. Mit dem Auslaufen des Solidarpaktes II und
dem Inkrafttreten des neuen Länderfinanzausgleiches entfällt aber die
Argumentationsgrundlage, mit der der derzeitige Solidaritätszuschlag
gerechtfertigt wurde. Die finanzielle Sonderbelastung der Bürger und
Unternehmen ist nicht länger begründbar.

Die bislang vorgesehene Teilaufhebung würde alle benachteiligen, die
über die Jahre am meisten gezahlt haben. Denn auch bei einer Anhebung
des Freibetrages, ab der der Solidaritätszuschlag zu zahlen ist,
bliebe eine große Zahl von nicht nur hohen Einkommen, sondern auch
breiter Mittelschichten, betroffen. Der ohnehin sehr steil verlaufende
linear-progressive Tarif der Einkommensteuer würde nochmals deutlich
verschärft.

Der Solidaritätszuschlag muss deshalb ersatzlos und vollständig
gestrichen werden. Wir werden dazu einen Parlamentsantrag einbringen,
mit dem die Landesregierung aufgefordert werden soll, die geforderte
ersatzlose und vollständige Streichung des Solidarzuschlags durch eine
Bundesratsinitiative zu unterstützen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 10. Dezember 2018
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AGRAR/270: 10 Jahre Lebensmittel ohne Gentechnik sind ein großer Erfolg


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 11. Dezember 2018

Arbeitsgruppe: Ernährung und Landwirtschaft

10 Jahre Lebensmittel ohne Gentechnik sind ein großer Erfolg



Carsten Träger, zuständiger Berichterstatter:

Eine im Auftrag der SPD-Bundestagsfraktion erstellte Analyse zeigt,
dass 'Ohne Gentechnik' ein sehr erfolgreiches Marktsegment ist. Seit
zehn Jahren gelten für das Label klare und strenge gesetzliche
Vorgaben. Angebot und Nachfrage nach Milch, Eiern, Käse und Fleisch
von Tieren, die ohne Gentechnik gefüttert wurden, wachsen weiter.

"Das freiwillige Label 'Ohne Gentechnik' sorgt für mehr Transparenz
für Verbraucherinnen und Verbraucher. Die SPD-Bundestagsfraktion hat
sich damals dafür stark gemacht, dass vor zehn Jahren die Basis für
diese Kennzeichnung geschaffen wurde. Denn für Produkte wie Milch,
Eier, Fleisch und Käse von Tieren, die mit genveränderten Pflanzen
gefüttert wurden, gab und gibt es keine Kennzeichnungspflicht. Das ist
ein Dilemma für Verbraucherinnen und Verbraucher, denn die große
Mehrheit lehnt gentechnisch veränderte Pflanzen auf dem Acker und im
Essen ab. Mit 'ohne Gentechnik'-Produkten können sie den Anbau und
Einsatz von gentechnisch veränderten Pflanzen meiden.

Hinter dem 'ohne Gentechnik'-Label stecken klare und strenge
gesetzliche Vorgaben, die die Anbieter erfüllen müssen. Heute sind
laut Verband Lebensmittel ohne Gentechnik e.V. (VLOG) etwa 50 Prozent
der Milch-, 60 Prozent der Geflügelfleisch- und 70 Prozent der
Eiererzeugung nach den 'ohne Gentechnik'-Kriterien produziert - und
das mit steigender Tendenz.

Es ist gut für Verbraucherinnen und Verbraucher, dass immer mehr
Anbieter einsteigen und immer mehr 'ohne Gentechnik'-Lebensmittel auf
dem Markt sind. Der steigende Bekanntheitsgrad des Labels und die
wachsende Nachfrage sind eine Bestätigung."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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Quelle:
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EUROPA/1621: Änderungen am Brexit-Abkommen ausgeschlossen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 10. Dezember 2018

Arbeitsgruppe: Angelegenheiten der Europäischen Union

Änderungen am Brexit-Abkommen ausgeschlossen



Christian Petry, europapolitischer Sprecher:

Die britische Regierung verschiebt die Brexit-Abstimmung im Unterhaus.
Ob Premierministerin May mit einer verschobenen oder einer verlorenen
Abstimmung im Gepäck zum Europäischen Rat Ende der Woche fährt, macht
keinen Unterschied. Änderungen am Austrittsabkommen sind
ausgeschlossen.

"Die enormen Schwierigkeiten, eine Mehrheit in Unterhaus für den
Brexit-Deal zu bekommen, sind seit langem unverkennbar. Die
konservative Regierungsfraktion ist in mehrere Gruppen zerfallen, die
völlig gegensätzliche Positionen zum Brexit vertreten. Was die eine
Seite wünscht, wird von einer anderen vehement abgelehnt.

Deshalb ist auch völlig unklar, welche Änderungen May auf dem am
Donnerstag beginnenden Europäischen Rat erbitten könnte. Ohnehin gerät
angesichts des ungeordneten Prozesses in London völlig aus dem Blick,
dass auch die EU-Seite erhebliche Zugeständnisse gemacht hat. Jede
Änderung am Austrittsabkommen würde den Zusammenhalt der EU der 27 und
die Funktionsfähigkeit des Binnenmarktes gefährden. Erst recht
ausgeschlossen sind Änderungen am sogenannten back stop, der
Rückfalllösung zur Vermeidung von Grenzkontrollen auf der irischen
Insel. Er ist unverzichtbar, um den dortigen Frieden nicht zu
gefährden."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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SCHULE/761: Privatisierungsvertrag - Berlin-Reinickendorf verweigert die Unterschrift (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Privatisierungsvertrag: Reinickendorf verweigert die Unterschrift


Von Gemeingut in BürgerInnenhand (GiB), 10. Dezember 2018



Wie heute bekannt wurde, wird Reinickendorf den Rahmenvertrag zum
Schulbau mit der HOWOGE mbH nicht unterschreiben. Die Berliner Zeitung
[1] hatte zudem berichtet, dass auch andere Bezirke massive Bedenken
haben und den Rahmenvertrag als zu intransparent, zu risikoreich, zu
teuer und als unnötig bezeichnen.

Gemeingut in BürgerInnenhand (GiB) kommentiert diese Kritik wie folgt.
Carl Waßmuth, Sprecher von GiB:

"Wenn den Bezirken klar ist, dass der Rahmenvertrag mit der HOWOGE mbH
so schwerwiegende Mängel hat, dann müssen jetzt die Konsequenzen
gezogen werden: Der Rat der Bezirksbürgermeister muss bei seinem
nächsten Treffen am 20. Dezember ein Moratorium der
Vertragsunterzeichnung beschließen. Das Wohl der BürgerInnen muss hier
über der Parteizugehörigkeit stehen."

Ursprünglich war geplant, den Privatisierungsvertrag am 20. Dezember
zu unterschreiben. Das Schreiben der Baustadträtin Katrin
Schultze-Berndt und von Bezirksbürgermeister Frank Balzer (beide
Reinickendorf) an Finanzsenator Matthias Kollatz listet folgende
Risiken auf: Weiterverkäufe, Öffentlich-Private Partnerschaften, die
Schaffung eines Schattenhaushaltes sowie das Eingehen von
Zahlungsverpflichtungen unabhängig von künftigen Planungen. Die
künftige Miethöhe für die HOWOGE-Schulen sei zudem nicht nach oben
begrenzt.

Dazu Laura Valentukeviciute, Sprecherin von GiB:

"Reinickendorf zeigt: Die Bezirke sollten einen Blankoscheck
unterschreiben - und die Schaffung einer Öffentlich-Privaten
Partnerschaft im Schulbau ermöglichen. Genau davor warnt GiB seit dem
Bekanntwerden der Senatspläne 2016!"

Schultze-Berndt und Balzer verweisen auch auf gravierende
Unzulänglichkeiten in der Regelung der Gewährleistung, bezüglich
künftiger Änderungsbedarfe, der Verpfändung der Schulgebäude durch die
HOWOGE, der Verbindlichkeit des Gebäudescans, des
Qualitätsmanagements, der Vergütung der Projektentwicklungsleistungen,
der Gebühr für den baulichen Unterhalt, des Sanierungsumfangs, der
Ausweichflächen und der organisatorischen Trennung der
Verantwortlichkeiten.


Anmerkung:

[1] https://www.berliner-zeitung.de/berlin/schulbauoffensive-reinickendorf-will-vertrag-mit-howoge-nicht-unterschreiben-31716122


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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UNIVERSITÄT/2731: Uni Kiel bewirbt sich als Exzellenzuniversität (idw)


Christian-Albrechts-Universität zu Kiel - 10.12.2018

Uni Kiel bewirbt sich als Exzellenzuniversität



Geschrieben, gebunden, geliefert: Gut 175 Seiten stark ist die
Bewerbung der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel (CAU) für den Titel
einer Exzellenzuniversität. Heute (Montag, 10. Dezember) hat die
schleswig-holsteinische Landesuniversität ihr Konzept "Kiel University
Interfaces" offiziell beim Wissenschaftsrat in Köln abgegeben. Darin wird
anhand von Projekten, Initiativen und Modellen beschrieben, wie die CAU
inter- und transdisziplinäre Forschung, Lehre und Transfer in Zukunft
gestalten will. Im Erfolgsfall stünden für die Umsetzung des Konzepts etwa
100 Millionen Euro für zunächst sieben Jahre zur Verfügung. Eine
Weiterförderung ist möglich. Die Entscheidung darüber, welche elf der 19
noch im Wettbewerb verbliebenen Universitäten den Titel einer
Exzellenzuniversität verliehen bekommen und damit ihre Konzepte umsetzen
können, fällt am 19. Juli 2019.

Nach Abgabe der Bewerbung dankte CAU-Präsident Professor Lutz Kipp den
vielen Beteiligten innerhalb und außerhalb der Universität, die in den
vergangenen Monaten an der Erstellung des Antrages mitgewirkt haben:
"Dieses Konzept hat uns allen viel Kraft und Kreativität abverlangt. Mit
dem Ergebnis bin ich sehr zufrieden. 'Kiel University Interfaces' ist eine
beeindruckende Beschreibung unseres bisherigen Weges der Profilierung im
Bereich inter- und transdisziplinärer Spitzenforschung. Diesen
erfolgreichen Weg wollen wir jetzt zu einem systematischen Modell für die
ganze Universität fortentwickeln. Dass wir bei der Ideensuche und
Konzepterstellung bewusst auf eine breite Beteiligung und kritische
Begleitung innerhalb und außerhalb der Universität gesetzt haben, hat sich
am Ende ausgezahlt. Im Namen des gesamten Präsidiums danke ich allen
Mitwirkenden sehr für ihren Einsatz und ihre Unterstützung und freue mich
auf die gemeinsame Verteidigung unseres Antrages im kommenden Frühjahr."
Am 1. und 2. April 2019 bewertet eine internationale Gutachterkommission
den Kieler Antrag. Über 100 Universitätsmitglieder aus allen Statusgruppen
und Bereichen stellen sich dann in der Fördestadt den Fragen der Jury.

Kiel University Interfaces

Mit dem Konzept "Kiel University Interfaces" setzt die Universität Kiel
zum Sprung an, eine Exzellenzuniversität neuen Typs zu werden. Kernstück
ist die gewinnbringende Verzahnung interdisziplinärer Forschungsvorhaben
mit dem zeitgleichen Aufbau wissenschaftsunterstützender Strukturen.
Parallel werden dynamische, wissenschaftsgeleitete Steuerungsstrukturen
(Governance) entwickelt. Der Schwerpunkt liegt dabei auf der Gewinnung und
Ausbildung von Nachwuchswissenschaftlerinnen und -wissenschaftlern als
future minds, auf Chancengleichheit und auf der Förderung individueller
Talente, die den Kulturwandel hin zu inter- und transdisziplinärer
Wissenschaft prägen sollen. Um diese Menschen in ihren Karrieren
voranzubringen und mit ihnen neue Wissensfelder zu erschließen, wird die
CAU physische, virtuelle und ideelle Ermöglichungsräume schaffen, die
fakultätsübergreifende Forschungskulturen beschleunigen. Diese Räume
ermöglichen Begegnungen und Austausch starker disziplinärer
Wissenschaftskulturen und fördern ihre gemeinsamen Forschungsaktivitäten.
Die CAU nimmt dabei auch die Rolle eines innovativen Motors für die Region
wahr und unterstreicht dies mit zahlreichen Initiativen, die die
Kooperationen mit der Gesellschaft ansteuern. So wird die CAU das Kieler
Stadtbild durch eine verschränkte Campus-Stadt-Bauentwicklung prägen
(Kiel.Science.City) und in dieser Linie den Wissensaustausch auf allen
Ebenen, von der räumlichen Begegnung bis zum intellektuellen Diskurs und
neuen Beteiligungsmöglichkeiten, in den Fokus nehmen.


Über den Wettbewerb "Exzellenzuniversitäten":

Mit der Exzellenzstrategie des Bundes und der Länder setzen die Deutsche
Forschungsgemeinschaft (DFG) und der Wissenschaftsrat (WR) die 2005
initiierte Exzellenzinitiative fort. Das grundlegende Ziel der
Exzellenzstrategie ist die nachhaltige Stärkung des
Wissenschaftsstandortes Deutschland und die Verbesserung seiner
internationalen Wettbewerbsfähigkeit. Dazu wurden zwei Förderlinien
eingerichtet: Exzellenzcluster zur projektförmigen Förderung international
wettbewerbsfähiger Forschungsfelder in Universitäten beziehungsweise
Universitätsverbünden sowie Exzellenzuniversitäten zur dauerhaften
Stärkung der Universitäten und dem Ausbau ihrer internationalen
Spitzenstellung in der Forschung auf Basis erfolgreicher Exzellenzcluster.
Voraussetzung für die Bewerbung als Exzellenzuniversität ist die
Bewilligung von mindestens zwei Exzellenzclustern. Diese Voraussetzung hat
die CAU Kiel mit den zwei im September 2018 bewilligten Clustern zur
Präzisionsmedizin für chronische Entzündungserkrankungen "Precision
Medicine in Chronic Inflammation" (PMI) und "ROOTS - Konnektivität von
Gesellschaft, Umwelt und Kultur in vergangenen Welten" erfüllt.


Mehr Informationen zur Exzellenzstrategie unter:

www.gwk-bonn.de/themen/foerderung-von-hochschulen/exzellenzstrategie-exzellenzinitiative

Weitere Informationen unter:

http://www.uni-kiel.de/de/detailansicht/news/417-exu-antrag/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution235

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Christian-Albrechts-Universität zu Kiel, 10.12.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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WEITERBILDUNG/154: Weiterbildung bringt oft wenig für die Karriere (idw)


Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung gGmbH - 10.12.2018

Weiterbildung bringt oft wenig für die Karriere



Weiterbildung und lebenslanges Lernen gelten heute als Patentrezept für
den beruflichen Aufstieg. Ihr Ertrag für die Karriere ist jedoch geringer
als gedacht. Denn für Beförderungen, ein höheres Einkommen und größere
soziale Mobilität bringen Weiterbildungsmaßnahmen meist nur dann etwas,
wenn sie zu einem anerkannten beruflichen Abschluss führen.
Berufsbegleitende Kurse und Lehrgänge ohne formalen Abschluss haben
dagegen einen viel geringeren Effekt auf die Karriere. Das zeigt eine neue
Studie von Martin Ehlert (Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung)
und Christian Ebner (Karlsruher Institut für Technologie).

Jedes Jahr nimmt etwa die Hälfte der Erwerbstätigen in Deutschland an
Weiterbildung teil. Mehr als 90 Prozent dieser Kurse sind sogenannte
non-formale Weiterbildung: relativ kurze Kurse, die nicht zu formalen, also
anerkannten, Bildungsabschlüssen führen. Dazu gehören Computer- oder
Sprachkurse sowie Schulungen für neue Produkte oder Geräte. Häufig werden
die Lehrgänge von Arbeitgebern finanziert und sind auf die Bedürfnisse des
Betriebs ausgerichtet. Formale Weiterbildung, die zum Beispiel zum Meister
oder zum Abitur an einer Abendschule führt, macht nur etwa 3 Prozent der
von Erwachsenen besuchten Kurse aus.

Mit Daten aus dem Nationalen Bildungspanel (NEPS) konnten Martin Ehlert
und Christian Ebner zum ersten Mal detailliert die Erträge der Teilnahme
an Weiterbildung verfolgen. Für den Zeitraum von 2009 bis 2016 zeigen sie,
wie sich Weiterbildung auf die Karriere auswirkt.

Das Ergebnis: Das Credo "Aufstieg durch Bildung" muss relativiert werden.
Non-formale Weiterbildung hilft in erster Linie den Beschäftigten, ihre
Kenntnisse an die betrieblichen Erfordernisse anzupassen und damit
beschäftigungsfähig zu bleiben. Sie sichert den Arbeitsplatz und beugt
damit dem Abstieg vor. Der Aufstieg im Betrieb wie auch jede andere Form
von beruflichen Wechseln wird durch die Teilnahme an diesen Kursen aber
eher verhindert. "Aus Sicht der Betriebe ist das eine logische Strategie:
Wenn Beschäftigte geschult werden, um ihre aktuelle Aufgabe besser zu
verrichten, ergibt es keinen Sinn, sie auf andere Stellen zu setzen",
macht WZB-Forscher Martin Ehlert deutlich. Weiterbildungen sind außerdem
für viele Tätigkeiten zur Normalität geworden und werden nicht mehr zur
Bewertung bei Beförderungen hinzugezogen.

Für die Arbeitsmarktpolitik bedeuten diese Ergebnisse, dass Konzepte, die
stark auf die individuelle Verantwortung der Beschäftigten für den
Aufstieg durch Weiterbildung setzen, zu kurz greifen. Es bringt wenig,
gering bezahlten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern zu raten, ihre
Einkommenssituation durch mehr non-formale Kurse zu ändern - auch wenn
Weiterbildung für den Erhalt der Beschäftigungsfähigkeit und das
Verhindern von beruflichen Abstiegen wichtig ist. Darüber hinaus bekommen
gerade die Schwächsten im Betrieb selten die Möglichkeit zur Teilnahme. Um
Ungleichheit zu begrenzen und niedrig qualifizierte Beschäftigte zu
fördern, müssen daher innerbetriebliche Prozesse in den Blick genommen
werden. Betriebsräte und Gewerkschaften könnten beispielsweise noch
stärker auf die Einrichtung einer inklusiven Weiterbildungs- und
Karriereplanung am Arbeitsplatz hinwirken. Außerdem ist es wichtig,
formale Abschlüsse durch Weiterbildungen zu fördern, zum Beispiel durch
Teilqualifikationen, die es durch mehrere kurze Weiterbildungen
ermöglichen einen formalen Ausbildungsabschluss nachzuholen.


Originalpublikation:

Die Studie von Christian Ebner und Martin Ehlert: "Weiterbilden und
Weiterkommen? Non-formale berufliche Weiterbildung und
Arbeitsmarktmobilität in Deutschland." ist in der Kölner Zeitschrift für
Soziologie und Sozialpsychologie erschienen (Jg. 70, H. 2, S. 213-35).

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution191

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung gGmbH, 10.12.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VERBAND/2336: Wir lehnen Patente auf Pflanzen und Tiere grundsätzlich ab (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 10. Dezember 2018

Bauernverband: Keine Biopatente durch die technische Hintertür!

Krüsken: Wir lehnen Patente auf Pflanzen und Tiere grundsätzlich ab



Die jüngste Entscheidung des Europäischen Patentamtes EPA zur
Anmeldung eines Patents für die Eigenschaft einer Paprikasorte
(EP2753168A1) sieht der Deutsche Bauernverband (DBV) im Grundsatz
kritisch: "Diese Entscheidung der Technischen Beschwerdekammer des EPA
steht nicht nur im Gegensatz zur bisherigen Praxis des europäischen
Patentrechts. Sie ignoriert die politischen Vorgaben und auch die
fehlende gesellschaftliche Akzeptanz für Biopatente. Wir lehnen
Patente auf Pflanzen und Tiere grundsätzlich ab. Patente auf Pflanzen
sind eine Innovationsbremse für die Pflanzenzüchtung und führen zu
hohen Kosten für die Züchter. Diese Entscheidung muss man nun zum
Anlass nehmen, das Europäische Patenübereinkommen EPÜ zu ändern. Wir
fordern die Bundesregierung auf, sich für die rechtssichere Umsetzung
der Auslegungsempfehlung der EU-Kommission aus dem Jahr 2016
einzusetzen", betont der Generalsekretär des Deutschen
Bauernverbandes, Bernhard Krüsken.

Die Regel 28 II EPÜAO besagt, dass Produkte aus im wesentlichen
biologischen Verfahren nicht patentierbar sind und korrigiert die
G2/12 "Tomate II" und G2/13 "Brokkoli II" Entscheidungen und setzt die
Auslegungsempfehlung der EU-Kommission aus dem Jahr 2016 um. Die
technische Beschwerdekammer des EPA hat nun aber entschieden, dass die
Regel 28 II EPÜAO nicht mit Artikel 53 b) EPÜ vereinbar ist und damit
nichtig sei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 10. Dezember 2018

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7

10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 407

Fax: 030 / 31 904 431

Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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ASYL/1332: Verpflichtungserklärung von Flüchtlingsbürg_innen - Pistorius stellt Lösung in Aussicht (Flüchtlingsrat Niedersachsen)


Flüchtlingsrat Niedersachsen - 11. Dezember 2018

Verpflichtungserklärung von Flüchtlingsbürg_innen: Pistorius stellt
Lösung in Aussicht



Anlässlich der heutigen Mahnwache des Flüchtlingsrats Niedersachsen und der
Flüchtlingshilfe Wolfsburg vor dem Landtag in Hannover stellte der
niedersächsische Innenminister Pistorius eine Lösung der Problematik der
Bürginnen und Bürgen in "sehr naher Zukunft" in Aussicht, die zugunsten der
Aufnahme von Familienangehörigen hier lebender syrischer Flüchtlinge eine
Verpflichtungserklärung abgegeben haben: Eine solche Lösung zeichne sich
bereits ab, lediglich Details müssten noch abgeklärt werden. Die Lösung
sehe eine Freistellung der Bürgen von den Rückzahlungsforderungen sowie
eine Teilung der Kosten zwischen dem Bund und den Ländern vor.

O-Ton: Pistorius verspricht Lösung für Bürg_innen 11.12.18

https://www.nds-fluerat.org/wp-content/uploads/2018/12/Pistorius-11.12.18.mov

Der Flüchtlingsrat Niedersachen und die Flüchtlingshilfe Wolfsburg begrüßen
die Ankündigung des Innenministers. "Wir nehmen den Innenminister beim Wort
und verlassen uns darauf, bald eine rechtsverbindliche Lösung präsentiert
zu bekommen, die die Bürginnen und Bürgen von weiteren Prozessen und
Erstattungsforderungen freistellt. Es wird höchste Zeit das
Damoklesschwert, das über den Köpfen der Bürg_innen schwebt, zu
entschärfen. Rückzahlungsforderungen in zum Teil sechsstelliger Höhe
bereiten nicht nur schlaflose Nächte, sondern machen auch die weitere
Lebensplanung - über Generationen hinweg - im Grunde unmöglich. Menschen,
die sich auf die Zusagen der behörden und der Politik verlassen haben, dass
die Verpflichtung mit der Flüchtlingsanerkennung erlischt, erwarten zu
Recht die Solidarität von Politik und Gesellschaft", so Kai Weber vom
Flüchtlingsrat Niedersachsen.

Der Flüchtlingsrat Niedersachsen und die Flüchtlingshilfe Wolfsburg werden
die weiteren Entwicklungen genau beobachten.

Auf der heutigen Mahnwache vor dem Landtag forderten der Flüchtlingsrat
Niedersachsen und die Flüchtlingshilfe Wolfsburg die Landesregierung erneut
dazu auf, ihren Versprechungen aus dem Dezember 2017 endlich Taten folgen
zu lassen und einen Hilfsfonds für Flüchtlings-Bürgen einzurichten, die
zwischen 2013 und 2015 im Rahmen des Landesprogramms zur Aufnahme syrischer
Flüchtlinge eine sog. Verpflichtungserklärung abgegeben haben und nunmehr
seitens der Jobcenter mit teilweise existenzbedrohenden
Rückzahlungsforderungen konfrontiert sind. Unterstützt wurde der Protest
von Abgeordnet_Innen der Grünen Landtagsfraktion.


Zur Vorgeschichte:

Im Jahr 2013 beschloss das Land Niedersachsen ein humanitäres
Aufnahmeprogramm für syrische Flüchtlinge auf Grundlage des §23 Abs. 1
AufenthG. Voraussetzung für die Aufnahme der Flüchtlinge war unter anderem,
dass Familienangehörige (nötigenfalls zusammen mit Unterstützer_innen) eine
Erklärung abgaben, in der sie sich verpflichteten, die Kosten für den
Lebensunterhalt der aufgenommenen Personen zu tragen und sämtliche
öffentliche Mittel zu erstatten, die für ihren Lebensunterhalt aufgewendet
werden (sog. Verpflichtungserklärung, § 68 AufenthG). Etliche
Familienmitglieder, aber auch viele Unterstützer_innen fanden sich bereit,
die Aufnahme von Angehörigen hier lebender Flüchtlinge zu finanzieren, um
sie aus dem Bürgerkrieg zu retten und ihnen eine gefahrlose Flucht nach
Deutschland zu ermöglichen.

Flüchtlinge, die über das Landesaufnahmeprogramm aufgenommen wurden,
erhielten zunächst eine Aufenthaltserlaubnis nach § 23 Abs. 1
AufenthG. Sie wurden in den ersten Monaten in der Regel bei ihren
Angehörigen (oder in Privaträumen) untergebracht und versorgt. Nach
Abschluss eines Asylverfahrens erhielten sie sodann in aller Regel eine
Schutzzuerkennung und damit entweder eine Aufenthaltserlaubnis nach §
25 Abs. 2 Satz 1 Alt. 1 AufenthG (Anerkennung nach Genfer
Flüchtlingskonvention) oder nach &sct; 25 Abs. 2 Satz 1 Alt. 2 AufenthG
(subsidiärer Schutz).

Sowohl die Unterstützer_innen als auch die Behörden gingen zwischen 2013
und 2015 überwiegend davon aus, dass eine Kostenerstattungspflicht der
Pat_innen mit der Flüchtlingsanerkennung enden würde. Auch das
niedersächsische Innenministerium ging davon aus, dass der mit einer
Flüchtlingsanerkennung erfolgende "Statuswechsel" die Pat_innen von
weiteren Kostenforderungen freistellen würde.

Mit Urteil vom 26.01.2017 entschied das Bundesverwaltungsgericht (BverwG)
dann jedoch, dass der Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 1 oder Abs.
2 AufenthG derselbe Aufenthaltszweck zugrunde liege wie der vorher zur
Einreise erteilten Aufenthaltserlaubnis nach § 23 Abs. 1 AufenthG,
weshalb die Haftung aus einer Verpflichtungserklärung nicht allein auf
Grund einer Anerkennung enden könne. Obwohl die meisten Verwaltungsgerichte
die Auffassung des BVerwG teilen, haben in der Folgezeit verschiedene
Gerichte aus unterschiedlichen Gründen geurteilt, dass die Haftung aus
einer Verpflichtungserklärung auch vor Ablauf von drei Jahren (teilweise)
ausgeschlossen sein könne.

Entsprechend sind die Jobcenter dazu übergegangen, Personen, die sich zur
Kostenerstattung verpflichtet hatten, mit teils horrenden - oftmals
existenzbedrohenden - Rückzahlungsforderungen für Zeiten auch nach
rechtskräftiger Anerkennung als Flüchtling oder subsidiär Schutzberechtigte
zu überziehen.

Da die in Rede stehenden Verpflichtungserklärungen vor dem 06. August 2016
abgegeben wurden, gelten sie längstens für einen Zeitraum von drei Jahren
(§ 68a AufenthG). Auch wenn die Frage der Dauer und des Umfanges der
Haftung auf Grundlage einer Verpflichtungserklärung im Kontext von
Landesaufnahmeprogrammen trotz Vorliegens des Urteils des BVerwG noch nicht
in all ihren Facetten geklärt ist, führen der Druck auf die
Verpflichtungserklärungsgeber_innen durch die Jobcenter und die
Verbitterung bzw. das allgemeine Entsetzen darüber, dass ein an sich
humanitärer und zunächst allen Anschein nach rechtlich abgesicherter Akt
sich im Nachhinein als z.T. existenzbedrohende Handlung erweist, dazu, dass
die Herbeiführung einer schnellen und pragmatischen Lösung nicht länger auf
sich warten lassen kann.

 * 

Quelle:

Flüchtlingsrat Niedersachsen e.V.

Röpkestr. 12, 30173 Hannover

Telefon: 0511/98 24 60 30, Fax: 0511/98 24 60 31

Mo-Fr: 10.00 bis 12.30, Di+Do: 14.00 bis 16.00

E-Mail: nds@nds-fluerat.org

Internet: www.nds-fluerat.org
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DEMOSKOPIE/783: Menschen in Deutschland überzeugt - Bürgersinn hängt nicht von der Herkunft ab (idw)


Bertelsmann Stiftung - 11.12.2018

Menschen in Deutschland überzeugt:

Bürgersinn hängt nicht von der Herkunft ab



Ist die deutsche Gesellschaft gespalten? Eine neue Studie der
Bertelsmann Stiftung zeigt, dass die in Deutschland lebenden Menschen sehr
ähnliche Vorstellungen davon haben, was einen guten Bürger ausmacht.
Unterschiedliche Einstellungen hängen besonders vom Alter und Wohnort ab -
weniger hingegen vom Migrationshintergrund.

Gütersloh 11.12.2018. Für die große Mehrheit aller in Deutschland lebenden
Menschen kann jeder ein guter Bürger sein - unabhängig davon, ob er in
Deutschland oder im Ausland geboren ist. Zudem herrscht bei 90 Prozent der
Menschen Einigkeit darüber, was einen guten Bürger ausmacht. Zwar gibt es
unterschiedliche Gewichtungen zwischen verschiedenen Gruppen - ob jemand
ausländische Wurzeln hat oder nicht, spielt allerdings eine
vergleichsweise geringe Rolle. Viel größer ist hingegen der Unterschied
zwischen den Menschen in Ost- und Westdeutschland sowie zwischen den
Generationen. Zu diesen Ergebnissen kommt eine Studie der Bertelsmann
Stiftung auf der Grundlage einer repräsentativen Untersuchung von Kantar
Emnid. Anhand von 15 Eigenschaften wurde gemessen, wie wichtig den
Menschen verschiedene Bürgertugenden sind.

Die höchste Zustimmung erhielten die Antworten "Gesetze befolgen",
"Respekt vor älteren Menschen zeigen" und "eigenverantwortlich für seinen
Lebensunterhalt sorgen" mit jeweils 98 Prozent. Am seltensten sprachen
sich die Befragten dafür aus "Bereitschaft zum Militärdienst" (48 Prozent)
und "seinen Stolz auf Deutschland zeigen" (61 Prozent) als Bürgertugenden
zu benennen. Jörg Dräger, Vorstand der Bertelsmann Stiftung, sieht die
Studienergebnisse angesichts der aktuellen Debatte um weltanschauliche
Gräben in der deutschen Gesellschaft als ermutigend: "Der Eindruck großer
gesellschaftlicher Spaltung täuscht. Die allermeisten Menschen in
Deutschland teilen grundsätzliche Ansichten darüber, welche Haltungen und
Handlungen für die Bürger wünschenswert sind. Darauf kann man ein gutes
gesellschaftliches Miteinander aufbauen, gerade in einem Einwanderungsland
wie Deutschland."

Im Ausland Geborene haben häufig wertkonservativere Einstellungen

Bei den Menschen mit ausländischen Wurzeln gibt es Unterschiede zwischen
den im Ausland und den in Deutschland Geborenen. Zwar teilen beide Gruppen
ihre stärkere Präferenz für Respekt vor Älteren und gegenüber Anhängern
anderer Religionen im Vergleich zu Personen ohne Migrationshintergrund.
Jedoch sprechen sich im Ausland geborene Migranten häufiger dafür aus, im
eigenen Umfeld auf Recht und Ordnung zu achten, Stolz auf Deutschland zu
zeigen und bereit zum Militärdienst zu sein. In Deutschland geborene
Migranten unterscheiden sich davon und bewerten diese Punkte ähnlich wie
die übrige Bevölkerung ohne Migrationshintergrund. Dazu Dräger: "In
Deutschland aufzuwachsen, hat eine große integrative Kraft - unabhängig
von den Wurzeln der eigenen Eltern."

Bei Vermittlung von Bürgersinn kommt es auf Familien und Schulen
an

Wichtige Orte der Vermittlung von Bürgersinn sind für die allermeisten die
Familien (93 Prozent) und Schule (88 Prozent). Kirchen,
Religionsgemeinschaften und Medien messen hingegen jeweils rund 50 Prozent
der Befragten eine große Bedeutung zu. Menschen ohne Migrationshintergrund
sehen in Vereinen (64 Prozent) wichtige Vermittler von Bürgertugenden -
dies wird von Menschen mit Migrationshintergrund (52 Prozent) seltener so
gesehen. Dieser Unterschied ist bei der Berücksichtigung des Wohnorts
ähnlich groß: 64 Prozent der Bürger in Westdeutschland sehen Vereine als
wichtiger an als die in Ostdeutschland (56 Prozent).

Zwischen jüngeren und älteren Befragten sind die Unterschiede
beispielsweise mit Blick auf die Toleranz gegenüber Mitmenschen und auf
den Respekt vor anderen Religionen auffällig. Das deutet für Dräger darauf
hin, dass Schwierigkeiten im Umgang mit der durch Migration gestiegenen
Vielfalt Ausdruck unterschiedlicher Generationserfahrungen sind: So belegt
der Mikrozensus, dass der Anteil der Personen mit Migrationshintergrund in
der jüngeren Generation wesentlich höher ist als bei den Älteren. Vielfalt
ist für die jungen Menschen in Deutschland eher gelebte Normalität als für
die älteren.

Statistische Analysen der prägnanten Unterschiede in den Gewichtungen
zwischen Befragten in Ost und West zeigen, dass sie nicht direkt mit der
sozioökonomischen Lage zusammenhängen. Sie lassen eher auf verschiedene -
historisch bedingte - Erfahrungen im Miteinander von Staat und Bürger
schließen. Unterm Strich bleibe aber, so Dräger, ein bemerkenswerter
Konsens im Land über Rechte und Pflichten von Bürgern über alle
ethnischen, sozialen und generationellen Grenzen hinweg.


Zusatzinformationen

Die Studie "Bürgersinn in der Einwanderungsgesellschaft - Was Menschen in
Deutschland unter einem guten Bürger verstehen" untersucht, wie stark das
Verständnis von einem guten Bürger in den verschiedenen
Bevölkerungsgruppen voneinander abweicht beziehungsweise sich ähnelt. Die
Ergebnisse der Studie basieren auf einer Umfrage, die im Juli und August
2018 durchgeführt wurde. Hierfür wurden 2.059 deutschsprachige Personen
(1.168 mit Migrationshintergrund) ab 14 Jahren aus dem gesamten
Bundesgebiet nach ihren Einschätzungen rund um das Thema Bürgersinn
befragt. Die Auswertung der vorliegenden Umfragedaten basiert auf einer
Repräsentativgewichtung einer disproportional angelegten Stichprobe. Die
Gewichtung stellt sicher, dass die der Auswertung zugrundeliegende
Stichprobe in ihrer Zusammensetzung der Struktur der Grundgesamtheit der
Bevölkerung entspricht. Damit sind die Untersuchungsergebnisse
repräsentativ.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution605

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bertelsmann Stiftung, 11.12.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ARBEIT/637: Den Globalen Migrationspakt umsetzen - Ausbeutung von ArbeitsmigrantInnen beenden (Südwind e.V.)


SÜDWIND e.V. - Institut für Ökonomie und Ökumene

Pressemitteilung vom 10. Dezember 2018

Den Globalen Migrationspakt umsetzen - Ausbeutung von
ArbeitsmigrantInnen beenden 



Bonn - Das SÜDWIND-Institut begrüßt, dass die Bundesregierung dem Globalen
UN-Migrationspakt zustimmen wird und fordert diese auf, insbesondere die
Ziele des Migrationspaktes zeitnah umzusetzen, die auf das Ende der
Arbeitsausbeutung von MigrantInnen abzielen.

Rund zwei Jahre haben die Mitgliedsstaaten der Vereinten Nationen am Text
des Globalen Migrationspaktes gearbeitet, der bei der derzeit tagenden
UN-Konferenz in Marrakesch (10./11. Dezember 2018) angenommen wird. Die
Texterstellung ging einher mit einem breiten Konsultationsprozess, in den
die internationale Zivilgesellschaft eingebunden war. Auch SÜDWIND hat sich
hieran beteiligt. Dieser sehr partizipative Prozess hat zu einem
Kompromisspapier geführt, in dem sich die Staaten immerhin dazu bekennen,
die Arbeitsausbeutung von MigrantInnen nicht zu tolerieren und ihre
Arbeitsrechte zu schützen (Ziel 6 des Migrationspaktes).

"Ausgehend vom Migrationspakt werden wir die Bundesregierung in ihren
Maßnahmen zur Beendigung der Arbeitsausbeutung von MigrantInnen auch in
Deutschland kritisch begleiten", so Dr. Sabine Ferenschild, 
SÜDWIND-Mitarbeiterin. "Die erst jüngst vom Deutschen Institut für Menschenrechte
festgestellten Fälle schwerer Arbeitsausbeutung auf dem Bau, in der
Fleischverarbeitung, aber auch in der Pflege oder der Landwirtschaft
belegen, wie wichtig ein forcierter Schutz der Arbeitsrechte von
MigrantInnen in Deutschland ist."

Die häufige Unterschreitung von gesetzlichen Mindestlöhnen für viele
MigrantInnen, die insbesondere Frauen treffen, haben neben den extrem
niedrigen Löhnen auch zur Folge, dass die MigrantInnen ihre
Herkunftsfamilien nicht in dem Ausmaß mit Heimatüberweisungen unterstützen
können, wie dies bei einer menschenwürdigen Beschäftigung und Entlohnung
möglich wäre. Dabei sind gerade solche Heimatüberweisungen für viele
Menschen in Entwicklungsländern eine wichtige Einnahmequelle und können
sehr positive entwicklungspolitische Effekte mit sich bringen. Die Kosten
für diese Überweisungen sind jedoch unverhältnismäßig hoch. Frauen leiden
darunter sogar noch mehr als Männer, denn sie überweisen häufiger kleinere
Beträge.

Der UN-Migrationspakt setzt hier das klare Ziel, diese Kosten deutlich zu
senken (Ziel 20). "Das ist gut, damit das wenige Geld, das die Frauen unter
oft ausbeuterischen Bedingungen verdienen, auch den Menschen in der Heimat
zugutekommt und nicht den Finanzdienstleistern", meint Irene Knoke,
wissenschaftliche Mitarbeiterin beim SÜDWIND-Institut. "Gerade Frauen
können mit ihrer Migration nicht nur zur wirtschaftlichen Entwicklung,
sondern auch zu sozialem Wandel beitragen, da sie Einfluss auf
traditionelle Rollenbilder nehmen."

Ein heute erschienenes Fact Sheet mit dem Titel "Zu welchem Preis:
Migration, Frauen und Heimatüberweisungen", das von Engagement Global im
Auftrag des BMZ und von der Stiftung Umwelt und Entwicklung
Nordrhein-Westfalen finanziert wurde, beschäftigt sich mit diesen
Fragestellungen, aber auch mit dem Preis, den Frauen für die (teils
erzwungene) Migration zahlen. Thematisiert werden auch die mit der
Migration verbundenen geschlechtsspezifischen Risiken und die Anfälligkeit,
der sich migrierende Frauen im Ausland gegenübersehen.

Neben dem Fact Sheet hat SÜDWIND in der letzten Woche eine zehnteilige
Videoreihe "Migration und Flucht verstehen" veröffentlicht, in der auch das
Thema der Arbeitsmigration und der Rücküberweisungen angesprochen wird.
Diese Videoreihe wurde ebenfalls von der Stiftung Umwelt und Entwicklung
Nordrhein-Westfalen sowie durch die Evangelische Kirche im Rheinland und
die Diözesanstelle Weltkirche-Weltmission im Erzbistum Köln gefördert.



Zum Fact Sheet (und den weiteren Publikationen):
suedwind-institut.de/index.php/de/publikationen-384.html

Zur Videoreihe "Migration und Flucht verstehen":

www.youtube.com/user/SuedwindInstitut

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 10. Dezember 2018

SÜDWIND e.V. - Institut für Ökonomie und Ökumene

Kaiserstraße 201, 53113 Bonn

Telefon: +49 (0)228-763698-0, Fax: +49 (0)228-763698-22

E-Mail: info(at)suedwind-institut.de

Internet: www.suedwind-institut.de
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GEWERKSCHAFT/302: ver.di begrüßt UN-Migrationspakt (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
10. Dezember 2018

ver.di begrüßt UN-Migrationspakt - Bsirske: Migration ist eine
Gestaltungsaufgabe für soziale Gerechtigkeit in den Herkunfts- und
Aufnahmeländern



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) begrüßt die
Verabschiedung des UN-Migrationspaktes durch 164 Mitgliedsländer der
Vereinten Nationen in Marrakesch.

"Menschen verlassen ihre Heimat nicht ohne Not. Oftmals sind es
Kriege, Klimakatastrophen oder katastrophale Lebensbedingungen, die
sie zur Flucht zwingen. Migration ist daher eine Gestaltungsaufgabe
für soziale Gerechtigkeit in den Herkunfts- und Aufnahmeländern",
sagte der ver.di-Vorsitzende Frank Bsirske zur Verabschiedung des
Paktes. Der Pakt für Migration schaffe ein globales Regelwerk, in dem
die unterschiedlichen Interessen von Herkunfts-, Transit- und
Aufnahmestaaten zusammenkämen. "Das ist gut so, denn die
Herausforderungen der Migration können nicht in nationalen
Alleingängen gelöst werden - dafür braucht es eine gemeinschaftliche,
globale Verantwortung", so Bsirske.

ver.di setzt sich seit vielen Jahren dafür ein, die Debatten um
Einwanderung und Integration zu versachlichen und Migration und
Mobilität als Normalzustand in einer globalisierten Welt zu
verstehen. Die im Pakt festgelegten Grundsätze wie das Recht auf
Zugang zur Gesundheitsversorgung, das Recht auf schulische Bildung
und Sprachkurse, die Ablehnung willkürlicher Inhaftierung und das
Recht auf Zugang zu Arbeit bei Einhaltung sozialer und
arbeitsrechtlicher Standards seien zu begrüßen, da sie den
gesellschaftlichen Zusammenhalt in den Aufnahmegesellschaften
stärkten, so der ver.di-Vorsitzende.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 10.12.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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LEISTUNGEN/625: Regierung ignoriert Pflicht zur Leistungserhöhung für Asylsuchende (Pro Asyl)


Pro Asyl - Pressemitteilung vom 11. Dezember 2018

Regierung ignoriert Pflicht zur Leistungserhöhung für Asylsuchende

PRO ASYL: Widerspruch einlegen und Überprüfungsanträge stellen



Die Leistungen, die Asylbewerber*innen erhalten, sind zu niedrig. Obwohl
das Bundesarbeitsministerium seit 2016 keine Erhöhung der Grundleistungen
verkündet hat, besteht ein Anspruch von Gesetzes wegen. So hat es das
Sozialgericht Stade in einem Urteil vom 13. November 2018 entschieden und
dem Kläger einen um mehrere Euro erhöhten Betrag zugesprochen. PRO ASYL
empfiehlt den Betroffenen, Ihre Ansprüche zu sichern: Durch Widersprüche
und Überprüfungsanträge - noch in diesem Jahr. Haupt- und ehrenamtliche
Flüchtlingsberater können dabei helfen.

Zum Hintergrund: Die Leistungen für Asylsuchende müssen in ihrer Höhe
jährlich entsprechend der Veränderungsrate des SGB XII angepasst werden, so
§ 3 Abs. 4 Asylbewerberleistungsgesetz. Klar: Alles wird teurer. Diese
Veränderung wird laut Gesetz jedes Jahr zum 1. November verkündet. Das ist
aber seit 2016 nicht mehr passiert. Eine solche formelle Verkündung ist
aber nicht vonnöten, so das VG Stade, denn die Erhöhung ergebe sich auch
direkt aus dem Gesetz. Es bestehe ein einklagbarer Anspruch darauf, dass
die Leistungen in angepasster Höhe bewilligt werden.

Das Bundesverfassungsgericht hatte 2012 über die Höhe der
Asylbewerberleistungen zu entscheiden. Auch damals stand das jahrelange
Versäumnis mehrerer Bundesregierungen im Zentrum, die Leistungen an die
gestiegenen Lebenshaltungskosten anzupassen. Karlsruhe hatte Neuregelungen
verlangt und sich zur Höhe des Bedarfes und der Prozedur geäußert, was zur
geltenden gesetzlichen Regelung geführt hat.

Dass es Regierungskoalition nunmehr wieder versäumt hat, die Bedarfssätze
anzupassen, ist ein veritabler Skandal. Bedürfnisse und Bedarf von
Asylsuchenden scheint man auch jetzt wieder vorsätzlich zu ignorieren,
ebenso den Wortlaut des Gesetzes.

PRO ASYL bittet Flüchtlingsinitiativen und Rechtsanwält*innen, möglichst
vielen Betroffenen dabei zu helfen, ihre Ansprüche zu sichern. Bis zum
31.12 2018 sollte ein sog. Überprüfungsantrag nach § 44 SGB SGB X
gestellt werden. Er hat das Ziel, dass die rechtswidrigen
Bewilligungsbescheide rückwirkend aufgehoben werden, also für 2017 und 2018
die Differenz nachgezahlt wird. Gegen die aktuellen Bewilligungsbescheide
muss ebenfalls fristgerecht Widerspruch eingelegt (und ggf. dann geklagt)
werden.

Um wieviel Geld geht es? Die Regelsatzhöhe in der Regelbedarfsstufe
1(Alleinstehende) hätte im Jahr 2017 bei korrekt vorgenommener Anpassung
bei 358 Euro, in 2018 bei 364 Euro liegen müssen. Die tatsächlich
ausgezahlten Beträge lagen und liegen wesentlich darunter, 2018 oft um 10
Euro. Für Asylsuchende sind das ebenso wenig Peanuts wie es
Minderleistungen für Hartz IV-Bezieher wären, wenn deren Regelsätze falsch
berechnet würden. Aufs Jahr bezogen summieren sich die Fehlbeträge
natürlich.

Angesichts der hartnäckigen Weigerung der Großen Koalition und insbesondere
des zuständigen Bundesarbeitsministeriums sollten Ehrenamtliche und
hauptamtliche Unterstützer*innen die Chance nutzen, mit Widersprüchen in
möglichst großer Zahl den Schaden für die Betroffenen zu begrenzen und
deutlich zu machen, dass man vor regierungsamtlicher Ignoranz keinen
Schritt zurückweicht.


PRO ASYL hat Fragen und Antworten zum Thema zusammengestellt, ebenso ein
Muster für einen Widerspruch/Überprüfungsantrag.

ggua.de/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/AsylbLG-Nachzahlung.pdf

 * 

Quelle:

Pro Asyl - Pressemitteilung vom 11. Dezember 2018

Postfach 160 624, 60069 Frankfurt/M.

Telefon: +49 069 - 23 06 88, Fax: +49 069 - 23 06 50

E-Mail: proasyl@proasyl.de

Internet: www.proasyl.de
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UN-REPORT/112: Sieben Millionen Kinder im Jemen gehen jeden Tag hungrig ins Bett (UNICEF)


UNICEF - Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen

Köln/Berlin - Dienstag, 11. Dezember 2018

Die Tragödie der Kinder stoppen

UNICEF-Situationsbericht Kinder im Jemen: 

Sieben Millionen Kinder im Jemen gehen jeden Tag hungrig ins Bett



Fast vier Jahre nach Beginn des Bürgerkriegs im Jemen ist die Situation der
Kinder in dem Land katastrophal: 80 Prozent von ihnen - über elf Millionen -
sind auf humanitäre Hilfe angewiesen.

In einem heute veröffentlichten Situationsbericht legt das
UN-Kinderhilfswerk UNICEF dar, dass im Jemen zwar bisher offiziell keine
Hungersnot erklärt wurde, aber in der Realität täglich Kinder hungern oder
sogar verhungern.

UNICEF ruft dazu auf, alles zu tun, um eine noch größere Tragödie im Jemen
zu verhindern. Das UN-Kinderhilfswerk führt im Jemen derzeit seine weltweit
größte Nothilfeoperation durch und weitet diese Hilfe noch aus -
insbesondere die therapeutische Versorgung mangelernährter Kinder. Hierzu
werden zusätzliche Behandlungszentren eingerichtet und Mitarbeiter in
Gesundheitseinrichtungen geschult, um akut mangelernährte Kinder frühzeitig
zu identifizieren und zu behandeln.

"Im Jemen gehen heute sieben Millionen Kinder jeden Abend hungrig ins Bett.
400.000 Kinder sind lebensbedrohlich mangelernährt und könnten jede Minute
sterben", sagte Geert Cappelaere, UNICEF-Regionaldirektor für den Mittleren
Osten und Nordafrika, der gerade von einem Besuch im Jemen zurückgekehrt
ist.

Alle zehn Minuten stirbt laut UNICEF ein Kind im Jemen an den Folgen von
vermeidbaren Krankheiten oder Mangelernährung. Über 6.700 Kinder und
Jugendliche unter 18 Jahren wurden bei Angriffen seit März 2015
nachweislich getötet oder schwer verletzt.

"Hinter diesen Zahlen stehen Kinder mit Namen, Gesichtern, Familien,
Freunden, Geschichten, zerstörten Träumen und zu früh beendeten Leben",
sagte Cappelaere. "Zakaria, ein zwölfjähriger Junge, den ich in einem
Rehabilitierungs-Zentrum getroffen habe, hütete Ziegen, als er auf eine
Landmine trat und für den Rest seines Lebens verstümmelt wurde. Die
neunjährige Alia schlief, als ihr Haus angegriffen wurde. Sie wachte in
einem Krankenhaus auf, ohne Beine."

UNICEF ruft die Konfliktparteien im Jemen dazu auf, den Schutz und die
Entwicklung der Kinder endlich über politische, militärische oder
finanzielle Interessen zu stellen. Die aktuellen Verhandlungen in Schweden
unter der Vermittlung der Vereinten Nationen müssen genutzt werden, um
einer Lösung des Konflikts näher zu kommen. Des weiteren appelliert UNICEF
an die internationale Gemeinschaft, die dringend benötigte Hilfe für Kinder
und Familien stärker zu unterstützen.

"Im Jemen zahlen die Kinder den höchsten Preis für die Unfähigkeit der
Erwachsenen, Frieden zu schaffen und die gewaltigen Probleme des Landes zu
lösen. Diese Kinder dürfen wir nicht ihrem Schicksal überlassen", erklärte
der Vorsitzende von UNICEF Deutschland, Georg Graf Waldersee, und rief die
Bundesbürger zu Spenden auf.

Über 230.000 lebensbedrohlich mangelernährte Kinder wurden in diesem Jahr
bereits mit therapeutischer Nahrung behandelt. Bei einer derzeit laufenden
Polio-Impfkampagne wurden bislang über vier Millionen Kinder erreicht. Für
2019 benötigt UNICEF für die Hilfe in den Bereichen Gesundheit, Ernährung,
Wasser und Hygiene, Bildung und psychosoziale Hilfe insgesamt rund 540
Millionen US-Dollar.

"Für das einzelne Kind geht es nicht einmal um große Summen: Mit einer
Spende von 34 Euro kann UNICEF beispielsweise lebenserhaltende Erdnusspaste
für einen Monat bereitstellen", erklärte Georg Graf Waldersee.



Der Situationsbericht aus dem Jemen: 

https://www.unicef.de/informieren/materialien/kinder-im-jemenein-situationsbericht/183058

 * 

Quelle:

UNICEF - Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen

Pressemitteilung vom 11. Dezember 2018

Herausgeber: Deutsches Komitee für UNICEF, Pressestelle

Höninger Weg 104, 50969 Köln

Telefon: 0221/936 50-0, Fax: 0221/93 65 02 79

E-Mail: mail@unicef.de

Internet: www.unicef.de
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ARBEIT/2889: Fachkräftemangel in Metall- und Elektroberufen erreicht Höchststand (idw)


Institut der deutschen Wirtschaft Köln e.V. - 10.12.2018

Herz der Wirtschaft getroffen: Fachkräftemangel in Metall- und
Elektroberufen erreicht Höchststand



Nahezu alle Metall- und Elektroberufe sind inzwischen von
Fachkräfteengpässen betroffen. Dies zeigt eine neue Studie des
Kompetenzzentrums Fachkräftesicherung (KOFA) am Institut der deutschen
Wirtschaft (IW). Fachkräfte mit abgeschlossener Berufsausbildung stehen
weiterhin im Fokus der Suche. Dennoch lässt sich die aktuelle Situation
nicht allein durch das gesteigerte Angebot an Ausbildungsplätzen lösen.
Die gute Nachricht: Trotz verschärfter Fachkräfteengpässe sind noch nicht
alle Potentiale bei der Rekrutierung von Mitarbeitenden ausgeschöpft.

Das Ausmaß des Fachkräftemangels in Metall- und Elektroberufen hat einen
neuen Höchststand erreicht - knapp 95 Prozent aller gemeldeten offenen
Stellen waren im Zeitablauf von Juli 2017 bis Juni 2018 in Berufen mit
Fachkräfteengpässen ausgeschrieben. Vor sechs Jahren traf das erst auf 70
Prozent der Stellen zu.

Qualifizierte Mitarbeiter in Metall- und Elektroberufen sind
flächendeckend in allen Bundesländern knapp. Dabei fehlen insbesondere
Personen mit abgeschlossener Berufsausbildung. Allein in den Metallberufen
waren 94,3 Prozent aller gemeldeten Stellen für Fachkräfte mit
Berufsausbildung ausgeschrieben. "Während es immer mehr offene Stellen für
beruflich Qualifizierte gibt, nimmt die Zahl der arbeitslosen Metall- und
Elektro-Fachkräfte deutlich ab. Für Unternehmen wird es daher immer
schwerer geeignete Bewerber zu finden", erklärt KOFA-Wissenschaftlerin
Lydia Malin.

Als Reaktion auf die Knappheit am Arbeitsmarkt haben Unternehmen ihr
Ausbildungsplatzangebot deutlich ausgeweitet. In Energie-, Elektro- und
Mechatronikberufen konnten Unternehmen dadurch im Vergleich zum Basisjahr
2012 die Zahl neu abgeschlossener Ausbildungsverträge um 9,2 Prozent oder
knapp 1.000 steigern. Allerdings wird es für Unternehmen auch hier immer
schwerer, geeignete Bewerber für die Ausbildung in einem M+E-Beruf zu
finden. Die Anzahl unbesetzter Ausbildungsstellen ist seit 2012 deutlich
gestiegen: Im Jahr 2017 blieben rund 7.155 der insgesamt 120.105
angebotenen Ausbildungsstellen in den M+E-Berufen und damit knapp 6
Prozent unbesetzt.

Eine positive Entwicklung ist hingegen die bessere Nutzung der
Fachkräftepotentiale von Frauen, Älteren und internationalen Fachkräften.
Beispielsweise ist der Frauenanteil an den sozialversicherungspflichtig
Beschäftigten in allen M+E-Fachbereichen und auf allen
Qualifikationsniveaus gestiegen, auch wenn Frauen in M+E-Berufen nach wie
vor stark unterrepräsentiert sind. Das bedeutet, trotz verschärfter
Fachkräfteengpässe sind noch nicht alle Potentiale ausgeschöpft. "Im
Hinblick auf spezifische Zielgruppen bestehen für die Fachkräftesicherung
noch Potenziale. Eine gezielte Ansprache der entsprechenden
Personengruppen in Stellenanzeigen, eine noch bessere Vereinbarkeit von
Familie und Beruf oder die Unterstützung bei der Anerkennung ausländischer
Berufsqualifikationen sind dafür hilfreich", rät KOFA-Expertin Lydia
Malin.

Über das KOFA: Das Projekt KOFA (Kompetenzzentrum Fachkräftesicherung) des
Instituts der deutschen Wirtschaft startete im Mai 2011 und wird durch das
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWi) gefördert. Der Fokus
des Projektes liegt in der Unterstützung von kleinen und mittleren
Unternehmen (KMU) bei der Fachkräftesicherung und der Gestaltung ihrer
Personalarbeit. Das KOFA bietet auf seiner Homepage www.kofa.de konkrete
Handlungsempfehlungen und Praxisbeispiele.

Dr. Lydia Malin, seit 2012 im IW; aktuell wissenschaftliche Mitarbeiterin
im Projekt "Kompetenzzentrum Fachkräftesicherung"; Studium der
Sozialwissenschaften (B.A.) an der Heinrich-Heine-Universität in
Düsseldorf, sowie der Soziologie und empirischen Sozialforschung (M.Sc.)
an der Universität zu Köln; Promotionsstudium am Graduiertenkolleg SOCLIFE
der Universität zu Köln.


Weitere Informationen unter:

http://www.kofa.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2317

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut der deutschen Wirtschaft Köln e.V., 10.12.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ARBEIT/2888: Tariflöhne steigen 2018 um 3,0 Prozent (idw)


Hans-Böckler-Stiftung - 10.12.2018

Tariflöhne steigen 2018 um 3,0 Prozent

Tarifbilanz des WSI-Tarifarchivs



Die Tariflöhne steigen im Jahr 2018 gegenüber dem Vorjahr um
durchschnittlich 3,0 Prozent (siehe auch Abbildung 1 in der pdf-Version
dieser PM; Link unten). Dies ergibt sich aus der vorläufigen Jahresbilanz,
die das Tarifarchiv des Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen
Instituts (WSI) der Hans-Böckler-Stiftung heute im Rahmen der
WSI-Tariftagung 2018 in Düsseldorf vorstellt.

Die Tariferhöhungen fallen insgesamt deutlich stärker aus als in den
beiden Vorjahren, in denen die Tarifvergütungen um jeweils 2,4 Prozent
zunahmen. Bei einem zu erwartenden durchschnittlichen Anstieg der
Verbraucherpreise von 1,9 Prozent ergibt sich demnach ein Reallohnzuwachs
von voraussichtlich 1,1 Prozent.

"Die Tarifrunde 2018 hat insgesamt zu kräftigen Lohnerhöhungen geführt",
sagt der Leiter des WSI-Tarifarchivs, Prof. Dr. Thorsten Schulten.
"Berücksichtigt man nur die Neuabschlüsse aus dem Jahr 2018, so ergibt
sich sogar ein Lohnplus von 3,5 Prozent. Die bereits in den Vorjahren
vereinbarten längerfristigen Lohnabschlüsse schlagen 2018 hingegen mit
einer Erhöhung von 2,5 Prozent zu Buche. Im Durchschnitt gibt es also
spürbare Reallohnzuwächse. Diese stützen die Binnennachfrage, welche die
deutsche Wirtschaft in einer schwierigen weltwirtschaftlichen Situation
bislang auf Wachstumskurs hält."

Die für das Jahr 2018 vereinbarten tabellenwirksamen Tarifsteigerungen
weisen insgesamt eine große Spannweite aus und bewegen sich zwischen 2,2
Prozent in der Energiewirtschaft Nordrhein-Westfalen (GWE-Bereich) und 6,6
Prozent im ostdeutschen Bauhauptgewerbe (siehe hierzu auch Übersicht 1 in
der pdf-Version). In den drei großen Tarifbranchen liegen die
tarifvertraglichen Abschlussraten bei 4,3 Prozent in der Metall- und
Elektroindustrie, 3,6 Prozent in der chemischen Industrie und
durchschnittlich 3,5 Prozent im öffentlichen Dienst bei Bund und
Gemeinden, wobei hier einige Lohngruppen (Berufseinsteiger, unterste
Lohngruppen sowie bestimmte Fachkräfte) auch deutlich höhere Zuwächse von
mehr als 4,0 Prozent erhalten. Die Mehrzahl der Tarifabschlüsse hat eine
mehrjährige Laufzeit und sieht weitere Tariferhöhungen für das Jahr 2019
vor, die sich mehrheitlich zwischen 2,0 und 3,6 Prozent bewegen.

In der Tarifrunde 2018 spielten in zahlreichen Branchen neben den
Entgelterhöhungen auch Fragen der tarifvertraglichen Arbeitszeitgestaltung
wieder eine zunehmende Rolle. Hierzu gehören neue Möglichkeiten der
individuellen Arbeitszeitverkürzung sowie Wahloptionen, bei denen die
Beschäftigten zwischen mehr Geld oder zusätzlichen freien Tagen wählen
können. Entsprechende Vereinbarungen wurden z. B. in der Metall- und
Elektroindustrie oder bei der Deutschen Post AG vereinbart. In der
chemischen Industrie verpflichteten sich die Tarifvertragsparteien, in den
nächsten Monaten gemeinsam nach neuen Möglichkeiten der individuellen
Arbeitszeitgestaltung zu suchen. Nach Analyse des Tarifexperten Schulten
hat "die Tarifrunde 2018 insgesamt eine Renaissance der tariflichen
Arbeitszeitpolitik eingeleitet, die sich auch in den zukünftigen
Tarifrunden weiter fortsetzen wird."


Weitere Informationen unter:

https://www.boeckler.de/pdf/pm_ta_2018_12_10.pdf

- Die PM mit Grafik und Tabelle

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution621

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hans-Böckler-Stiftung, 10.12.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GEWERKSCHAFT/1751: Bundesarbeitsminister Heil bei Real - "Kein sozialer Frieden ohne Tarifbindung" (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
11. Dezember 2018

Bundesarbeitsminister Heil bei Real: "Kein sozialer Frieden ohne
Tarifbindung" - Für Allgemeinverbindlichkeit von Tarifverträgen



Berlin - Für eine größere Akzeptanz bei Arbeitgebern, Tarifverträge einer
Branche für allgemeinverbindlich zu erklären, hat sich
Bundesarbeitsminister Hubertus Heil in einem Gespräch mit
Betriebsräten des zum Verkauf stehenden SB-Warenhauses Real und
Vertretern der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di)
ausgesprochen. Er wolle mit dem Handelsverband Deutschland Gespräche
führen, sagte Heil. Bisher haben häufig branchenfremde
Arbeitgeberverbände die Allgemeinverbindlichkeitserklärung von
Tarifverträgen verweigert. "Einen sozialen Frieden in Deutschland
kann ich mir ohne Tarifbindung nicht vorstellen", sagte Heil. Zudem
müssten "Gewerkschafts- und Betriebsratsarbeit ungehindert
stattfinden können".

Der Real-Gesamtbetriebsratsvorsitzende Werner Klockhaus berichtete,
dass die derzeit unterschiedliche Bezahlung bei Real "zu Neid und
Zwiespalt in der Belegschaft" führe. Die Tarifflucht des Unternehmens
in den Billig-Tarif des Vereins DHV, der so gut wie keine Mitglieder
bei Real hat, würde Neubeschäftigte vielfach zu Hartz IV-Aufstockern
machen und führe direkt in die Altersarmut. Das Management habe
offenbar nur die Personaleinsparungen im Kopf. Die Befürchtung der
Beschäftigten sei groß, dass die Metro-Konzernführung "die
Beschäftigten nicht in gute Hände abgibt, sondern ohne Rücksicht auf
die soziale Verantwortung an den Meistbietenden verkauft", erklärte
der Gesamtbetriebsratsvorsitzende.

ver.di-Bundesvorstandsmitglied Stefanie Nutzenberger sagte,
Lohndumping großer Konzerne wie Metro, die ihre Beschäftigten
nötigten, Aufstockerleistungen und damit Steuergelder in Anspruch zu
nehmen, dürfe unsere Gesellschaft nicht dulden. "Hier werden
Steuergelder für Aufstockerleistungen missbraucht als
Umwegfinanzierung für höhere Renditen von Aktionären oder
Eigentümern", sagte Nutzenberger. Die Gewerkschafterin nannte die
Allgemeinverbindlichkeitserklärung der Tarifverträge im Einzelhandel
für unerlässlich, um die Tarifflucht von Unternehmen zu stoppen.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 11.12.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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STANDPUNKT/044: Atomwaffen vor Gericht - Prozess gegen Friedensaktivist*innen (IPPNW)


IPPNW-Pressemitteilung vom 10. Dezember 2018

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Atomwaffen vor Gericht

Prozess gegen Friedensaktivist*innen



Die ärztliche Friedensorganisation IPPNW appelliert an den zuständigen
Richter des Amtsgerichtes Cochem, die fünf angeklagten
Atomwaffengegner*innen freizusprechen. Am Mittwoch müssen sie sich für ihre
Aktion des Zivilen Ungehorsams auf dem Atomwaffenstützpunkt Büchel
verantworten. Sie waren am 23. Juli 2018 aus Protest gegen die dort
gelagerten Massenvernichtungswaffen in den Stützpunkt eingedrungen und
haben auf der Start- und Landebahn gesungen und musiziert.

Anlässlich der Friedensnobelpreisverleihung an die Kampagne ICAN
(International Campaign to Abolish Nuclear Weapons) vor genau einem Jahr
erinnert die ärztliche Friedensorganisation daran, dass die
Atomwaffenpolitik der Bundesregierung fortgesetzes Unrecht darstellt. Schon
im Jahr 2010 hatten die Bundestagsfraktionen von Union, SPD, FDP und Grünen
fraktionsübergreifend den Abzug der US-Atomwaffen aus Deutschland
gefordert. Bis heute ist dies allerdings nicht umgesetzt: Die Atomwaffen
sollen sogar modernisiert werden.

Die Friedensaktivist*innen, darunter ein IPPNW-Mitglied, haben mehrere
Anträge vorbereitet, um darzulegen, dass die Aktion des Zivilen Ungehorsams
angesichts der Bedrohung, die von den Atomwaffen in Büchel ausgeht, mit dem
Grundgesetz vereinbar ist. "Die Atomwaffen sind in ihrem
Zerstörungspotenzial einzigartig. Eine einzige Atombombe, abgeworfen über
einer großen Stadt, kann Millionen Menschen töten. Im Falle eines atomaren
Angriffs wäre die medizinische Infrastruktur zerstört und effektive
humanitäre Hilfe unmöglich. In einem atomaren Konflikt, wird Büchel nicht
nur Ausgangsort für den Massentod sein, sondern auch Ziel", erklärt Dr.
Inga Blum, Vorstandsmitglied der IPPNW und ICAN-Mitglied.

Der Prozess findet am 12.12.2018 um 9 Uhr vor dem Amtsgericht Cochem statt.
Eine Mahnwache beginnt bereits ab 8 Uhr vor dem Gerichtsgebäude.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 10. Dezember 2018

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Körtestr. 10, 10967 Berlin

Tel. 030/69 80 74-0, Fax: 030/69 38 166

E-Mail: ippnw@ippnw.de

Internet: www.ippnw.de
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INTERNATIONAL/356: Argentinien - Milagro Sala ist nicht alleine (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Argentinien: Milagro Sala ist nicht alleine

Von David Lifodi, La Comunidad para el Desarrollo Humano, 10. Dezember
2018



Mehr als eintausend Tage nach ihrer Inhaftierung geht die politische
Verfolgung der Leiterin der sozialen Nachbarschaftsorganisation Tupac
Amaru weiter, aber auch die internationale Solidarität wächst und die
Proteste reißen nicht ab.

"Para Milagro, la libertad; para Morales, el repudio popular" ("Für
Milagro die Freiheit, für Morales die Ablehnung des Volkes"): Das war
der vorherrschende Slogan der tausenden von Menschen und sozialen
Organisationen, die am 11. Oktober diesen Jahres in Buenos Aires
demonstrierten, um die Freilassung von Milagro Sala, Abgeordnete des
Parlasur und soziale Leiterin von Tupac Amaru, zu fordern, die nun
bereits seit über 1.000 Tagen willkürlich und illegal inhaftiert ist.

Am 16. Januar 2016 wurde Milagro Sala wegen einer Reihe von politisch
motivierten Anschuldigungen verhaftet. Für die Inhaftierung der
Aktivistin von Tupac Amaru, die derzeit in ihrem Haus in El Carmen,
Jujuy (im Norden Argentiniens) festgehalten wird, sind letztlich
Präsident Mauricio Macri und Gerardo Morales, Gouverneur der Provinz
Jujuy verantwortlich. Durch ihren jahrelangen Kampf für den Bau von
Schulen, Krankenhäusern und ganzen Stadtteilen, zusammen mit ihren
Kollegen von Tupac Amaru und mit finanziellen Mitteln seitens des
Staates während der Kirchner-Regierung, ist Sala inzwischen zu einem
Symbol des wachsenden sozialen Konflikts im Land geworden.

Die Proteste gegen die Entlassungswelle der Arbeiter in den mit Tupac
Amaru verbundenen Genossenschaften und Kooperativen, die in der
berühmten Acampada (zu dtsch. etwa: Sitzstreik) auf dem Platz vor dem
Palast von Gouverneur Morales gipfelten, stellten den Casus Belli dar,
der es ihrem erbittertsten Feind erlaubte, sie in Haft zu nehmen.
Seitdem wurden eine erfundene bizarre Anschuldigungen nach der anderen
zusammengetragen, während die 66.000 Arbeiter der Kooperativen, für
die diese Frau kämpfte, arbeitslos bleiben.

In einem Interview mit der argentinischen Zeitung Página 12 wies
Milagro Sala darauf hin, dass Jujuy zu einem Versuchslabor der
Repression gegen soziale Bewegungen geworden ist, und prangerte
zugleich den Gebrauch der Justiz als politisches Mittel an. Während
dieser eintausend Tage haben sich das Nationale Komitee zur Verhütung
von Folter in Argentinien, die Arbeitsgruppe für willkürliche
Verhaftungen der Vereinten Nationen sowie die Interamerikanische
Menschenrechtskommission für sie eingesetzt und gegen das gestellt,
was immer mehr eine offensichtliche justizpolitische Verfolgung zu
sein scheint.

Milagro Sala, die erste politische Gefangene der Präsidentschaft von
Mauricio Macri, hat immer gegen die Politik von Cambiemos (Macris
Partei) und seinen Anhängern gekämpft. Vom Fall Santiago Maldonado
[1], dessen Tod zu Recht als "Staatsverbrechen" definiert werden kann,
bis hin zur Verfolgung von Milagro Sala ist die Politik der Regierung
offensichtlich sozialen Bewegungen gegenüber feindlichst eingestellt.
In diesem Zusammenhang ist ein Brief von Milagros Tochter Claudia,
verlesen gegen Ende der Demonstration für ihre Freilassung in Buenos
Aires, von Bedeutung: "Ich bitte Euch, gegen diese Regierung zu
kämpfen, die eine der dunkelsten Zeiten für unser Land darstellt".

Zu den zahlreichen Initiativen zur Unterstützung der Aktivistin von
Tupac Amaru gehört unter anderem auch der Dokumentarfilm "Milagro",
der am vergangenen 11. Oktober in Buenos Aires vorgestellt wurde und
der von Cynthia García und Martín Adorno geschrieben und produziert
wurde.

Am vergangenen 8. August wurde Milagro Sala erneut Opfer von Willkür,
als der Richter Pablo Pullen Llermanos die Verlegung aus ihrer Wohnung
in das Bundesgefängnis in General Güemes in der Provinz Salta
angeordnet hatte, ohne dass ein wirklicher Grund für die Aufhebung des
Hausarrests vorlag, und trotz der wiederholten Empfehlungen der
Arbeitsgruppe für willkürliche Verhaftungen der Vereinten Nationen,
der argentinische Staat solle alle notwendigen Maßnahmen ergreifen, um
die Rechte der Gefangenen zu wahren. Das Komitee für die Freiheit von
Milagro Sala schrieb damals: "Sie wollen ihren Tod. Gouverneur Gerardo
Morales und Richter Pullen Llermanos setzen ihre Politik der Schikanen
gegen Milagro fort. Es wird immer deutlicher, dass sie sich nicht um
ihr Leben scheren. Sie sind nicht an Gerechtigkeit interessiert,
sondern an Rache an einer Frau, die das tat, was kein Politiker in
Jujuy für die Ärmsten der Armen getan hat".

Die aktuellen politischen Rahmenbedingungen in Argentinien sind für
Milagro jedoch alles andere als günstig und ihre Verfolgung wurde auch
mehrmals durch einen Leitartikel der rechten Tageszeitung La Nación
angeheizt, der auf Vorwürfe aus dem Jahr 2012 zurückgeht, die
Abgeordnete des Parlasur habe sich persönliche Vorteile verschafft und
die damals von der Regierung Kirchner für soziale Zwecke gewährten
Mittel zweckentfremdet. "Heute", so Milagro Sala, "missbrauchen Macri
und Morales die Justiz, um politische Gegner zum Schweigen zu bringen,
während das Land vom Internationalen Währungsfonds regiert wird. Sie
beschuldigen uns der Korruption, aber sie sind diejenigen, die korrupt
sind".

#LiberenaMilagro (Freiheit für Milagro) und #1000diasPresaPolitica
(1000 Tage Politische Gefangene) lauten die Slogans, die gegen die
konstruierten Prozesse erklingen, welche nicht nur darauf abzielen,
Sala politisch zu eliminieren, sondern auch auf die Beendigung des
Kirchnerismus und der sozialen Errungenschaften, die sich die
Argentinier in so vielen Jahren hart erkämpft haben. Milagro Sala,
politische Gefangene von Morales und Macri, hat es geschafft, ihre
Geschichte der Verfolgung in der ganzen Welt bekannt zu machen: Der
Kampf um ihre Befreiung und der aller anderen politischen Gefangenen
des Landes dauert an, bis die Gerechtigkeit siegt!


Übersetzung aus dem Italienischen von Evelyn Rottengatter

Link zum Originalartikel:

http://www.labottegadelbarbieri.org/argentina-milagro-sala-non-e-sola/


Anmerkung:

[1] https://www.pressenza.com/search_gcse/?q=Santiago%20Maldonado


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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SCHACH-SPHINX/06773: Stärke gegen Schläue (SB)


Rivalitäten unter Großmeistern sind nichts Ungewöhnliches. Seit den
frühen Tagen der Turnierwettkämpfe gab es immer wieder Streithähne,
die im Ringen miteinander nicht nur ihre spielerische Stärke testen
wollten, sondern zugleich auch den Wert ihrer Strategien und
Eröffnungskonzepte zu einer Art weltanschaulicher Debatte machten.
Eine besondere Pikanterie begleitete beispielsweise die Partien
zwischen Efim Geller und Wassily Smyslow. Geller war ein robuster
Angriffskünstler, der die kombinatorische Vielfalt weitaus höher
stellte als den soliden positionellen Aufbau. In diesem Sinne fand er
in Symslow seinen Antagonisten. Dieser propagierte nämlich die
Widerstandskraft solcher Stellungen, die auf den flexiblen Prinzipien
der Positionskunst gestützt waren. Es verwundert daher nicht, daß
zwischen den beiden stets die Fetzen flogen, um es einmal trivial zu
sagen, wenn sie aufeinandertrafen. In Amsterdam 1956, während des
Kandidatenturniers, erprobten beide ihre Auffassungen in einer wilden
nimzoindischen Schlacht. Geller verschärfte die Partie früh mit einem
mutigen Vorstoß im Zentrum, Smyslow hielt dagegen und verteidigte sich
äußerst erfindungsreich. Stärke gegen Schläue, so das Kampfmotiv, und
wie so oft sollte auch im heutigen Rätsel der Sphinx der allzu wüste
Ehrgeiz durch Besonnenheit in der Anwendung der Mittel besiegt werden.
Smyslow, mit den schwarzen Steinen am Zuge, fand nun einen
geistreichen Weg, um dem weißen Angriff endgültig den Zahn zu ziehen,
Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06773: Stärke gegen Schläue (SB)]



Geller - Smyslow

Amsterdam 1956


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Die Notwendigkeit, die Qualität herzugeben, gründete sich auf die
Folge 1...c6xd5 2.Dd1xd5 Sb8-a6 3.g5-g6 Sa6-c7 4.g6xh7+! Kg8xh7 5.Dd5-
f5+ bzw. 3...Sd7-f8 4.g6xf7+ Kg8-h8 5.h5-h6 Sa6-c7 6.Sd6-f5! und
Schwarz geht im Angriff unter.



Erstveröffentlichung am 12. Dezember 2005

11. Dezember 2018
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MELDUNG/237: Sozialer Zusammenhalt in den Städten entsteht nicht von allein (idw)


Deutsches Institut für Urbanistik - 10.12.2018

Sozialer Zusammenhalt in den Städten entsteht nicht von allein

Städte benötigen ausreichende finanzielle und personelle Mittel sowie
passende Rahmenbedingungen



Berlin. Wie lässt sich sozialer Zusammenhalt in der Stadtgesellschaft
angesichts von Zuwanderung und zunehmender Vielfalt gestalten? Diese Frage
diskutieren heute über 100 Expertinnen und Experten aus der kommunalen
Praxis, der Bundes-, Landes- und Kommunalpolitik sowie der Wissenschaft
bei der Fachtagung "(Neu-)Zuwanderung bewegt - Sozialer Zusammenhalt in
der Stadtgesellschaft".

Zum Austausch hatten das Deutsche Institut für Urbanistik, die Beauftragte
der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration, die
Bertelsmann Stiftung und die Robert Bosch Stiftung nach Berlin eingeladen.
Die Veranstaltung ist Auftakt zur Neuauflage des Nationalen Aktionsplans
Integration der Bundesregierung.

Die Zuwanderung von Geflüchteten der vergangenen vier Jahre war in dieser
Dimension neu und stellt bis heute eine Herausforderung dar - vor allem
für die Kommunen. Dabei stehen Fragen der längerfristigen Integration in
die Gesellschaft ebenso im Fokus wie die Folgen verstärkter
Migrationsbewegungen für den gesellschaftlichen Zusammenhalt. Integration
stellt sowohl Anforderungen an die Zugewanderten als auch an die
Stadtgesellschaft, denn vor Ort muss ein guter Umgang mit Vielfalt
gefunden werden. Klar ist auch: Integration gelingt nicht kurzfristig.
Deshalb werden Städte und Gemeinden dauerhaft intensiv mit dem Thema
befasst sein.

Prof. Dr. Carsten Kühl, Geschäftsführer und Institutsleiter des Difu,
würdigte in seiner Begrüßung die Leistungen der Städte, hob aber auch die
Verantwortung von Bund und Ländern hervor: "Die Städte haben einen großen
Anteil daran, dass gesellschaftlicher Zusammenhalt entsteht und die neu
Zugewanderten sich als gleichberechtigte Bürgerinnen und Bürger verstehen.
Städte benötigen dafür passende politische Rahmenbedingungen sowie
ausreichende finanzielle und personelle Ressourcen. Basis einer
gelingenden Integration ist adäquates Wohnen. Erhebliche Investitionen in
die soziale Wohnraumförderung, neue boden- und mietenpolitische
Instrumente zur Begrenzung von Spekulation, Immobilien- und
Mietpreisentwicklung sind wichtige Bausteine, damit das Wohnen in den
städtischen Nachbarschaften für alle leistbar bleibt."

Staatsministerin Annette Widmann-Mauz, Beauftragte der Bundesregierung für
Migration, Flüchtlinge und Integration betonte in ihrem Grußwort: "Unsere
Städte und Gemeinden haben in den letzten Jahren Enormes geleistet bei der
Aufnahme von Geflüchteten und bei ersten Schritten der Integration.
Integration und Vielfalt sind eine Daueraufgabe und eine Dauerchance für
unser Land! Bei der Weiterentwicklung städtischer Strukturen müssen wir
diese Daueraufgabe immer mitdenken. Stadtentwicklung und Integration
müssen noch stärker gemeinsam gedacht und geplant werden. Dazu gehört, die
soziale Infrastruktur in den Quartieren zu verbessern und Orte der
Begegnung und Integration zu schaffen."

Stephan Vopel, Direktor Programm Lebendige Werte der Bertelsmann Stiftung:
"Damit das Zusammenleben in vielfältigen Städten gelingt, ist eine
proaktive Gestaltung des Miteinanders durch lokale Politik und Verwaltung
notwendig. Besonders wichtig ist dabei auch die Beteiligung der
zivilgesellschaftlichen Akteure in den Kommunen. Denn eines ist deutlich
geworden: Die Bürgerinnen und Bürger haben durch ihr ehrenamtliches
Engagement einen enormen Beitrag dazu geleistet, die Herausforderungen
durch Flüchtlingszuwanderung zu meistern."

Wichtige Anstöße für die Debatte steuern Vertreterinnen und Vertreter aus
Wissenschaft, Praxis und Politik bei: Unter anderem Prof. Walter Siebel
von der Universität Oldenburg und Suat Yilmaz von der Landesweiten
Koordinierungsstelle Kommunale Integrationszentren in Nordrhein-Westfalen.

Der Blick richtet sich bei der laufenden Tagung sowohl auf die großen als
auch die kleineren Städte in den eher ländlichen Regionen.

Die Neuauflage des Nationalen Aktionsplans Integration der Bundesregierung
orientiert sich an den fünf Phasen der Zuwanderung und des Zusammenlebens:
"Vor der Zuwanderung", "Erstintegration", "Eingliederung",
"Zusammenwachsen", "Zusammenhalt". Gemeinsam mit Ländern, Kommunen und
nichtstaatlichen Akteuren, insbesondere mit Migrantenorganisationen,
werden Handlungsfelder und konkrete Maßnahmen erarbeitet, um die
Integration insgesamt voranzutreiben. Die Ergebnisse werden auf den
kommenden Integrationsgipfeln von Bundeskanzlerin Angela Merkel
präsentiert. Die Veranstaltung leistet einen Beitrag im Themenbereich
"Stadtentwicklung und Wohnen" des Nationalen Aktionsplans Integration.

Fachliche Partner der Veranstaltung sind der Deutsche Städtetag und der
Deutsche Städte- und Gemeindebund.


Kurzinfo: Deutsches Institut für UrbanistikDas Deutsche Institut für
Urbanistik (Difu) ist als größtes Stadtforschungsinstitut im
deutschsprachigen Raum die Forschungs-, Fortbildungs- und
Informationseinrichtung für Städte, Kommunalverbände und
Planungsgemeinschaften. Ob Stadt- und Regionalentwicklung, kommunale
Wirtschaft, Städtebau, soziale Themen, Umwelt, Verkehr, Kultur, Recht,
Verwaltungsthemen oder Kommunalfinanzen: Das 1973 gegründete unabhängige
Berliner Institut - mit einem weiteren Standort in Köln - bearbeitet ein
umfangreiches Themenspektrum und beschäftigt sich auf wissenschaftlicher
Ebene praxisnah mit allen Aufgaben, die Kommunen heute und in Zukunft zu
bewältigen haben. Der Verein für Kommunalwissenschaften e.V. ist
alleiniger Gesellschafter des in der Form einer gemeinnützigen GmbH
geführten Forschungsinstituts.

Weitere Informationen/Programm-Flyer:

https://difu.de/12102

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution225

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsches Institut für Urbanistik, 10.12.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/358: Wissenschaftlicher Begleitbericht zu BERLIN HAT TALENT veröffentlicht (idw)


DHGS Deutsche Hochschule für Gesundheit und Sport - 10.12.2018

Wissenschaftlicher Begleitbericht zu BERLIN HAT TALENT vom ILT
veröffentlicht



Das Institut für Leistungssport und Trainerbildung (ILT) der DHGS
Deutschen Hochschule für Gesundheit und Sport und Leitung von Prof. Dr.
Jochen Zinner hat den nunmehr 6. wissenschaftlichen Begleitbericht zum
Nachwuchskonzept BERLIN HAT TALENT veröffentlicht.

Hier die wichtigsten Ergebnisse und Informationen:


	Studie mit 37.000 Schülern seit 2011: Sport ist das wichtigste Hobby vieler Kinder

	Analyse 2017/18 zeigt stabile Fitnesswerte bei Drittklässlern, gibt aber auch Anlass zu Sorge

	das Talent-, Gesundheits- und Integrationspotenzial von Berlin für Schulen und Vereine wird zu wenig genutzt

	Bundesweite Beachtung für Berliner Diagnostik - jetzt muss die Praxisumsetzung verstärkt werden

	für die gesellschaftlichen Herausforderungen müssen nun die Kräfte aus Politik, Schule und Sport langfristig besser gebündelt werden.



Berliner Drittklässler schätzen Bewegung und Sport mehr als "digitale
Daddelei"! Das belegt die seit 2011 mit über 37.000 Berliner
Drittklässlern durchgeführte Langzeitstudie der DHGS Deutschen Hochschule
für Gesundheit und Sport. Realisiert wird sie im Nachwuchskonzept BERLIN
HAT TALENT vom Landessportbund Berlin (LSB), Berliner Senat und der DHGS.
Dazu nehmen jährlich die Drittklässler mehrerer Bezirke Berlins am
Deutschen Motorik-Test und einer Abfrage zu ihrem sportlich-sozialen
Umfeld teil. Die Auswertung der Daten im Schuljahr 2017/18 mit 7373
Drittklässlern zeigt u.a.:


	Glücksmotor Sport: Mehr als 90% der im Schulsport befragten Kinder fühlen sich glücklich und zufrieden, wollen mehr Sport

	Sportvereine sind entscheidender Garant für gute Fitness und anhaltendes Bewegungsinteresse

	Gute Chancen für Breitensport, Talentförderung und Integration: 60% sind noch ohne Sportverein

	Erhebliche Gesundheits- und Zukunftsgefahr: 9,7% sind bereits stark übergewichtig, exzessiver Mediengebrauch ist häufig mit erschreckend hoher Adiposität verbunden

	Großes Potenzial für eine Berliner Bewegungsoffensive: 80% nutzen keine Sport-AG's der Schulen



"BERLIN HAT TALENT zeigt beeindruckend, wo die Sport- und
Gesundheitsmetropole Berlin vorbildlich agiert, aber auch, welch große
Chancen dabei ungenutzt bleiben"

Prof. Dr. Jochen Zinner, Direktor des Instituts für Leistungssport und
Trainerbildung (ILT)

DENN: Auch wenn "die Welt" in dem Altersbereich der Drittklässler noch
weitestgehend zufriedenstellend ist - 15% der untersuchten Drittklässler
sind unterdurchschnittlich fit. Kinder mit Migrationshintergrund sind
doppelt so häufig adipös und deutlich weniger im Verein. Besonders
alarmierend: Die Risikofaktoren für gute gesundheitliche Entwicklung
treten verkettet auf. Viel zu selten kommen Bewegungs- und Sportangebote
gerade für begabte und motorisch schwächere Kinder gleichermaßen
treffgenau "an den Mann".

"Im Theorie-Praxis-Transfer bleibt BERLIN HAT TALENT unter seinen
Möglichkeiten. Wir erkennen die Zusammenhänge zwischen sozialem Umfeld,
sportlichem Engagement und guter gesundheitlicher Entwicklung und wissen
zuverlässig, an welchen "Brennpunkten" es sich lohnt, langfristig zu
intervenieren. Soll das gelingen, müssen die Kraftanstrengungen aller
daran beteiligten Akteure deutlich intensiviert und viel stärker gebündelt
werden."

Prof. Dr. Jochen Zinner, Direktor des Instituts für Leistungssport und
Trainerbildung (ILT)

Als bundesweites Leuchtturmprojekt hat BERLIN HAT TALENT alle
Möglichkeiten, Idee und Vision für eine neue Qualität von Bewegung und
Sport in unserer wachsenden Stadt zu sein. Für die Bewegungsfreude der
Drittklässler ist offensichtlich: Weniger sie sind das Problem, sondern
eher ein mögliches Versagen des Umfelds?!

"BERLIN HAT TALENT wird nicht beim 'sollte, müsste, könnte' stehenbleiben,
sondern gezielt die exzellenten Diagnosedaten nutzen, um Negativtrends
entgegen zu wirken. Wir haben dazu eine Stabsstelle im LSB geschaffen, für
die effektive Zusammenarbeit von Schulen und Vereinen unsere
Netzwerkerstellen aufgestockt, Weiter-bildungszertifikate und sogar einen
neuen Bachelorstudiengang 'Soziale Arbeit und Sport' angestoßen."

Klaus Böger, Präsident des Landessportbundes Berlin e.V.


Weitere Informationen unter:

https://trainer-offensive.de/index.php?id=32

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1981

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

DHGS Deutsche Hochschule für Gesundheit und Sport, 10.12.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KLEINKUNST/901: Bielefeld - Kabarett im Doppelpack am 20.01.2019


Stadt Bielefeld

Kabarett im Doppelpack



Bielefeld (bi). Im nächsten Jahr wird es im Historischen Museum
humorvoll: Am Sonntag, 20. Januar, um 19 Uhr präsentiert der
Paderborner Kabarettist und Autor Erwin Grosche sein neues Programm
"Grosches Weltlexikon". Dabei sucht der preisgekrönte Kleinkünstler
nach Erklärungen für die Wunder, Merkwürdigkeiten und Absurditäten des
Lebens. Die "Mindener Stichlinge" treten am Mittwoch, 13. Februar, um
19 Uhr mit ihrem Programm "Bei Gewitter nicht hüpfen" auf. Dabei
nehmen sie satirisch die politische und gesellschaftliche
Großwetterlage aufs Korn.

Die Kabarettveranstaltungen kosten jeweils 20 Euro. Karten sind ab
sofort im Vorverkauf an der Museumskasse erhältlich. Vorbestellungen
und Infos unter Telefon 0521/51-3635.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 07.12.2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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MELDUNG/381: Nordrhein-Westfalen - 76.000 Unterschriften für den Erhalt der Tierschutz-Verbandsklage übergeben (MfT)


Menschen für Tierrechte - Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V.

Pressemitteilung vom 11. Dezember 2018

NRW: 76.000 Unterschriften für den Erhalt der Tierschutz-Verbandsklage
übergeben



Heute haben vor dem nordrhein-westfälischen Landtag Vertreter verschiedener
Tierschutzorganisationen(*) über 76.000 Unterschriften für den Erhalt der
Tierschutz-Verbandsklage in NRW übergeben. Morgen wird der Landtag über den
Fortbestand des Klagerechts im Tierschutz abschließend entscheiden. Die
Tierschutzverbände befürchten einen historischen Rückschritt für den
Tierschutz.

Vor fünf Jahren führte Nordrhein-Westfalen (NRW) als zweites Bundesland die
Tierschutz-Verbandsklage ein. Ein Meilenstein für den Tierschutz, denn
seither ist es anerkannten Tierschutzorganisationen möglich, den Schutz von
Tieren vor Gericht einzuklagen. Ein Klagerecht, was auch im Naturschutz
schon lange besteht. Das Gesetz über das Verbandsklagerecht und 
Mitwirkungsrechte in NRW tritt jedoch mit Ablauf des 31.12.2018 außer Kraft, wenn
es von der Landesregierung nicht aktiv verlängert wird.

Am Mittwoch, den 12.12.2018, wird der Landtag NRW über den Erhalt der
Tierschutz-Verbandsklage entscheiden. Die Verbände befürchten, dass sich
die Regierung aus CDU und FDP gegen den Erhalt des Klagerechtes für den
Tierschutz aussprechen wird.

Deswegen haben heute Vertreter von Tierschutzorganisationen 76.000
Unterschriften an das Büro der zuständigen Umweltministerin Ursula
Heinen-Esser übergeben. Die Verbände hoffen, dass sie mit diesem Appell aus
der Zivilbevölkerung die Landtagsdebatte am morgigen Mittwoch in der
Entscheidung noch positiv beeinflussen können.

"Mit der Petition wollen wir die Wichtigkeit des Themas Tierschutz noch
einmal aufzeigen. Die Tierschutz-Verbandsklage ist der Lackmustest für
ernst gemeinte Tierschutzpolitik," sagt Christina Ledermann,
stellvertretende Vorsitzende von Menschen für Tierrechte und Vorsitzende
des NRW-Tierschutzbeirats.


(*) Die Unterschriften wurden gesammelt von den Organisationen:

animal public, Albert Schweitzer Stiftung für unsere Mitwelt, Ärzte gegen
Tierversuche, ARIWA, BUND NRW, Bund gegen Missbrauch der Tiere,
Bundesverband Tierschutz, Deutsche Juristische Gesellschaft für
Tierschutzrecht, Deutsches Tierschutzbüro, Erna-Graff-Stiftung für
Tierschutz, Europäischer Tier- und Naturschutz, Landestierschutzverband
NRW, Menschen für Tierrechte, PETA, PROVIEH, TASSO, Vier Pfoten.

Die Petition finden Sie unter:

www.change.org

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 11. Dezember 2018

Menschen für Tierrechte - Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V.

Geschäftsstelle: Mühlenstr. 7a, 40699 Erkrath

Telefon: 0211 / 22 08 56 48, Fax. 0211 / 22 08 56 49

E-Mail: info@tierrechte.de

Internet: www.tierrechte.de
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MELDUNG/380: Brieftaubenwesen wird kein Immaterielles Kulturerbe (TSB)


Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes - 11. Dezember 2018

Kommentar

Brieftaubenwesen wird kein Immaterielles Kulturerbe



Die Kultusministerkonferenz und die Beauftragte der Bundesregierung für
Kultur und Medien haben auf Empfehlung des Expertenkomitees der Deutschen
UNESCO-Kommission heute 18 Neuaufnahmen in Deutschlands Verzeichnis des
Immateriellen Kulturerbes beschlossen. Das Brieftaubenwesen findet sich
nicht darunter. Dazu kommentiert Lea Schmitz, Pressesprecherin des
Deutschen Tierschutzbundes:

"Wir sind erleichtert, dass die Deutsche UNESCO-Kommission den Tierschutz
bei ihrer Entscheidung berücksichtigt hat und unserem Appell gefolgt ist.
Tiere, die für Wettkämpfe an ihre Leistungsgrenzen gebracht werden,
Verluste von hunderttausenden Brieftauben bei eben diesen Wettflügen,
verirrte Brieftauben, die in den Tierheimen landen und vom Züchter oder
Halter nicht mehr gewollt werden, weil ihre Leistung nicht gut genug war.
All dies spricht im Grunde für sich. Eine Anerkennung als Immaterielles
Kulturerbe, das zudem gepflegt, erhalten und gefördert werden soll, hätte
den Tierschutzgedanken mit Füßen getreten."

Der Deutsche Tierschutzbund hatte sich mit seiner Kritik zum
Brieftaubenwesen an die UNESCO gewandt und diese dazu aufgerufen, das
Brieftaubenwesen nicht ins bundesweite Verzeichnis des Immateriellen
Kulturerbes aufzunehmen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes e.V.

vom 11. Dezember 2018

Herausgeber: Deutscher Tierschutzbund e.V., Bundesgeschäftsstelle

In der Raste 10, D-53129 Bonn

Telefon: +49-(0)228-6049624, Fax: +49-(0)228-6049641

E-Mail: presse@tierschutzbund.de

Internet: www.tierschutzbund.de
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MASSNAHMEN/261: Landstromanschluss für Forschungsschiff am Neptunkai in Betrieb genommen (BSH)


Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie - Hamburg, 11. Dezember
2018

BSH in Rostock nimmt Landstromanschluss für Forschungsschiff am
Neptunkai in Betrieb



Rostock, 11. Dezember 2018 Gemeinsam mit dem Oberbürgermeister der
Hansestadt Rostock nahm die Präsidentin des Bundesamtes für
Seeschifffahrt und Hydrographie (BSH), Dr. Karin Kammann-Klippstein,
heute offiziell den Landstromanschluss für das Vermessungs-, Wracksuch-
 und Forschungsschiff (VWFS) DENEB in Betrieb. Die Versorgung des
Schiffes im Hafen reduziert die Belastungen durch Abgase, Lärm und
Abwärme am Neptunkai in Rostock erheblich. Das rund 100 Tage im Jahr
an dem Steg liegende VWFS DENEB kann mit dem Landstromanschluss auch
verbrauchsintensive Maschinen wie den Kran betreiben.

Der Anschluss ist auf 400 Volt Wechselstrom und 200 Ampere ausgelegt.
Die Neuinstallation ist eine Erweiterung zu dem bereits vorhandenen
Anschluss für das Vermessungsschiff (VS) CAPELLA. Mit dem Anschluss
versorgt das BSH erstmalig eines seiner Forschungsschiffe selbst mit
Landstrom.

"Das BSH ist damit in Rostock ein Vorreiter für den Ausbau von
Landstromanlagen in der Hansestadt. Wir werden ab 2020
Landstromanlagen für die Kreuzfahrtschiffe in Betrieb nehmen",
berichtet der Oberbürgermeister der Hanse- und Universitätsstadt
Rostock, Roland Methling, angesichts der Inbetriebnahme. Die
Präsidentin des BSH, Dr. Karin Kammann-Klippstein, betonte, dass
dieser Anschluss der Auftakt für die Versorgung der Schiffsflotte des
BSH mit Landstrom sei: "Mit Bremerhaven sind wir in der Projektierung
der Einrichtung einer Landstromanlage am Kohlenkai, in Bremerhaven
liegen regelmäßig unsere Forschungsschiffe ATAIR und WEGA und das
Vermessungsschiff KOMET. Sie werden hauptsächlich in der Nordsee
eingesetzt."

Die BSH-Präsidentin wies auch darauf hin, dass die Umstellung der im
Hafen liegenden Schiffe auf Landstrom eine von mehreren Maßnahmen sei,
die Flotte des BSH nachhaltig aufzustellen. So verwende das BSH als
Treibstoff für die drei Vermessungs-, Wracksuch- und Forschungsschiffe
(VWFS) und zwei Vermessungschiffe (VS) den im Betrieb
umweltschonenderen Treibstoff GtL - Gas - to - Liquid. Im
GtL-Verfahren wird Erdgas zunächst durch die Zufuhr von Sauerstoff und
Wasserdampf zu Synthesegas, dann in einem besonderen weiteren
Verfahren zu langkettigen Kohlenwasserstoffen umgewandelt und nach
einem Cracking-Verfahren zu Schiffstreibstoff umgewandelt. Der
Treibstoff ist schwefelfrei, die Abgaswerte sind besser als bei
herkömmlichen Dieselkraftstoffen.

Der 2016 in Auftrag gegebene Ersatzbau des VWFS ATAIR wird weltweit
das erste seegehende Behördenschiff mit LNG-Antrieb sein. Der
Ersatzbau entspricht den Vorgaben des Umweltzeichens "Blauer Engel"
für umweltfreundliches Schiffsdesign. Auch die ab 2021 geplanten
Ersatzbauten für die DENEB, die 24 Jahre alt ist, und das 28 Jahre
alte Forschungsschiff WEGA werden die gleichen Kriterien erfüllen wie
die neue ATAIR.

In ihrer Rede betonte Dr. Kammann-Klippstein, das das BSH sich auch in
seinen Forschungs- und Entwicklungstätigkeiten für die Verbesserung
des Umweltschutzes im Seeverkehr einsetze. So habe die Behörde unter
anderem im Oktober dieses Jahres eine Station des Messnetzes für
Schiffsabgasmessungen in Nord- und Ostsee in Bremerhaven in Betrieb
genommen. Den in Wedel stationierten Prototyp entwickelte die Behörde
in Zusammenarbeit mit dem Institut für Umweltphysik der Universität
Bremen. Für den Aufbau und Betrieb des Messnetzes hat das BSH diese
Station übernommen. Neben Wedel und Bremerhaven arbeitet eine weitere
Station in Kiel. Die Behörde sucht im Moment einen passenden Standort
in Rostock.

Auch in der Erforschung effizienter umweltfreundlicher
Schiffsanstriche engagiert sich die zentrale maritime Behörde. Schiffe
transportieren nicht nur über den Inhalt ihrer Ballastwassertanks,
sondern auch über den Bewuchs auf Schiffsrümpfen nicht-einheimische
Arten über die Meere. Das kann zum Eintrag und zur Verbreitung von
invasiven Arten führen, die eine Gefahr für die menschliche
Gesundheit, die Umwelt und für die Wirtschaft darstellen können.
Bewuchs am Schiffsrumpf erhöht auch den Strömungswiderstand des
Schiffes. Das wiederum führt zu einem Anstieg des Treibstoffbedarfs
und damit der Emissionen.

Zur Untersuchung biozidfreier Antifouling-Beschichtungen und für
Reinigungsversuche stellte das VWFS WEGA Testflächen am Schiffsrumpf
zur Verfügung und begleitete die Untersuchung mit eigenen
Taucheinsätzen. Die Feldtests im Rahmen des Projektes zeigen
vielversprechende Ansätze von biozidfreien reinigungsfähigen
Beschichtungen und für die Entwicklung neuer Reinigungstechnologien.
Unterschiedliche Techniken für effektives Bewuchsmanagement befinden
sich derzeit noch in der Erprobung.

Das Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie (BSH) ist die
zentrale maritime Behörde in Deutschland. Rund 850 Menschen in rund
100 Berufen befassen sich mit Aufgaben in der Seeschifffahrt, der
Ozeanographie, der nautischen Hydrographie, der Offshore-Windenergie
und der Verwaltung. Fünf eigene Vermessungs-, Wracksuch- und
Forschungsschiffen operieren in der deutschen ausschließlichen
Wirtschaftszone von Nord- und Ostsee. Das BSH arbeitet international
in mehr als 12 Organisationen und etwa 200 dort angesiedelten Gremien
unter anderem bei der Entwicklung internationaler Übereinkommen mit.
Das BSH ist eine Bundesoberbehörde und Ressortforschungseinrichtung im
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr und digitale
Infrastruktur mit Dienstsitzen in Hamburg und Rostock.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 11.12.2018

Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie (BSH)

Presse / Öffentlichkeitsarbeit

Bernhard-Nocht-Straße 78, 20359 Hamburg

Tel.: 040/31 90-10 10, Fax: 040/31 90-50 00

Internet: www.bsh.de
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WALD/158: Ausnahmejahr belastet Waldgesundheit in Niedersachsen (NMELV)


Niedersächsisches Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und
Verbraucherschutz - 11. Dezember 2018

Ausnahmejahr belastet Waldgesundheit in Niedersachsen

Waldzustandsbericht 2018: Trockenheißer Sommer und Borkenkäfer setzen
Fichtenwäldern zu



Hannover. "Im Januar hat der Sturm »Friederike« ein forstliches
Ausnahmejahr eingeläutet und den Forstleuten und Waldbesitzern weit
mehr als zwei Millionen Kubikmeter geworfene und gebrochene Bäume
beschert. Bis in den Herbst hatten die Waldbäume mit Trockenstress und
Borkenkäfern zu kämpfen - und der Kampf hält an." Dieses Fazit zieht
die niedersächsische Forstministerin Barbara Otte-Kinast anlässlich
der Veröffentlichung des Waldzustandsberichts für das laufende Jahr
2018. Der Löwenanteil der Windwurfschäden hat Südniedersachsen
getroffen. Die heftigen Waldschäden durch Sturm, Trockenheit und
Borkenkäferplage haben die langjährig stabilen Messwerte des
Waldumweltmonitorings für Bäume und Waldböden völlig überlagert. Man
könne nur hoffen, dass sich derartige Wetterextreme nicht so schnell
wiederholen, so die Ministerin. Im weiteren Jahresverlauf hat die
trocken-heiße Witterung die Bäume stark gestresst und zu vielen
Ausfällen geführt, gerade gepflanzte Forstkulturen sind vertrocknet.

Die mittlere Kronenverlichtung stieg aufgrund des Ausnahmesommers im
Schnitt aller Baumarten und Altersklassen um zwei Prozentpunkte auf 19
% an. Derartige Blatt- und Nadelverluste können die Lebenskraft der
Bäume empfindlich schwächen. "Unter Hitze und Wassermangel haben
besonders die Fichten gelitten", erläuterte die Ministerin. "Die
geschwächten Bäume produzieren kaum Harz und sind dann wehrlose Opfer
der Borkenkäfer." Daher mussten nach Ende der wissenschaftlichen
Außenaufnahmen für den Waldzustandsbericht noch viele von
Käferschwärmen besiedelte Bäume im Herbst geerntet werden. Dadurch
summiert sich die Schadensmenge auf über drei Millionen Kubikmeter
Holz.

Kiefernbestände wachsen überwiegend in der Heideregion. Sie haben
Hitze und Trockenheit gut weggesteckt und sind auch an die
Klimaveränderungen am besten angepasst.

Mit Verlusten von bis zu einem Drittel der Blattmasse sind die älteren
Eichen in ihrer Vitalität stark beeinträchtigt. Seit Jahren werden
ihre frisch ausgetriebenen Blätter von Raupen verschiedener
Schmetterlingsarten teilweise lebensbedrohlich kahl gefressen. Unter
ihnen ist der Eichenprozessionsspinner. Daher sind die wertvollen
alten Eichen die Sorgenkinder der Forstbetriebe und brauchen besondere
Pflege. Bei vielen Bäumen werden sich die Auswirkungen dieses Jahres
erst in den nächsten Jahren zeigen.

Ministerin Otte-Kinast ist trotz der Waldschäden zuversichtlich: "Im
Vordergrund steht nun die Wiederaufforstung der zerstörten Waldflächen
mit standortgerechten, klimaangepassten und strukturreichen
Mischbeständen. Als Starthilfe stellt mein Ministerium erhebliche
Fördergelder von Bund und Land bereit. Wir lassen die Waldbesitzer
nicht allein!"

Hintergrund:

Gesunde und stabile Wälder haben für Niedersachsen eine große
Bedeutung. Auf jeden Einwohner kommen rechnerisch 1.500 Quadratmeter
Wald und je Einwohner wird etwa ein Kubikmeter Holz geerntet.

Der Waldzustandsbericht wird jährlich von der Nordwestdeutschen
Forstlichen Versuchsanstalt erstellt und enthält neben detaillierten
Erhebungen zur Vitalität der Baumarten aktuell auch Informationen über
die Auswirkungen von Sturm, Trockenheit und Insektenfraß.

Das Landwirtschaftsministerium hat den Waldzustandsbericht 2018 unter
www.ml.niedersachsen.de im Themenbereich Wald, Holz & Jagd unter "Wald
und Forstwirtschaft" zum Download bereitgestellt.



Weitere Informationen zu aktuellen Fördermaßnehmen finden Sie außerdem
hier 

http://www.ml.niedersachsen.de/aktuelles/pressemitteilungen/ministerin-otte-kinast-gemeinsam-eine-klimaangepasste-waldgeneration-auf-den-weg-bringen--169722.html.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 118/18, 11.12.2018

Nds. Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz

Pressestelle, Calenberger Str. 2, 30169 Hannover

Tel.: 0511/120-2095, 2135, 2136, 2137; Fax: 0511/120-2382

E-Mail: pressestelle@ml.niedersachsen.de

Internet: www.ml.niedersachsen.de
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WALD/157: Natur ist wichtiger als Holz (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V.:

Gemeinsame Pressemitteilung mit der Naturwald Akademie, 6. Dezember
2018

Natur ist wichtiger als Holz - Deutsche wollen mehr staatlichen
Schutz für den Wald



82 Prozent der Deutschen fordern laut einer Forsa-Umfrage, dass Bund,
Länder und Kommunen sich entschiedener für den Wald als natürlichen
Lebensraum einsetzen. Für die Mehrheit der Befragten ist der Schutz
der biologischen Vielfalt im Wald zudem wichtiger, als die
forstwirtschaftliche Nutzung.




[image: li. Mischwald, Wald als Lebensraum; re. Forst mit gefällten Bäumen - Fotoquelle: © www.naturwald-akademie.org]

Fotoquelle: © www.naturwald-akademie.org



Die Deutschen empfinden den Wald als besonders schützenswert. Für 91
Prozent der Befragten ist der Wald als Lebensraum für Pflanzen und
Tiere sehr wichtig. Das zeigt eine neue Forsa-Umfrage, die von der
Naturwald Akademie in Auftrag gegeben wurde. Den Schutz von Wasser,
Klima und Böden durch den Wald bewerten fast ebenso viele der
Deutschen (89 Prozent) als sehr bedeutend ein. Mehr Waldnaturschutz,
weniger Forstwirtschaft, sagt die Mehrheit der Befragten: 55 Prozent
finden es wichtiger, den Wald als Lebensraum für Tiere und Pflanzen zu
bewahren, als mit Holzverkauf Geld zu verdienen. Je jünger die
Befragten, desto wichtiger ist ihnen der Wald, als Schutzraum für
biologische Vielfalt.




[image: Infografik: Lebensraum für Tiere und Pflanzen: 91%. Schutz für Boden, Wasser und Klima: 89%. Erholungs- und Freizeitraum für Menschen: 36%. Lieferant von Holz: 20% - Grafikquelle: © www.naturwald-akademie.org]
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"In Zeiten von Artensterben und den sichtbaren Zeichen des
Klimawandels in diesem Sommer wird den Menschen in der Stadt und auf
dem Land immer bewusster, dass es dringenden Handlungsbedarf gibt. Die
Umfrage zeigt, dass die Bürger erwarten, dass sich Bundes- und
Landesregierung mehr für den Wald einsetzen", sagt NABU-Präsident Olaf
Tschimpke. "Wir fordern daher, dass in den Waldgesetzen endlich der
Schutz der Wälder deutlicher niedergeschrieben wird", so Tschimpke.
Möglich wäre dies beispielsweise durch eine Definition der sogenannten
"Guten fachlichen Praxis", beziehungsweise der "ordnungsgemäßen
Forstwirtschaft" nach ökologischen Erfordernissen. Dazu gehört
beispielsweise die Förderung von heimischen Baum- und Straucharten,
der Verzicht auf eine Bewirtschaftung bei zehn Prozent der
öffentlichen Waldfläche oder das Verbot von Pestiziden im Wald.

"Die Befragung zeigt, Bürger wünschen sich natürliche Wälder mit einer
intakten Natur. Aber im Wald steht oft die Gewinnung von Holz im
Vordergrund. Wir brauchen dringend einen Systemwechsel in der
Forstwirtschaft ", sagt Pamela Scholz, Geschäftsführerin der Naturwald
Akademie.

Zum Hintergrund:

Das Forsa-Institut hat im Auftrag der Naturwald Akademie repräsentativ
1.000 Bürger im Spätsommer 2018 zur "Bedeutung des Waldes" befragt.

www.naturwald-akademie.org

 * 
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ARTENRAUB/283: Auf ihrem Winterzug - Tausende Schreiadler im Libanon getötet (DeWiSt)


Deutsche Wildtier Stiftung - 5. Dezember 2018

Tausende Schreiadler im Libanon getötet

Deutsche Wildtier Stiftung fordert: Bundesregierung muss endlich gegen
internationale Greifvogeljagd vorgehen



Es geschah vor kurzem auf dem Flug in den sonnigen Süden: Ein Schuss -
und Schreiadler "Dieter" aus Mecklenburg-Vorpommern fiel tot vom
Himmel. Vermutlich nur, weil gnadenlose Vogeljäger im Libanon eine
gefiederte Männlichkeits-Trophäe mit nach Hause nehmen wollten.
Schätzungsweise mehrere tausend Schreiadler und viele weitere
Greifvögel werden jedes Jahr beim Überfliegen des Libanon getötet.
"Illegale Abschüsse im Nahen Osten machen unsere Bemühungen zum Schutz
des bei uns äußerst seltenen Schreiadlers zunichte", kritisiert Dr.
Andreas Kinser von der Deutschen Wildtier Stiftung scharf.

Insgesamt brüten nur noch knapp 130 Schreiadler-Paare in
Mecklenburg-Vorpommern und Brandenburg. Einer von ihnen war "Dieter",
der einen Sender trug und jedes Jahr im April in sein angestammtes
Brutgebiet an die Ostseeküste bei Greifswald zurückkehrte. Hier hat er
mit seiner Partnerin drei Jahre lang jedes Jahr einen Jungvogel groß
gezogen. Und hier, wo eine intensive Land- und Forstwirtschaft die
größten Bedrohungen für die Schreiadler sind, werden seine Lebensräume
mit viel Geld und Engagement geschützt. Die Deutsche Wildtier Stiftung
verfolgt selbst seit vielen Jahren ein Schreiadler-Schutzprogramm,
kauft Flächen und schließt Verträge mit Landwirten und Waldbesitzern,
damit die Lebensräume des Schreiadlers erhalten bleiben. "Alle Mühen,
den imposanten Greifvogel zu schützen, nützen aber nichts, wenn die
Schreiadler von Wilderern einfach abgeschossen werden", sagt Kinser.

Ein Instrument für den internationalen Schutz wandernder Greifvögel
ist die Bonner Konvention zum Schutz wandernder Arten. Der darin
enthaltenen Erklärung zum Schutz von Greifvögeln (Raptors Memorandum
of Understanding) ist der Libanon bereits im Jahr 2015 beigetreten.
Für den Artenschutz war dies ein großer Erfolg, denn vor allem
Thermiksegler wie der Schreiadler nutzen die Küstenlinie des Libanon,
um das Mittelmeer zu umfliegen. Seither ist der Libanon jedoch seiner
Pflicht zum Schutz der ziehenden Arten in keiner Weise nachgekommen.
"Wir fordern die Bundesregierung auf, sich auf internationalem Parkett
endlich für ein Ende der illegalen Jagd auf Schreiadler und andere
Greifvögel im Nahen Osten einzusetzen", sagt Kinser. Die nächste
Gelegenheit dazu ist bereits Mitte Dezember: Dann findet ein
Arbeitstreffen der Bonner Konvention zum Schutz von Greifvögeln in der
Schweiz statt.



weitere Informationen:

www.DeutscheWildtierStiftung.de

https://schreiadler.org/informationen/flugrouten-schreiadler/

 * 

Quelle:

Deutsche Wildtier Stiftung

Pressemitteilung, 05.12.2018

Christoph-Probst-Weg 4, 20251 Hamburg
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KLIMA/538: Geoengineering - Klimaexperimente auf Kosten der Armen (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

International / Polen

Geoengineering: Klimaexperimente auf Kosten der Armen

Von Jutta Blume



(Katowice, 11. Dezember 2018, npl) - Vom 2. bis 14. Dezember findet im
polnischen Katowice die diesjährige Weltklimakonferenz statt. Bereits
im Oktober hat ein Sonderbericht des Weltklimarats verdeutlicht, dass
die Menschheit ihre Treibhausgasemissionen in den nächsten zwölf
Jahren halbieren und bis 2050 auf Null reduzieren muss, um einen
tiefgreifenden Klimawandel zu verhindern. Eine Zeitspanne, die
angesichts der politischen Weltlage utopisch erscheint.
Wissenschaftler*innen diskutieren daher auch über technische Auswege
aus der Klimakrise. Geoengineering heißt das Zauberwort, das für ein
breites Spektrum von Technologien zur Klimabeeinflussung steht. Diese
wiederum bergen Risiken, vor allem für die Ärmsten der
Weltbevölkerung.

Im Sonderbericht des Weltklimarats IPCC heißt es: "Die globale
Erwärmung erreicht 1,5 °C wahrscheinlich zwischen 2030 und 2052, wenn
sie mit der aktuellen Geschwindigkeit weiter zunimmt." Doch schon
heute ist der Klimawandel spürbar und verheerend. Dabei treffen immer
heftigere Wirbelstürme auf Küsten, die ihren Schutz verlieren.
Korallenriffe, die eine wichtige Barriere bilden, hätten in einer um
zwei Grad wärmeren Welt keine Überlebenschance, 1,5 Grad könnten
immerhin noch zehn bis 30 Prozent der Korallen überstehen. Zwischen
einer absoluten Obergrenze von zwei Grad und einem erstrebenswerteren
Maximum von 1,5 Grad bewegt sich das Pariser Klimaabkommen von 2015,
doch die bisherigen Anstrengungen der Staaten reichen für keines der
beiden Ziele aus.


Verbleibendes Emissionsbudget ist begrenzt

"Um ein bestimmtes Temperaturziel zu erreichen, haben wir nur noch
eine gewisse Menge an CO2, die noch ausgestoßen werden darf. Wenn das
mit dem CO2-Budget so ist, dann muss man einfach verstehen, dass wir
irgendwann in eine Nullemissionswelt kommen müssen", erklärt Jan Minx
vom Mercator Institut für Globale Gemeingüter und Klimawandel, der
auch am letzten Sachstandsbericht des Weltklimarats beteiligt war.
Negativemissionstechnologien würden dabei eine gewisse Rolle spielen
müssen. Diese werden, wie eine Reihe anderer Ideen zur
Klimabeeinflussung auch, unter dem Stichwort "Geoengineering"
gehandelt. "Einige Vorschläge sprechen davon, Kohlendioxid einzufangen
oder direkt aus der Luft zu entfernen, andere von einem Management der
Sonneneinstrahlung, wieder andere wollen die Ozeane düngen oder die
Wolken aufhellen. All diese Vorschläge sind äußerst spekulativ, was
ihre mögliche Wirkung betrifft. Ganz unabhängig davon, ob sie
technisch überhaupt realisierbar sind", erklärt der mexikanische
Ökonom Octavio Rosas Landa von der ETC-Gruppe, einer globalen
umweltpolitischen NGO.

Den spekulativen Charakter der Technologien bemängelt auch Teresa
Anderson von der internationalen Organisation ActionAid: "Viele Leute
vergleichen die Negativemissionstechnologien mit Einhörnern. Sie
klingen vielversprechend, aber wir sind nicht sicher, ob sie überhaupt
existieren." Geoengineering funktioniere bestenfalls im
Versuchsmaßstab, meistens jedoch nicht einmal das. Und das, obwohl
bereits Milliarden von US-Dollar in diese Forschung investiert wurden.


Enormer Flächenbedarf

Eine Technologie, die bereits im letzten Bericht des Weltklimarats von
2014 genannt wird, ist Bioenergie mit Kohlendioxidspeicherung - kurz
BECCS (Bioenergy with Carbon Capture and Storage). Baumplantagen oder
andere Pflanzen würden Kohlendioxid aus der Luft binden. Die Biomasse
würde anschließend verbrannt und daraus Energie erzeugt. Das dabei
entstehende Kohlendioxid würde in unterirdische Endlager gebracht.
Hauptproblem von BECCS sind vor allem die enormen Flächen, die für den
Anbau von Biomasse gebraucht würden. Nach einigen Berechnungen im
letzten Bericht des Weltklimarats wären dies Flächen von der Größe
Afrikas gewesen. Klima-Aktivistin Teresa Anderson meint: "BECCS ist
also keine brauchbare Lösung. Wenn wir es versuchen würden, bliebe uns
kein Land, um Nahrungsmittel zu produzieren, keine Ökosysteme, kein
Wasser. Alle Ressourcen würden in den Anbau von Bioenergie umgeleitet,
was für den Planeten eine ökonomische, soziale und ökologische
Katastrophe wäre. Zudem würde es diejenigen am stärksten belasten, die
den Klimawandel am wenigsten verursacht haben, die Menschen im
globalen Süden, deren Land für diese vermeintliche Lösung namens BECCS
weggenommen würde."


Experimentierfeld Erde

Eine andere Geoengineering-Technologie ist die Ozeandüngung. Ihr
Vorteil ist, dass sie kein Land beansprucht. Würde man bestimmte
Pflanzennährstoffe großflächig ins Meer schütten, - so die Theorie -
würde dies das Algenwachstum fördern. Algen binden große Mengen an
Kohlendioxid. Wenn sie absterben und zum Meeresgrund sinken, nehmen
sie das Kohlendioxid mit, so die Überlegung. Allerdings sind die
Nahrungsnetze im Ozean viel zu komplex, um diese einfache Rechnung
aufzumachen. Ozeandüngung wird vom Weltklimarat derzeit nicht in
Erwägung gezogen. Dennoch habe es in der Vergangenheit bereits erste
Anwendungen gegeben, erzählt die Leiterin der ETC-Gruppe, die
Philippinerin Neth Daño: "2012 wurden tausend Quadratkilometer auf der
kanadischen Pazifikseite mit Eisen gedüngt. Das ist eine großflächige
Anwendung. Bei tausend Quadratkilometern kann man nicht mehr von einem
Experiment reden."

Unerforschte Technologien werden einfach erprobt, ohne dass es
internationale Regularien dafür gebe, so die Kritik der ETC-Gruppe.
Beim Geoengineering sind Labortests im Prinzip nicht möglich, das
Experimentierfeld ist der Planet Erde.


Technischer Ersatz für gesellschaftlichen Wandel

Neben unbekannten Risiken der Technologien befürchtet die ETC-Gruppe,
dass sie nicht als begleitende Maßnahme zur Reduktion von Emissionen
eingesetzt würden, sondern als Ersatz. "Es scheint eine Ausrede zu
sein, um keine zusätzlichen Anstrengungen zu unternehmen, den Austoß
von Treibhausgas zu reduzieren", sagt Rosas Landa. In seiner Heimat
Mexiko seien bereits katastrophale Folgen eines globalen
Temperaturanstiegs um ein Grad zu spüren. In manchen Bundesstaaten
herrsche seit Jahren Dürre.

Anderson wiederum meint, dass es keiner technischen Lösungen bedarf,
um der Erdatmosphäre Kohlendioxid zu entziehen. "Ökosysteme können
Kohlenstoff aufnehmen, und wenn wir zerstörte Natur wieder versuchen
aufzubauen, wenn wir Wälder und die Rechte indigener Völker schützen,
die erwiesenermaßen die besten Waldschützer sind, dann können wir
durch Ökosysteme negative Emissionen erreichen", so Anderson.
Aufforstungen oder Plantagen könnten diese Rolle hingegen kaum
übernehmen. "Gleichzeitig müssen wir massiv Emissionen reduzieren, was
nur durch einen grundlegenden gesellschaftlichen Wandel möglich ist."
Der Glaube an (technische) Einhörner hingegen müsste aufhören.


Audiobeitrag:

https://www.npla.de/podcast/geoengineering_klimaexperimente-auf-kosten-der-armen/


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/geoengineering-klimaexperimente-auf-kosten-der-armen/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.
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MELDUNG/157: Mehrheit der Ostdeutschen fürchtet Klimawandel mehr als Kohleausstieg (Campact)


Campact - Pressemitteilung vom 11. Dezember 2018

Emnid-Umfrage: 

Mehrheit der Ostdeutschen fürchtet Klimawandel mehr als Kohleausstieg



Verden/Berlin, 11. Dezember 2018. Eine Mehrheit von 68 Prozent der
Ostdeutschen fürchtet, dass der Klimawandel in ihrer Region vermehrt zu
Dürren und Waldbränden führen wird. 52 Prozent sind der Meinung dass die
Landesregierungen der Braunkohle-Länder Brandenburg, Sachsen und
Sachsen-Anhalt den Klimawandel nicht ernst genug nehmen. Das ist das
Ergebnis einer von Campact beauftragten Emnid-Umfrage.

Heute berät in Berlin ein Ausschuss der Kohlekommission Maßnahmen zum
Strukturwandel in den Kohleregionen. Die Ministerpräsidenten der drei
Länder - Dietmar Woidke, Michael Kretschmer und Reiner Haseloff - stellen
sich gegen einen schnellen Kohleausstieg. "Die drei Ministerpräsident
machen sich zum Sprachrohr der Kohlelobby", sagt dazu Gerald Neubauer von
Campact. "Doch die Sorgen der Ostdeutschen vor mehr Dürren und Waldbränden
durch den Klimawandel ignorieren sie. Dabei fürchtet eine große Mehrheit
den Klimawandel viel mehr als den Kohleausstieg."

Die von Emnid befragten 1036 Menschen befürworten zu 60 Prozent die
Abschaltung alter Kohlekraftwerke, damit Deutschland das Klimaziel 2020
noch erreicht. Und 63 Prozent sind überzeugt, dass die Erneuerbaren
Energien zukünftig in Ostdeutschland wichtiger für den Arbeitsmarkt sein
werden als die Braunkohleindustrie. "Die Menschen in Ostdeutschland sind
schon viel weiter als ihre Ministerpräsidenten. Energiewende und
Kohleausstieg sind die Zukunft - das müssen auch die Landesregierungen der
Kohleländer endlich verstehen", sagt Gerald Neubauer weiter.

Die Sorge vor den Folgen des Klimawandels geht quer durch alle Parteien. 81
Prozent der SPD-Anhängerinnen und Anhänger und 73 Prozent der Menschen, die
der CDU nahe stehen, fürchten vermehrte Dürren und Waldbrände in ihrer
Region. Sogar die Anhängerinnen und Anhänger der AfD, die klimaskeptische
Positionen verbreitet, teilen diese Sorge vor den Folgen des Klimawandels
zu 64 Prozent.


Hinweise:

Das Forschungsinstitut Kantar EMNID hatte 1036 Menschen aus den
ostdeutschen Bundesländern in repräsentativer Zusammensetzung telefonisch
befragt.

Appell "Raus aus der Kohle":

https://www.campact.de/kohleaus

Emnid-Umfrage zu Klimaschutz und Kohleausstieg:

https://blog.campact.de/wp-content/uploads/2018/12/Emnid-Umfrage-Ostdeutschland.pdf

 * 

Quelle:

Campact e.V. - Kampagnen für eine lebendige Demokratie

Artilleriestr. 6, 27283 Verden/Aller
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MELDUNG/395: Das langsame Sterben der Wiesenvögel (LBV)


Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V. (LBV) - Verband für
Arten- und Biotopschutz

Presseinformation vom 11. Dezember 2018

Das langsame Sterben der Wiesenvögel

Wiesenbrüter leiden unter Wassermangel und Klimawandel - Wie kann
langfristiger Schutz in Bayern gelingen?



Hilpoltstein, 11.12.2018 - Noch bis zum 14. Dezember verhandeln 190
Staaten über die Umsetzung des 2015 beschlossenen Pariser
Klimaabkommens. Steigende Temperaturen und Wassermangel - die Folgen
des Klimawandels treffen nicht nur uns Menschen, sondern auch eine
Vielzahl an heimischen Tier- und Pflanzenarten in Bayern. Vor allem
Wiesenbrüter, also in Wiesen oder Grünland brütende Vogelarten wie der
Große Brachvogel, das Braunkehlchen oder der Kiebitz, haben schwer zu
kämpfen. Der LBV fordert deshalb die Verhandlungspartner der gerade im
polnischen Katowice stattfindenden Weltklimakonferenz auf, alle
erforderlichen Schritte zu unternehmen, die festgelegten Klimaziele
für Bayern, Deutschland und die Welt zu erreichen. "Um den Rückgang
der Artenvielfalt zu stoppen, fordert der LBV mehr Anstrengungen im
Natur- und Klimaschutz. Ansonsten sind unsere bayerischen Wiesenbrüter
bald ausgestorben", sagt LBV-Artenschutzreferent Dr. Andreas von
Lindeiner.

Die letzten bayerischen Wiesenvögel kämpfen um ihr Überleben. Bereits
jetzt sind sieben Arten akut vom Aussterben bedroht, darunter der
Große Brachvogel, das Braunkehlchen und die Bekassine. Auch der
Wachtelkönig und der Kiebitz sind als Wiesenbrüter stark gefährdet und
auf der Roten Liste geführt. Der Grund für ihr schleichendes
Aussterben ist menschengemacht: Durch den Klimawandel und die
intensive Landwirtschaft wird es immer schwieriger Feucht- und
Nasswiesen, den Lebensraum der Vögel, zu erhalten. "In trockenen
Jahren, wie aktuell in 2018, fehlt es schlichtweg an ausreichend
Wasser, um die für Wiesenbrüter erforderlichen Lebensbedingungen zu
sichern", sagt von Lindeiner.

Um das Aussterben der Wiesenbrüter in Bayern zu verhindern, muss als
vordringliche Maßnahme der Wasserhaushalt verbessert werden. Zu diesem
Ergebnis kam auch ein aktueller Workshop von Experten des LBV und des
Landesamts für Umwelt (LfU). Der LBV fordert deshalb die zuständigen
Wasserwirtschaftsämter auf, in Absprache mit Naturschutz und
Landwirten, in Wiesenbrütergebieten Flachwasserbereiche und einen
ausreichend hohen Grundwasserstand unter allen Umständen zu erhalten.
"Nicht nur die Wiesenbrüter profitieren von einem ausreichenden
Wasserstand. In vielen Gebieten beklagen sich Landwirte bereits
darüber, dass sie kaum noch Heu auf den zu trockenen Flächen ernten
können", sagt der LBV-Artenschutzreferent. Ein abgestimmtes
Wassermanagement hilft also nicht nur den Wiesenbrütern, sondern auch
den Bauern.

Hintergrund

"Für Wiesenbrüter sind Nassflächen äußerst wichtig. Dort finden sie
Nahrung, kommunizieren miteinander und können sich putzen". Die
Wiederherstellung und der Erhalt von feuchten Flächen zur
langfristigen Bestandssicherung ist darum unbedingt erforderlich.
Mögliche Maßnahmen für eine notwendige Erhöhung der Bodenfeuchte sind
zum Beispiel die Anhebung des Grundwasserspiegels oder eine
periodische Überflutung der entsprechenden Gebiete. Auch die Anlage
von wechselfeuchten Mulden kann die Attraktivität des Lebensraums für
Wiesenbrüter unterstützen.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 11.12.2018

Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V.

Eisvogelweg 1, 91161 Hilpoltstein

Tel.: 09174/4775-30, Fax: 09174/4775-75

E-Mail: info@lbv.de

Internet: www.lbv.de
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STANDPUNKT/1057: BUND fordert Stopp aller Ausbauvorhaben am Hamburger Flughafen (BUND HH)


BUND-Landesverband Hamburg - 11. Dezember 2018

BUND fordert Stopp aller Ausbauvorhaben am Hamburger Flughafen und
personelle Konsequenzen

Ausbauplanung ist rechtlich nicht haltbar / Wirtschaftssenator muss
für rechtssicheres Verfahren und Abberufung von Flughafenchef
Eggenschwiler sorgen



Die jetzt bekannt gewordene Ausbauplanung des Hamburger Flughafens ist
nach Einschätzung des BUND Hamburg rechtlich nicht haltbar. Über Jahre
wurde vom Flughafen mit Rückendeckung des Bezirksamts Nord und der
Wirtschaftsbehörde (BWVI) ohne Öffentlichkeitsbeteiligung eine massive
Ausbauplanung umgesetzt und genehmigt. Dies hätte nur mit einen
Planfeststellungsverfahren und entsprechender
Öffentlichkeitsbeteiligung geschehen dürfen. Der BUND fordert daher,
alle Ausbauvorhaben sofort zu stoppen.

"Acht bis zehn Millionen Passagiere mehr bedeuten auch bis zu
80.000-100.000 Flugbewegungen mehr. Die völlig überholte
Planfeststellung aus 1998 deckt diesen Ausbau nicht ab. Trotzdem wurde
munter weitergemacht. Der BUND fordert deshalb, dass Herr
Eggenschwiler als Vorsitzender der Geschäftsführung des Flughafens
abberufen wird", so Manfred Braasch, Landesgeschäftsführer des BUND
Hamburg.

Der BUND begründet seine Forderung damit, dass der Flughafenchef
versucht, mit Einzelgenehmigungen für mehrere Ausbauschritte ein
gesetzlich vorgeschriebenes Planfeststellungsverfahren zu umgehen und
damit der von den Maßnahmen betroffenen Bevölkerung ihr
Beteiligungsrecht vorzuenthalten. Außerdem treibe Eggenschwiler
Ausbaupläne in einer Dimension voran, die selbst aus Sicht der
Fluggesellschaften der absehbaren Entwicklung des Flugverkehrs nicht
entsprechen. "Michael Eggenschwiler ist Chef eines mehrheitlich in
öffentlicher Hand befindlichen Unternehmens und hat zum Wohle der
Stadt und seiner Bürger zu handeln. Wer sich mit einem
überdimensionierten Prestigeflughafen in Hamburg ein Denkmal setzten
will, muss seinen Platz räumen", so Manfred Braasch.

Unabhängig von den über die Medien bekannt gewordenen Ausbauzahlen
kommt eine Stellungnahme der FDC Airport Consulting aus Offenbach zu
der Einschätzung, dass derzeit zusätzliche Kapazitäten am Hamburger
Flughafen für bis zu 10 Mio. Passagiere und 100.000 Flugbewegungen
geschaffen werden. Entsprechend ergeben sich dann perspektivisch
Gesamtkapazitäten von 27 Mio. Passagieren und ca. 260.000
Flugbewegungen pro Jahr.

Im Planfeststellungsbeschluss von 1998, der drei Ausbaustufen im
Grunde genehmigt hat, wird aber nur eine Kapazitätserhöhung auf 14
Mio. Passagiere und 195.000 gewerbliche Flugbewegungen genannt. Die
Vorgehensweise des Flughafens, lediglich mit einzelnen
Plangenehmigungen ohne Öffentlichkeitsbeteiligung zu agieren, ist
damit rechtlich nicht haltbar.

Unterstützt wurde die Vorgehensweise des Flughafens durch eine
Fehlkonstruktion in der Aufsicht des Flughafens. So war über Jahre der
Bezirksamtsleiter des Bezirks Hamburg-Nord für die Baugenehmigungen
zuständig und zugleich im Aufsichtsrat der Flughafen GmbH und
Vorsitzender der Fluglärmschutzkommission (FLSK). Diese Personalunion
und Ämterhäufung ist aus Sicht des BUND nicht zu akzeptieren.

"Wir fordern den neuen Wirtschaftssenator Westhagemann, der für die
Gesamtaufsicht über den Flughafen zuständig ist, auf, alle Ausbaupläne
zu stoppen, für ein rechtlich einwandfreies Verfahren zu sorgen und
die Aufsicht über den Flughafen neu zu ordnen", so Manfred Braasch.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 11.12.2018

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND-Landesverband Hamburg

Lange Reihe 29, 20099 Hamburg

Tel.: 040/600 387-0, Fax: 040/600 387-20

E-Mail: bund.hamburg@bund.net

Internet: www.bund.net/hamburg
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DEMO/263: "Kohle stoppen. Demonstrieren für den Klimaschutz" - Demo zum Schüler*innen Streik, 14.12. (BUND SH)


BUND Landesverband Schleswig-Holstein e.V. - Kiel, 11. Dezember 2018

Demo zum Schüler*innen Streik für den Klimaschutz



Die BUNDjugend Schleswig-Holstein ruft auf Grund der
Solidarisierung mit den Schülern und Schülerinnen aus
Schleswig-Holstein, die am Freitag, 14.12.2018, ab 8 Uhr vor dem
Landtag in Kiel für den Klimaschutz streiken, zur zeit- und
ortsgleichen Demonstration auf. An dieser Stelle weisen wir darauf
hin, dass das Fernbleiben vom Schulunterricht auf Grund der
Schulpflicht in Deutschland nicht gestattet ist und wir deshalb nicht
zu dem Streik als solchem aufrufen. 

Kohle stoppen - Demonstrieren für den Klimaschutz

Nach dem Vorbild der 15-jährigen Klimaaktivistin Greta Thunberg aus
Schweden streiken inzwischen weltweit Schüler*innen für das Klima. Am
kommenden Freitag, den 14.12.2018, ab 8 Uhr treffen sich auch hier in
Schleswig-Holstein Schülerinnen und Schüler selbstorganisiert vor dem
Landtag in Kiel, anstatt zur Schule zu gehen.

Sie wollen damit zeigen, dass der Kohleausstieg und der Klimaschutz
genauso wichtig für ihre Zukunft sind, wie eine ordentliche
Ausbildung. Denn obwohl der Klimawandel längt zu einer realen
Bedrohung für die zukünftige Gesellschaft geworden ist, werden Kohle,
Öl und Gas weiter abgebaut. Das Thema ist umso brisanter, da sich
aktuell vom 3. bis 14. Dezember 2018 die Vertragsstaaten der
UN-Rahmenkonvention zum Klimawandel (UNFCCC) in Katowice in Polen
treffen, um insbesondere über die Umsetzung des 2015 beschlossenen
Pariser Klimaabkommens zu verhandeln. Die Zeit für Entscheidungen auf
der Konferenz drängt, denn wie die Entwicklungen der globalen
CO2-Emissionen zeigen, ist die Welt zurzeit von dem in Paris
vereinbarten Fahrplan zur Bekämpfung des Klimawandels weit entfernt.

"Die Leidtragenden des Klimawandels werden vor allem die nachfolgenden
Generationen sein. Deshalb ist es umso wichtiger, dass die Stimmen der
jungen Leute Gehör finden", so Kristina Rauf von der BUNDjugend
Schleswig-Holstein. "Daher rufen wir dazu auf, sich mit den
Schüler*innen solidarisch zu zeigen und ebenfalls am Freitag vor dem
Landtag in Kiel mit zu demonstrieren", so Rauf weiter. An dieser
Aktion beteiligt ist neben der BUNDjugend Schleswig-Holstein auch die
TurboKlimaKampfGruppe Kiel (TKKG).

In Kürze:

Wann: Freitag, 14.12,2018, ab 8:00 Uhr

Wo: vor dem Landtag in Kiel

Was: Schülerstreik und Demonstration für den Klimaschutz

Die BUNDjugend ist der unabhängige Jugendverband des BUND.



www.bundjugend-sh.de

www.facebook.com/BUNDjugend-Schleswig-Holstein-110978088948300/

 * 

Quelle:

Presseinformation, 11.12.2018

Herausgeber: Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Landesverband Schleswig-Holstein

Lorentzendamm Nr. 16, 24103 Kiel

Tel.: 0431/66060-0, Fax: 0431/66060-33

E-mail: bund-sh@bund-sh.de

Internet: www.bund-sh.de
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WETTBEWERB/341: Natürlich Baden-Württemberg! Das schönste Naturfoto aus dem Ländle - bis 30.4.19 (BUND BW)


BUND Landesverband Baden-Württemberg - 7. Dezember 2018

Fotowettbewerb

natürlich Baden-Württemberg!

Der BUND Baden-Württemberg geht mit seinem Fotowettbewerb in die
zweite Runde. Auch 2019 suchen wir das schönste Naturfoto aus dem
Ländle. Klick!



Stuttgart. Auf die Kamera. Fertig. Los! In Baden-Württemberg
verstecken sich wertvolle Naturjuwelen. Mit 281 Lebensraumtypen und
über 50.000 Tier- und Pflanzenarten beheimatet Baden-Württemberg einen
wertvollen natürlichen Schatz. Doch jedes Jahr verschwinden viele Tier-
 und Pflanzenarten unwiederbringlich. Schaut man sich die Inventur der
bedrohten Arten an, wird klar, die Situation ist alarmierend: Jede
dritte der Tier- und Pflanzenarten in Baden-Württemberg ist gefährdet.
Am stärksten betroffen sind die Tagfalter. 80 Prozent der
Tagfalterarten sind bedroht, viele davon wie der Schwarze Apollo gar
vom Aussterben. Bei den Säugetierarten sind es 70 Prozent der Arten,
die gefährdet sind.

"Schuld am Artenschwund ist der Mensch: Er betoniert Flüsse und Wiesen
zu, rodet Wälder und vergiftet mit Pestiziden und anderen Schadstoffen
ganze Landstriche. Den Artenschwund zu stoppen ist eine der
wichtigsten Menschheitsaufgaben", so Brigitte Dahlbender,
BUND-Landesvorsitzende. "Mit dem Fotowettbewerb natürlich
Baden-Württemberg möchte der BUND die Vielfalt und Schönheit der Natur
in Baden-Württemberg zeigen und für die Bedeutung der Artenvielfalt
sensibilisieren."

Was sollte auf dem Foto zu sehen sein?

Das Motto natürlich Baden-Württemberg bietet Spielraum für
Kreativität. Es lohnt sich auf Entdeckungsreise zu gehen und Natur
oder Menschen, die im Naturschutz aktiv sind, einzufangen. Das Bild
muss nachweislich aus Baden-Württemberg stammen. Die Tiere und
Pflanzen müssen in Wildnis leben, die Landschaften unberührt sein.
Fotos von Haustieren oder Pflanzen aus dem eigenen Garten sind also
nicht geeignet. Die Fotos können bis zum 30. April 2019 eingereicht
werden. Die Gewinnerfotos werden zum Tag der Biodiversität am 22. Mai
2019 veröffentlicht.

Wie kann ich mitmachen?

Teilnehmen können Menschen aus dem gesamten Bundesgebiet.
Die Fotos können an web.bawue@bund.net geschickt oder auf unserer
Facebook-Seite oder in der Facebook Gruppe Wildes Baden-Württemberg
gepostet werden.

Bitte versehen Sie das Foto mit folgenden Angaben:


	Vorname und Name

	Adresse

	E-Mail

	Wo in Baden-Württemberg wurde die Aufnahme gemacht?

	Bildbeschreibung: Welches wilde Tier oder Pflanze oder unberührte Landschaft ist zu sehen? Vielleicht können Sie sich an die Aufnahmesituation erinnern und wie es war, als Sie das Foto gemacht haben?



Es können maximal 3 Fotos eingereicht werden.

Das eingereichte Bild muss mindestens 999 Pixel x 999 Pixel groß sein.
Es können auch Fotoabzüge per Post an die BUND-Landesgeschäftsstelle,
Kennwort "natürlich Baden-Württemberg", Marienstraße 28, 70178
Stuttgart, eingesendet werden.

Was kann ich gewinnen?


	Preis: Ein Wochenende auf der Schwäbischen Alb in einer Jurte, im Tipi oder Zirkuswagen. Als Gutschein des Hofgut Hopfenburg im Wert von 200 Euro.

	Preis: Eine Ausgabe des Buches Gärtnern für eine bessere Welt aus dem Kosmos Verlag und ein Gutschein über 50 Euro aus dem BUNDladen sowie das Praxisbuch außergewöhnliche Naturfotografie aus dem dpunkt.verlag.

	Preis: Ein Abonnement des Magazins Makrofoto und das Buch Und jetzt retten wir die Welt aus dem Kosmos Verlag.

	Preis: Das Buch Licht. Die große Fotoschule aus dem Rheinwerk Verlag und das Praxisbuch Kreative Naturfotografie aus dem dpunkt.verlag.

	Preis: Die Fotoschule in Bildern: Makrofotografie aus dem Rheinwerk Verlag.



Sonderpreis: Praxisbuch Landschaftsfotografie aus dem dpunkt.verlag.

Der Fotowettbewerb in Kürze:


	Was: Fotowettbewerb natürlich Baden-Württemberg

	Wann: Einsendeschluss ist der 30. April 2019. Bekannt gegeben werden die Gewinner*innen am 22. Mai 2019 zum Tag der Biodiversität.

	Wie: Die Fotos können an die Wettbewerbs-E-Mail-Adresse eingereicht werden: web.bawue@bund.net, auf der Facebook Seite des BUND Baden-Württemberg oder in der Facebook Gruppe Wildes Baden-Württemberg



Weitere Informationen und Teilnahmebedingungen:

www.bund-bawue.de/Fotowettbewerb/Teilnahmebedingungen

 * 

Quelle:

Presseinformation, 07.12.2018

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND)

Landesverband Baden-Württemberg e.V.

Marienstraße 28, 70178 Stuttgart
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BEGEGNUNG/1896: Lievelde - Mittwinterabend auf "Erve Kots"am 27.12.2018


Kreis Borken

Mittwinterabend auf "Erve Kots"

Deutsch-niederländisches Programm über Wetterregeln und Sprüche am
Donnerstag, 27. Dezember, in Lievelde



Kreis Borken / Lievelde. Zum Jahresende wird es wieder gemütlich am
Herdfeuer auf dem Anwesen "Erve Kots": Am Donnerstag, 27. Dezember,
ist dort im niederländischen Lievelde zum Mittwinterabend eingeladen.
Der Abend steht diesmal unter dem Titel "Wenn der Hahn kräht auf dem
Mist, ändert sich's Wetter... oder es bleibt, wie es ist" - und dreht
sich um Klima, Wetter, Wetterregeln und Sprüche. Neben deutschen und
niederländischen Beiträgen zum Thema gibt es Musik mit plattdeutschen
Texten und mehr. Los geht es um 19.30 Uhr. Alle Interessierten sind
zum gemütlichen Abend am Kamin willkommen, den die Arbeitsgemeinschaft
Achterhoek-Westmünsterland gemeinsam mit dem Kulturkreis Schloss
Raesfeld, dem Dialektkring Achterhoek en Liemers und der
Kreisheimatpflege Borken veranstaltet.

Das Wetter ist das Wichtigste im Leben eines jeden Bauern. Nur wenn
das Wetter stimmt, wenn Regen und Sonne, Wärme und Kälte zur rechten
Zeit kommen, wird es eine Ernte geben. Seit Tausenden von Jahren wird
das Wetter genau beobachtet. Gewissermaßen als "Überlebensstrategie"
haben sich daraus die verschiedenen Wetterregeln entwickelt, die in
allen Kulturen der Welt überliefert sind. So haben auch unsere
Vorfahren im Achterhoek und im Westmünsterland Zusammenhänge erkannt
und sie im Alltagsleben für eine kurzfristige Wettervorhersage
genutzt.

Drs. Sebastiaan Cobelens aus Almere (NL) blickt in seinem Vortrag auf
das Wetter im Raum Achterhoek-Westmünsterland während der vergangenen
200 Jahre zurück. Gisbert Strotdrees aus Münster greift mit alten
Wetter- und Bauernregeln die Frage auf: "Wissen sie mehr, als wir
glauben?". Doris Homolka (Bocholt) liest Geschichten von Egon Reiche
und Willi Richter, Ria Olijslager (Lievelde) den Text "Eschmolten as
Botter in'ne Sünne" (Geschmolzen wie Butter in der Sonne) vor.
Für die musikalische Begleitung des Mittwinterabends sorgen die
"Mannslöh". Die Gruppe, deren Mitglieder aus Bocholt und Hamminkeln
stammen, bildete sich 2006, um zunächst eine CD mit plattdeutschen
Liedern - "Dingden, dat is platt" - für den Verein Dorfentwicklung
Dingden zu produzieren. Das heutige Liedgut der Mannslöh besteht aus
plattdeutschen, kölschen und irischen Liedern, aber auch aus deutschen
und englischen Oldies.

Das historische Anwesen "Erve Kots" liegt am Eimersweg 4 in 7137
Lievelde in den Niederlanden, an der alten Verbindungsstraße zwischen
Groenlo und Lichtenvoorde. Weitere Informationen gibt es unter
www.ervekots.nl.

Der Eintritt zum Mittwinterabend auf "Erve Kots" kostet 12,50 Euro,
inklusive einer Tasse Kaffee und zwei Neujährchen. Nähere
Informationen gibt es auch in der Geschäftsstelle der
Kreisheimatpflege im kult Westmünsterland in Vreden, Tel.
02564/9899110 oder per E-Mail an heimatpflege@keis-borken.de.

 * 

Quelle:

Kreis Borken

Pressestelle

Burloer Straße 93, 46325 Borken

Telefon: (0 28 61) 82 21 - 11 / 13

E-Mail: pressestelle@kreis-borken.de
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MARKT/4171: Wertheim - Budenzauber und mehr vom 14. bis 23. Dezember


Wertheimer Weihnacht im Lichterglanz

Budenzauber und mehr vom 14. bis 23. Dezember



Der Wertheimer Weihnachtsmarkt zählt zu den schönsten in der Region.
Das liegt nicht nur an der illuminierten, historischen Stadtkulisse,
sondern auch am oft kopierten, aber selten erreichten Programm. Dieses
Jahr findet der Weihnachtsmarkt vom 14. bis 23. Dezember statt, er ist
täglich von 12 bis 20 Uhr geöffnet. Mit dem Mittelalter-Spektakel auf
dem Mainplatz und dem Französischen Markt auf dem Neuplatz werden an
den Wochenenden wieder besondere Akzente gesetzt. Wer die legendären
Glühweinpartys erleben will, kann sich dieses Jahr auf vier Termine
freuen.

Das ausführliche Programm des Weihnachtsmarkts stellten die
Organisatoren am Donnerstag in einem Pressegespräch im Rathaus vor.
Mit dabei waren Bürgermeister Wolfgang Stein, Bernd Maack,
Vorsitzender des Vereins Stadtmarketing Wertheim, Martina Wenzel,
Vorsitzende des Fördervereins Stiftskirche, sowie Innenstadt- und
Burgmanager Christian Schlager.

Weihnachtsbuden in der Innenstadt

Im stimmungsvollen Ambiente der weihnachtlich beleuchteten Innenstadt
sind etwa 60 Stände aufgebaut. Hier finden die Besucher ein ebenso
geschmack- wie qualitätsvolles Sortiment. Angeboten werden typische
Weihnachtsleckereien, darunter Glühwein, warmer Most,
Feuerzangenbowle, Wildschweinbratwürste, Suppen und Fisch.
Verschiedenes Gebäck, Maronen, Nüsse, Trockenfrüchte und vielerlei
Süßwaren runden das Angebot ab.

Auch zahlreiche Kunsthandwerker sind vertreten. Sie bieten
Handgefertigtes aus Glas, Keramik, Holz oder Beton. Auch Edelsteine,
Schmuck, Lederwaren, Strick-, Stoff-, Filz- und Lammfellartikel sind
willkommene Geschenkideen für das Weihnachtsfest.

Am Kirchplatz engagieren sich wieder die Evangelische Emmausgemeinde,
die katholischen Kirchengemeinde Wertheim und der Förderverein
Stiftskirche. Von Freitag bis Sonntag, 14. bis 16. Dezember, gibt es
hier selbstgemachte Leckereien wie Glögg, die skandinavische Variante
des Glühweins, heißen Met, alkoholfreien "Winterzauber", Waffeln und
Bratwurst. Erstmals wird in diesem Jahr der Kirchturm der Stiftskirche
in den Abendstunden besonders beleuchtet.

Mittelaltermarkt

Der Mittelaltermarkt findet jeweils samstags und sonntags von 12 bis
20 Uhr auf dem Mainplatz statt. Schmiedemeister, Drechsler und
Münzpräger zeigen inmitten des mittelalterlichen Lagerlebens ihr
Können. Neben Marktwaren gibt es auch "historische" Speisen und jede
Meine Unterhaltung mit Gauklern, Barden, Falkner- und Feuershows.

Mehrfach am Tag entführt die Musikgruppe "Tryzna" in die damalige
Zeit. "Hrabne, die Barbardin" unterhält mit Märchen, Sagen, Balladen,
Tanz, Spiel und Scherz. Und "Willis, der Gaukler" erfreut mit
historischer Gaukelei, aber auch spannenden Feuershows. Das Lagerleben
des Vereins "Eiris" macht das Mittelalter für große und kleine
Besucher erlebbar. Ein Münzpräger und die Armbrustschützen laden zum
Mitmachen ein. Steinmetz und Schmied demonstrieren ihr Handwerk.
Besonderer Anziehungspunkt sind die Greifvogelvorführungen von Falkner
Columbarius.

Französischer Markt

Das dritte Jahr in Folge geht es auf dem Neuplatz Französisch zu. Am
zweiten Adventswochenende von Freitag bis Sonntag und am dritten
Adventswochenende von Donnerstag bis Sonntag locken hier Händler aus
Frankreich mit kulinarischen Spezialitäten und französischen Chansons.

Glühweinpartys

Die legendären Glühweinpartys finden wieder von 18 bis 22 Uhr auf dem
Marktplatz statt. Zum Auftakt am Donnerstag, 13. Dezember, heizen
"Puente Latino" mit karibischen Rhythmen ein. Am Samstag, 15.
Dezember, sorgt die Jazz & Blues Band "Petite Fleur" für Stimmung.
Party-, Rock- Soul- und Funkmusik gibt es am Donnerstag, 20. Dezember,
mit "Mirko & Friends unplugged" und "Breakaway Paradise" rockt den
Marktplatz am Samstag, 22. Dezember.

Weitere Informationen zum Weihnachtsmarkt und das ausführliche
Programm zum Herunterladen gibt es auf der Internetseite der Stadt
Wertheim unter www.wertheim.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 08.12.2018

Stadtverwaltung Wertheim

- Presse und Information -

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301, Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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SPIELE/422: Braunschweig - Spiele-Nachmittage für Senioren in der Weststadt und im Heidberg, 17.12.


Stadt Braunschweig

Spiele-Nachmittage für Senioren in der Weststadt und im Heidberg



Braunschweig. In der kommenden Woche veranstaltet die Stadtbibliothek
zwei Spiele-Nachmittage für Senioren in ihren Zweigstellen. Am Montag,
17. Dezember, von 15 bis 17 Uhr, sind Senioren in die Zweigstelle
Weststadt der Stadtbibliothek Braunschweig, Rheinring 12 eingeladen.
Für weitere Informationen ist die Zweigstelle Weststadt unter der
Telefonnummer 470-6857 zu erreichen.

Am Dienstag, 18. Dezember, findet in der Zweigstelle Heidberg,
Weimarstraße 4, ebenfalls von 15 bis 17 Uhr ein Spiele-Nachmittag für
Senioren statt. Weitere Informationen in der Zweigstelle Heidberg
unter der Telefonnummer 26309473.

Zu den Spiele-Nachmittagen sind spielbegeisterte Menschen eingeladen,
einen kurzweiligen Nachmittag in der Bibliothek zu verbringen.
Gemeinsam können bei einer Tasse Kaffee alte und neue, bekannte und
unbekannte Gesellschaftsspiele ausprobiert werden. Auch Zuschauer sind
willkommen. Der Eintritt ist frei. Anmeldungen sind nicht
erforderlich.

Die nächsten Spiele-Nachmittage finden am Montag, 28. Januar, in der
Weststadt und am Dienstag, 22. Januar, im Heidberg statt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 10.12.2018

Stadt Braunschweig - Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Postfach 3309, 38023 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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TOUR/7383: Hanau - Mit dem Weihnachtsmann die Hanauer Innenstadt entdecken, 22.12.2018


Stadt Hanau

Mit dem Weihnachtsmann die Hanauer Innenstadt entdecken

Eine Führung der Tourist-Information Hanau am 22. Dezember



Am Samstag, 22. Dezember, lädt der Weihnachtsmann ein, ihn bei einem
Rundgang durch die Hanauer Innenstadt zu begleiten. Stadtführerin
Karolina Dols im weihnachtlichen Kostüm führt Interessierte zu den
interessantesten und geschichtsträchtigsten Plätzen und
Sehenswürdigkeiten der Innenstadt. Dabei gibt sie allerlei Anekdoten
und viel Wissenswertes zum Besten.

Treffpunkt ist um 14 Uhr vor dem Congress Park Hanau. Die Teilnahme
kostet sieben Euro für Erwachsene und für Kinder die Hälfte.
Voranmeldungen sind dringend erforderlich, da die Führung bei
mangelndem Interesse abgesagt wird.

Anmeldung bei der Tourist-Information im Hanauer Rathaus unter Telefon
06181-295 739 oder per E-Mail an touristinformation@hanau.de oder beim
Hanau Laden am Freiheitsplatz 3, Telefon 06181-427 78 99. Weitere
Informationen über diese und andere Stadtführungen unter
www.hanau.de/tourismus.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 10.12.2018

Stadt Hanau

Öffentlichkeitsarbeit

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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